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Editorial: Geopolitische Konflikte nach der 
„neuen Weltordnung” 


Nur ein knappes Vierteljahrhundert nach 
ihrer Ausrufungdurch den damaligen US- 
Präsidenten George H.W. Bush befindet 
sich die „neue Weltordnung“ in Auflösung. 
Der Konflikt in der Ukraine, die (Bürger-) 
Kriege im Nahen Osten und der Aufstieg 
des IS, die jüngsten Fluchtbewegungen, 
die Weltwirtschaftskrise und die durch sie 
beschleunigten Verschiebungen zugunsten 
der BRICS-Staaten (Brasilien, Russland, 
Indien, China, Südafrika), die Krise in 
der EU, die Konflikte um natürliche 
Ressourcen und nicht zuletzt ökologische 
Krisenphänomene wie der Klimawandel 
haben die Vorstellungeiner friedlichen glo- 
balen Entwicklung unter kapitalistischen 
Vorzeichen und unter US-amerikanischer 
Führung gründlich desavouiert. 

Was an ihre Stelle treten könnte, ist 
noch unklar, die Konturen des Neuen 
zeichnen sich erst verschwommen ab. Zu 
bestätigen scheint sich allerdings, dass das 
Neue von jener „Vereinheitlichung und 
Fraktionierung“ geprägt sein wird, die Mi- 
chael Bonder, Bernd Röttger und Gilbert 
Ziebura schon 1993 in der PROKLA 91 di- 
agnostiziert haben. Einerseits verschärfen 
sich im Zuge der jüngsten Weltwirtschafts- 
krise die Klassenkämpfe und überlagern 
sich mit Territorialkonflikten (Ostasien, 
die Ukraine oder der arabische Raum). 
Andererseits werden Projekte wie das 
Transatlantische Freihandelsabkommen 
(TTIP) und das internationale Dienstleis- 
tungsabkommen TISA vorangetrieben, die 


als Versuche einer institutionellen Verein- 
heitlichung aber ihrerseits die soziale und 
regionale Fragmentierung in den beteilig- 
ten Ländern vertiefen dürften. 

Davon bleiben auch die wissenschaft- 
lichen Beschreibungen der „neuen Welt- 
ordnung“ nicht unberührt. Die in den 
1990er Jahren vorherrschenden Konzepte 
wie Global Governance oder Multilatera- 
lismus waren von Beginn an cher norma- 
tiv überfrachtet als analytisch gesättigt. 
Wohlwollend begleiteten sie die Versuche 
der sogenannten Staatengemeinschaft, 
nach dem Ende des Ost-West-Konflikts 
globale Probleme wie den Klimawandel, 
das Entwicklungsgefälle zwischen Erster 
und Dritter Welt oder die in vielen Län- 
dern zunehmenden innergesellschaftlichen 
Spaltungen kooperativ zu bearbeiten. In 
einer Serie von großen UN-Konferenzen - 
beginnend mit der Konferenz über Umwelt 
und Entwicklung 1992 in Rio der Janeiro 
und endend mit der Habitat-Konferenz 
über menschliche Siedlungen 1996 in 
Istanbul - schienen sie ihre empirische 
Bestätigung zu finden. 

Was durch die Multilateralismus- und 
Global-Governance-Brille kaum wahr- 
genommen wurde, war, dass es auch auf 
dem scheinbar neutralen Terrain der 
UN-Verhandlungen nicht in erster Linie 
um „problem-solving“, sondern um In- 
teressenpolitik ging. Zudem blieb unter- 
belichtet, dass die umwelt- und entwick- 
lungspolitischen „Menschheitsfragen“ 
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immer schon im „Schatten der Hierarchie“ 
(Fritz Scharpf) verhandelt wurden, wie er 
von den Organisationen der neoliberalen 
Globalisierung geworfen wurde - dem 
Internationalen Währungsfonds (IWF) 
undder Welthandelsorganisation (WTO) 
bzw. ihrem Vorläufer, dem Allgemeinen 
Zoll- und Handelsabkommens (GATT). 
Dass das Scheitern der „kooperativen“ Pro- 
blembearbeitung bereits in dem „Rio-Ty- 
pus von Politik“ der 1990er Jahre (Ulrich 
Brand/Christoph Görg) selbst angelegt 
war, musste den Multilateralismus- und 
Global-Governance-Konzepten deshalb 
zwangsläufig entgehen. 

Aber auch das Ermpire-Konzept, mit dem 
Michael Hardt und Antonio Negri im Jahr 
2000 gleichsam einen linken Gegenentwurf 
zum Idealismus des Mainstreams vorlegten, 
hatte nur eine kurze Halbwertzeit. Wohl 
hat sich die von ihnen diagnostizierte „re- 
elle Subsumtion der Gesellschaft unter das 
Kapital“, also die kapitalistische Inwertset- 
zung von immer mehr gesellschaftlichen 
Bereichen, in jüngerer Zeit infolge von 
Krise und Austeritätspolitik eher noch 
intensiviert. Die These aber, dass dem Ka- 
pitalismus auch im internationalen Maßstab 
das Außen verloren gegangen und folglich 
an die Stelle imperialistischer Konkurrenz 
ein weltumspannendes, netzwerkförmiges 
Herrschaftsverhältnis getreten sei, in dem 
die USA und internationale Organisa- 
tionen wie die WTO oder der IWF die 
zentrale Rolle spielen, lässt sich angesichts 
der zunehmenden geopolitischen und -öko- 
nomischen Spannungen sowie der Krise der 
WTO kaum mehr aufrechterhalten. 

Einer Überprüfung bedarf des Weite- 
ren das American-Empire-Konzept von 
Leo Panitch und Sam Gindin. Im Unter- 
schied zu Hardt und Negri gingen sie zwar 
nicht von der Herausbildung eines welt- 
umspannenden Empire aus. Ähnlich wie 
jene vertraten sie jedoch die These, dass 
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die territoriale Konkurrenz nicht mehr das 
strukturierende Prinzip der Weltordnung 
darstelle. Stattdessen seien die kapitalisti- 
schen Zentren unter Führung der USA in 
wirtschaftlicher, politischer, militärischer 
und kultureller Hinsicht eng miteinander 
verflochten. Die entscheidende Herausfor- 
derung dieses American Empire sei es, die 
Beziehungen zu seinem Außen, vor allem 
zum globalen Süden, zu regulieren. Es ist 
keineswegs ausgemacht, ob dies angesichts 
der ökonomischen, politischen und militä- 
rischen Herausforderungen, mit denen die 
kapitalistischen Zentren heute konfrontiert 
sind und mit denen sich die Spannungen 
zwischen ihnen vergrößern, so noch gilt. 
Am ehesten noch scheint die Debatte 
über einen „neuen Imperialismus“, die in 
den frühen 2000er Jahren einsetzte, diesen 
Herausforderungen begrifllich gewachsen 
zu sein. Ihr wohl bekanntester Vertreter, 
David Harvey, schätzte die Möglichkeiten 
der USA, die propagierte „neue Weltord- 
nung‘ tatsächlich in ihrem eigenen Sinne 
zu gestalten, von vornherein skeptischer 
ein als Hardt und Negri oder Panitch und 
Gindin. Angeregt durch die Weltsystem- 
theorie Giovanni Arrighis ging er davon 
aus, dass den USA in Gestalt von China 
ein ernstzunehmender ökonomischer Kon- 
kurrent erwachsen sei, mit dessen Aufstieg 
sich das weltwirtschaftliche Gravitations- 
zentrum vom atlantischen Raum nach 
Ostasien verschieben könnte. Was den 
USA jedoch bleibe, sei ihre militärische 
Überlegenheit, die sie zur Kompensation 
ihres relativen politischen und ökonomi- 
schen Bedeutungsverlusts zu nutzen versu- 
che. In diesem Sinne interpretierte Harvey 
auch den Irak-Kriegvon 2003: als Versuch 
der USA, mittels einer Kontrolle über die 
globalen Ölvorräte bzw. über die Bedin- 
gungen, unter denen diese gefördert und 
verteilt werden, aufdas ressourcenintensive 
Wachstumsmodell Chinas einzuwirken. 
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In der PROKLA wurden diese Ent- 


wicklungen und Debatten immer wieder 
aufgegriffen. So spielten sie eine Rolle in 
Beiträgen zur kriegerischen Intervention 
in Libyen (PROKLA 163/2011) oder 
zur US-Außenpolitik unter Obama. Der 
Beitrag „Weltpolizist Obama“ von Horst 
Heitmann in der PROKLA 169/2012 
kann dabei als Selbstkritik gelesen werden, 
denn auch in der PROKLA (siehe Heft 
153/2008) wurde der Regierungswechsel 
von Bush zu Obama positiver eingeschätzt, 
als er dann tatsächlich war. In Beiträgen 
zur Weltsystemtheorie oder zu Imperia- 
lismus war Geopolitik de facto immer ein 
Thema. Dabei spielte der Niedergang der 
US-Hegemonie eine wichtige Rolle (siche 
PROKLA 153/2008: Die USA nach 
Bush). In den 1980er Jahren wurde diese 
im Unterschied zu späteren Zeitpunkten 
(siehe PROKLA 119/2000 und PROKLA 
161/2010) nicht im Kontext des Aufstiegs 
Chinas analysiert. Vielmehr galt Japan als 
das ökonomische Schwergewicht, das den 
globalen Kapitalismus zu verändern schien 
(PROKLA 66/1987). 

Auffallend ist, dass vor 1990 zwar der 
US-Imperialismus ein viel diskutiertes 
Thema war, dass aber die geopolitische 
Gesamtsituation aufgrund des sogenann- 
ten Kalten Kriegs als stabil erschien und 
nur wenigthematisiert wurde. Dasänderte 
sich 1991, als inder PROKLA 84 die „Neu- 
aufteilung der Welt“ diskutiert wurde. 
Es folgten Hefte zur imperialistischen 
Globalisierung (PROKLA 133/2003) 
und zu Ressourcenkonflikten (PROKLA 
135/2004), zur Internationalisierung des 
Staates (PROKLA 147/2007) und zu 
Krieg und Frieden (PROKLA 162/2011). 
Das vorliegende Heft knüpft an diese 
Schwerpunkte an und bemüht sich um 
eine Einordnungder vielfältigen Konflikte, 
die die Zeit „nach der neuen Weltordnung“ 
prägen. Die Konflikte waren und sind 
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nicht immer „kriegerisch“, was uns dazu 
bewog, das vorliegende Heft nicht unter 
der Überschrift „Imperialismus“, sondern 
„Geopolitik“ zu veröffentlichen. 

Im ersten Beitrag lotet David Salomon 
den Erkenntniswert der jüngeren und äl- 
teren Imperialismus-Debatte aus. Begin- 
nend mit den klassischen (marxistischen) 
Arbeiten gibt er einen Überblick über 
die Entwicklung der theoretischen Aus- 
einandersetzung mit dem Imperialismus 
bis in die heutige Zeit. Der Schwerpunkt 
seiner Betrachtungen liegt dabei auf den 
Jahrzehnten seit Ausrufung der „neuen 
Weltordnung‘“. Sei zunächst ein „guter“, 
auf Kooperation und die weltweite Verbrei- 
tung von Marktwirtschaft und liberaler 
Demokratie hin orientierter Imperialismus 
vorherrschend gewesen, so habe dieser sich 
nach den Anschlägen vom 11. September 
2001 zu einem stärker militärisch gepräg- 
ten gewandelt. Heute, so Salomonszentrale 
These, haben wir es mit einer multipola- 
ren „Ordnung rivalisierender Imperien“ 
zu tun, in der die USA zwar nach wie vor 
den ersten Rangeinnehmen, jedoch immer 
stärker mit alten Verbündeten wie der EU 
und neuen Mächten wie den BRICS-Staa- 
ten sowie mit den Allianzen, die letztere 
untereinander schließen, konkurrieren. 

Vor allem die geopolitische Konkurrenz 
zwischen den USA und Russland hat mit 
der russischen Annexion der Krim im März 
2014 sowie mit der militärischen Unterstüt- 
zung des syrischen Diktators Assad durch 
Russland neue Nahrung erhalten. Felix 
Jaitner untersucht in seinem Beitragdie ge- 
sellschaftlichen Kräfteverhältnisse, die der 
„außenpolitischen Renaissance“ Russlands 
zugrunde liegen. Sein Ausgangspunkt ist 
derin den 1990er Jahren eingeschlagene, auf 
der Extraktion von natürlichen Ressourcen 
beruhende und von Oligarchen dominierte 
periphere Entwicklungsweg Russlands. 
Dieser wurde unter Putin zugunsten einer 
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stärker auf die Reindustrialisierungdes Lan- 
des setzenden und von einem Kompromiss 
zwischen Staatsbürokratie und Oligarchen 
getragenen Strategie, wenn nicht verlassen, 
so doch korrigiert. Eine stärkere Anbindung 
der Ukraine, die vor allem im Osten über 
ein großes industrielles Potenzial verfügt, 
ist, so Jaitner, Teil dieser veränderten rus- 
sischen Strategie, während das militärische 
Eingreifen in Syrien eher einer politischen 
Destabilisierungan den Rändern des russi- 
schen Einflussbereichs entgegenwirken soll. 
Malte Daniljuk analysiert in seinem 
Beitragdie US-Energiepolitik als Medium 
einer geopolitischen und -ökonomischen 
Neuordnung. Er zeichnet die Bestrebun- 
gen der USA nach, durch die Förderungih- 
rer einheimischen, nicht-konventionellen 
Öl- und Gasproduktion zur „Energiesu- 
permacht“ aufzusteigen. Die jüngst dras- 
tisch gefallenen Preise für ÖlundGassind 
nicht zuletzt dieser Strategie geschuldet. 
Ihre Wirkung ist jedoch widersprüchlich: 
Einerseits untergräbt der Erfolg der US- 
Energiepolitik ihre eigenen Grundlagen, 
denn die Rentabilität der nicht-konven- 
tionellen Öl- und Gasproduktion hängt 
von hohen Energiepreisen ab. Andererseits 
wirken die niedrigen Energiepreise wie ein 
„gigantisches Konjunkturprogramm“ und 
unterstützen die USA in ihrem Bemühen, 
sich als zentrales Glied einer Kette von 
Freihandelsabkommen - im Osten mit 
Asien, im Süden mit Lateinamerika und 
im Westen mit Europa - zu etablieren. 
Stefan Schmalz diskutiert die geopoli- 
tischen Folgen des chinesischen Aufstiegs, 
der zu einer Vielzahl neuer struktureller 
Veränderungen führt. Er untersucht, 
wie weit Chinas globales Engagement 
heute fortgeschritten ist und ob es eine 
Herausforderung für die USA und ihre 
europäischen Verbündeten darstellt. Die 
Volksrepublik China sei dabei, ihre wach- 


sende wirtschaftliche Bedeutung auch in 
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strukturelle Macht im globalen Kapitalis- 
mus umzusetzen und bringe damit auch 
das American Empire an seine Grenzen. 
Zwei weitere Beiträge widmen sich 
den geopolitischen Ambitionen der EU, 
einzelner europäischer Kapitalfraktionen 
bzw. Deutschlands als mächtigstem EU- 
Mitgliedstaat. In der PROKLA 180/2015 
hat Michael Heinrich die These vertreten, 
dass die Europäische Wirtschafts- und 
Währungsunion entgegen der Annahme 
ihrer linkskeynesianischen KritikerInnen 
keineswegs eine austeritätspolitische Fehl- 
konstruktion sei, die sich früher oder später 
auch gegen das deutsche neo-merkantilisti- 
sche Modell wenden würden. Stattdessen 
sei die Austeritätspolitik gewollt und im 
Interesse Deutschlands. Frederic Heine 
und Thomas Sablowski untermauern diese 
These nun mit empirischen Befunden. 
Sie zeigen, dass die EU, allen voran die 
krisengeschüttelten Länder im Süden, 
für Deutschland als Absatzmarkt an Be- 
deutung verloren, der Weltmarkt dagegen 
an Bedeutung gewonnen hat. Vor diesem 
Hintergrund seien die Krise in der EU 
und die damit verbundene Schwächung 
des Euro für Deutschland keineswegs 
dysfunktional. Vielmehr stärkten sie die 
Wettbewerbsfähigkeit der weltmarktorien- 
tierten Kapitalfraktionen in Deutschland. 
Christina Plank untersucht die ökono- 
mischen Interessen der EU an der Ukraine. 
Sie stellt fest, dass europäische Unterneh- 
men vor allem in die Landwirtschaft, die 
Energieversorgungund den Banken-Sektor 
der Ukraine investiert haben. Allerdings 
stießen sich ihre Interessen immer wieder 
an den von den ukrainischen Oligarchen 
geprägten gesellschaftlichen Strukturen. 
Als nationale Bourgeoisie widersetzten 
sich die Oligarchen einer Internationa- 
lisierung der ukrainischen Wirtschaft. 
Die europäischen Kapitalstrategien allein 


erklärten deshalb nicht die Eskalation des 
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Ukraine-Konflikts seit 2014. Vielmehr sei 


esnötig, im Anschluss an Giovanni Arrighi 
und David Harvey zwischen einer kapita- 
listischen und einer geopolitisch-territo- 
rialen Logik der Macht zu unterscheiden. 
Im Fall der Ukraine, so Plank, hat letztere 
sich gegenüber ersterer verselbständigt und 
zur Intensivierung des Konflikts geführt. 

Wolfram Schafjar befasst sich mit dem 
Hochgeschwindigkeitsbahn-Projekt Ore 
Belt, One Road, mit dem China die inf- 
rastrukturellen Voraussetzungen für die 
regionale ökonomische Integration zu 
verbessern versucht. Das Projekt lasse sich 
als Ausdruck des Aufstiegs Chinas und 
des damit einher gehenden „Umbruchs 
zu einem neuen Akkumulationszyklus der 
Weltwirtschaft“ begreifen. Am Beispiel 
Thailands untersucht Schaffar die gesell- 
schaftlichen und politischen Verwerfungen, 
die dieser Umbruch an der Peripherie der 
neuen Großmacht erzeugt. Er interpretiert 
die Kämpfe zwischen Gelb- und Rothem- 
den als Konflikt gesellschaftlicher Kräfte 
um die Teilhabe an dem Übergang in eine 
neue, von China dominierte hegemoniale 
Konstellation. Die Tatsache, dass China 
selbst sich diesem Konflikt gegenüber 
indifferent verhält, ermögliche einen Ein- 
blick in den spezifischen Charakter seiner 
Hegemonialpolitik: Im Unterschied zu den 
USA, die ihre Hegemonie auf Verträge und 
das politische Wohlverhalten ihrer Partner 
gründeten, setze China stärker auf eine in- 
frastrukturelle Anbindung, die Raum für 
unterschiedliche politische Optionen lasse. 

Außerhalb des Schwerpunkts setzt 
sich Sybille Bauriedl kritisch mit der 
internationalen Klimapolitik ausein- 
ander. Anlässlich der gerade beendeten 
21. Vertragsstaatenkonferenz der UN- 
Klimarahmenkonvention in Paris geht 
sie der Frage nach, warum die dramati- 
schen Problembeschreibungen der Kli- 


mawissenschaft bislang keine wirksame 
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Klimapolitik nach sich gezogen haben. 
Bauriedl zufolge sind die wissenschaftli- 
chen Beschreibungen des Klimawandels 
selbst Teil des Problems: In Konzepten 
wie „Anthropozän“ oder „planetarische 
Grenzen“ würden die gesellschaftlichen 
Macht- und Herrschaftsverhältnisse, die 
dem Klimawandel zugrundeliegen und die 
für die höchst ungleiche Verteilung seiner 
Folgen verantwortlich sind, vernachlässigt. 
Statt globale und soziale Ungleichheiten 
zu problematisieren, suggerierten die in 
der Klimawissenschaft vorherrschenden 
Konzepte eine gemeinsame, Staaten- und 
innergesellschaftliche Grenzen überschrei- 
tende Verantwortung, der mit Hilfe von 
technologischen und marktförmigen Mit- 
teln Rechnung getragen werden soll. 

Vor dem Hintergrund der jüngeren Ent- 
wicklungen in Griechenland und Spanien 
eröffnet Dario Azzelini eine Debatte über 
die Möglichkeiten und Grenzen, über linke 
Parteipolitik in den bestehenden Instituti- 
onen eine grundlegende gesellschaftliche 
Transformation anzustoßen. Syriza stehe 
für ein Scheitern dieser Strategie. Die Par- 
tei habe es versäumt, sich stärker auf eine 
gesellschaftliche und institutionell mögli- 
cherweise nicht mehr kanalisierbare Pro- 
testdynamik einzulassen. Auch Podemos 
drohe sich von den sozialen Bewegungen 
abzukoppeln, um für eine Mehrheit wähl- 
barzu sein. Die katalanische CUP stehe da- 
gegen für einen parteipolitischen Ansatz, 
der die Beteiligung an sozialen Kämpfen 
mit institutioneller Politik zu verbinden 
versucht. Indem sie innerhalb der Institu- 
tionen gegen die konstitutionelle Ordnung 
des spanischen Staates arbeitet, könne sie 
eine Dynamik auslösen, die „große Chan- 
cen sozialer Transformation“ beinhalte. 
Die Redaktion lädt zu weiteren Debat- 
tenbeiträgen ein. 

Ingo Stützle und Markus Wissen 
(für die Redaktion) 


David Salomon 


Ultraimperialismus oder interimperialistische 
Konkurrenz? 
Fragen an eine aus den Fugen geratene Zeit 


2001 oder ein Imperialismusdiskurs des Mainstreams 


In den Jahren nach den Anschlägen aufdas World Trade Center und das Pentagon 
am 11. September 2001 erlebten die Begriffe „Empire“ und „Imperialismus“ ein 
Comeback. In der Zeitschrift Foreign Affairs sprach der Princeton-Professor John 
G. Ikenberry von „America's Imperial Ambition“ (Ikenberry 2002). Der liberale 
Politikwissenschaftler Michael Ignatieff diagnostizierte zustimmend ein „Empire 
lite“, in dem der „Menschenrechtsanwalt als Imperialist“ (Ignatieff 2003: 45) 
auftrete, und Max Boot, bis 2002 Redakteur des Wall Street Journal, postulierte in 
seinem „Plädoyer für ein Empire“: „So liegt es nicht nur im Interesse der Afghanen, 
sondern auch in unserem ureigensten Interesse, dass wir das Land wieder aufbauen, 
dass wir dort die Entstehung von Demokratie fördern und sicherstellen, dass das 
Land nie wieder Terrorismus exportiert“ (Boot 2003: 70) Ähnlich argumentierte 
seinerzeit auch der Kommunitarist Michael Walzer, der einen „guten Imperialis- 
mus“ ausmachte und betonte: „Wir haben zwangsläufig diese Rolle übernommen, 
weil andere sie uns überlassen haben. Wir sind die verantwortliche Macht, die die 
Gefahren in der Welt meistern muss (Walzer 2003: 54) 

Dieser Diskurs fand auch in Europa Widerhall. Im Juli 2003 zitierte die 
Frankfurter Allgemeine Zeitung in ihrer Rubrik „Die Stimmen der Anderen“ den 
französischen Figaro mit dem Satz, George W. Bush entdecke „gerade das Paradox 
des Imperialismus. Wie einst (der britische Autor) Rudyard Kipling sagte, als 
er die ‘Bürde des weißen Mannes’ feierte, kann es einen nachhaltigen Sieg nur 
geben, wenn der Eroberer zum Diener seiner Gefangenen wird. Zwei Monate 
nach ihrem Einzug in Bagdad finden sich die Amerikaner, die doch gefeierte 
Befreier sein wollten, als verhaßte Besatzer wieder. [...] Angesichts der Größe 
dieser Aufgabe wird sich Amerika plötzlich bewußt, daß es trotz seiner Macht 
nicht alles allein machen kann“ (Figaro 2003: 2) Im März 2003 findet sich an 
gleicher Stelle ein Auszugaus einem Artikel in der dänischen Zeitung Politiken, der 
dem seinerzeitigen stellvertretenden US-Verteidigungsminister Paul Wolfowitz 
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- „sicherlich das nachdenklichste und visionärste Mitglied der amerikanischen 
Regierung“ - attestierte, dass „sein ‚demokratischer Imperialismus’ im Irak eine 
entwicklungspolitische Perspektive enthält“ (Politiken 2005: 2). Verständnisvoll 
zeigte sich auch Thomas Schmid in der Frankfurter Allgemeinen Sonntagszeitung: 
„Der Irak-Krieg ist nicht defensiv, sondern offensiv, er ist ein imperialistischer 
Krieg. Deswegen wird er als Rückfall, als Atavismus, als Wiederkehr einer über- 
wunden geglaubten dunklen Vergangenheit angeschen. Vielleicht aber hat die 
amerikanische Regierung ja gute Gründe für ihren Weg gehabt“ (Schmid 2003: 
13) Und Alan Posener, Kommentarchef der Welt am Sonntag, veröffentlichte 
ein - nach der Aufnahme in die Schriftenreihe der Bundeszentrale für politische 
Bildung weitverbreitetes - Buch unter einem Titel, der den US-amerikanischen 
Diskurs unverblümt den Europäern als Programm andiente: „Imperium der Zu- 
kunft - Warum Europa Weltmacht werden muss“ (Posener 2007). 

Auffallend an dieser Zusammenstellung ist, dass über Imperialismus nicht 
nur von den „üblichen Verdächtigen“ gesprochen wurde, sondern dass der Begriff 
im „Mainstream“ der Debatte um eine „Neue Weltordnung“ angekommen war. 
Auf beiden Seiten des Atlantiks wurde eine Argumentationsstrategie salonfä- 
hig, die das Imperiale als Selbstbeschreibung der Weltpolitik „des Westens“ 
zu rehabilitieren suchte und dabei auf Ideologeme zurückgriff, die bereits im 
kolonialen Kontext des ausgehenden 19. Jahrhunderts von Verfechtern eines 
„ethischen Imperialismus“ ins Feld geführt wurden. (vgl. Deppe et al. 2011: 
103ff.) Machtpolitisches Eigeninteresse der führenden kapitalistischen Staaten 
und das universalistische Weltinteresse nach einer Zivilisierungder zwischen- und 
innerststaatlichen Politiken, nach effektiver Durchsetzung von Menschenrechten 
und säkularer Moral bilden demnach keinen Gegensatz, sondern finden in der 
deklarierten Verantwortung der „Starken“ gegenüber den „Schwachen“ einen 
gemeinsamen, wenngleich in sich widersprüchlichen Nenner. In dieser Kons- 
tellation ergänzten sich zwei interessenpolitische Strategien: Einerseits bildete 
er programmatische Imperialismus das Gegenprogramm zum weitgehenden 
Rechtsuniversalismus, der nach dem Zweiten Weltkriegzur Gründung der Ver- 
einten Nationen, zur grundlegenden Reform des Völkerrechts und zur Ächtung 
des Krieges als Mittel der Politik geführt hatte. Andererseits blieb die Empire- 
Debatte, die auch im politischen und sozialwissenschaftlichen Mainstreams 
geführt wurde, anschlussfähig an jene Diskurse, die im Ende der Blockkonfron- 
tation und in der kapitalistischen Globalisierung die Chance zu einer weltweiten 
liberalen Demokratie nach westlichem Vorbild ausgemacht hatte. Gerade in 
seinem Oszillieren zwischen dem idealistischen und dem realistischen Paradigma 
internationaler Politik konnte der neue Empire-Diskurs den imperialistischen 
Kriegan der Peripherie salonfähigmachen und zugleich den Eindruck erwecken, 
mit den alten Formen bloßer Interessenpolitik gebrochen zu haben. 
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Marxistische Imperialismustheorien als Zeitdiagnostik 


Beim Reden über „Imperialismus“ gilt es zunächst zwischen dem Gebrauch des Be- 
griffs in der politischen Rhetorik und seiner Verwendung im Kontext wissenschaft- 
licher Analysen zu unterscheiden. Die klassischen Imperialismustheorien, die in 
!- um die Wende vom 19. in das 20. Jahrhundert - entstanden, 
verknüpften analytisch drei Aspekte: Erstens fragten sie - am Vorabend des Ersten 


einer „ersten Welle“ 


Weltkriegs -nach dem Zusammenhang von Kapitalismus und Kolonialismus, 
nach den Machtbeziehungen zwischen den kapitalistischen Kernländern, und 
damit nach den ökonomischen und interessenpolitischen Ursachen des Milita- 
rismus und der Aufrüstungspolitik. Zweitens verhandelten sie die grundlegende 
Frage nach dem Kapitalismus dieser Epoche. Spätestens mit Lenins Schrift Der 
Imperialismus als höchstes Stadium im Kapitalismus war der Name endgültig als 
Periodisierungsbegriff für eine spezifische Entwicklungsstufe kapitalistischer 
Produktionsweise eingeführt. Drittens schlossen die meisten frühen (und auch 
die späteren) Imperialismustheorien die systematische und historische Kritik 
am analysierten Gegenstand ein. Dies galt nicht allein für marxistische Autoren 
(neben Lenin 1917 sind hier insbesondere Rosa Luxemburg 1913, Karl Kautsky 
1914, Michail Bucharin 1917 und Rudolf Hilferding 1910 zu nennen), sondern 
auch für bürgerliche Imperialismustheoretiker wie John A. Hobson (1902) und 
Hannah Arendt (1951).” Auch wenn nicht alle diese Theorien auf die Überwin- 
dung des Kapitalismus als System zielten, stimmten sie doch zumeist in der Er- 
kenntnis überein, dass eine Überwindung des Imperialismus zumindest mit einer 
Einschränkung kapitalistischer Verfügungsgewalt einhergehen müsse. Angesichts 
des Entwicklungstands der zwischenimperialistischen Konkurrenzbeziehungen, 
der schon vor dem Ersten Weltkrieg von der Herausbildung großer nationaler 
Schwerindustriekonglomerate geprägt war, kann die Ineinssetzung von Perio- 
disierungs- und Imperialismustheorie durchaus überzeugen; der Einfluss dieser 
theoretischen Verknüpfung lässt sich bis in die Faschismustheorie Dimitroffs, aber 
auch bei der Frankfurter Schule nachzeichnen. Nach dem Ende der Periode „riva- 
lisierender Imperialismen“ (Cox 1987: 151) und der Etablierungeiner bipolaren 
Weltordnung traten allerdings die analytischen Schwerpunkte, die den Kern der 
klassischen Imperialismustheorien ausgemacht hatten, zunehmend auseinander. 

Die Veränderungen der Produktionsweise blieben der Gegenstand von Analy- 
sen, die sich an Lenins Imperialismustheorie orientierten, so etwa in der Theorie 


l In einem Entwurf zum Stichwortartikel Imperialismus für das Historisch-Kritische 
Wörterbuch des Marxismus (HKWM) unterschied Jan Otto Andersson drei Wellen 
imperialismustheoretischer Debatte (Andersson 2001). 

2 Zudiesen ersten marxistischen Debatten vgl. Deppe et al. 2004: 17ff.; Deppe etal. 2011: 
27E.; Salomon 2014. Zu Hobson und Arendt vgl. Deppe etal. 2011: 14.. 
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des Staatsmonopolistischen Kapitalismus (SMK)?. Denselben Ausgangspunkt 
wählten aber auch neuere theoretische Ansätze wie die Regulationstheorie. In 
dieser „zweiten Welle“ des imperialismustheoretischen Diskurses traten neue 
Aspekte in den Vordergrund, die sich vor allem im Begriff der Dependenz zusam- 
menfassen. Sowohl in den Diskussionen um Imperialismus im engeren Sinn wie 
in den normativen, antiimperialistisch geprägten Ansätzen wurden zunehmend 
die Ungleichheits- und Abhängigkeitsverhältnisse zwischen kapitalistischem 
Zentrum und Peripherie (vgl. Senghaas 1973) thematisiert, die auch nach der 
Auflösung der alten Kolonialreiche bestehen blieben. Zentrale Bezugspunkte 
des Antiimperialismus waren vor allem die offenen (Vietnam) und verdeckten 
(v.a. Lateinamerika) Kriege der USA und „des Westens“ an der Peripherie, wo- 
gegen sich auf der ganzen Welt eine starke Friedensbewegung formierte. Der 
alte Ost-West-Gegensatz fungierte dabei als Matrix der Analyse internationaler 
Beziehungen - mitunter um den Preis einer Vernachlässigung der inneren ge- 
sellschaftlichen Verhältnisse in den peripheren Staaten. 

Ein ungeahnt ‘friedliches’ Element erhöhte die Komplexität der zu analysie- 
renden Veränderungen. Während sich der die Weltordnung prägende Zentral- 
konflikt als Gegensatz unterschiedlicher Wirtschafts- und Gesellschaftssysteme 
darstellte, kam es zwischen den (atomar hochgerüsteten) kapitalistischen Zen- 
tren zu einer tief greifenden ökonomischen Verflechtung, die einen Rückfall in 
alte Formen der zwischenimperialistischen Konkurrenz cher unwahrscheinlich 
machte. Insbesondere in den 1960er Jahren explodierten die US-amerikanischen 
Direktinvestitionen in Europa (Poulantzas 1973: 32£.). Auch als in den 1970er 
Jahren das System von Bretton Woods zusammenbrach und der fordistisch ge- 
prägte Nachkriegskapitalismus in die Krise geriet, blieben tiefergehende Verwer- 
fungen zwischen den westlichen kapitalistischen Hauptländern aus - obschon das 
Überdauern der Weltmachtstellungder USA während der ersten Decline-Debatte 
(Kennedy 2000) in den 1980er Jahren Gegenstand heftiger Kontroversen war. Mit 
der schrittweisen Durchsetzung neoliberaler Strategien in der Wirtschafts- und 
Gesellschaftspolitik und vor allem nach dem Zusammenbruch des Ostblocks 
kam in jener kapitalistischen Periode, die Paul Windolf (2005) als „Finanz- 
marktkapitalismus“ bezeichnet, zu einer Revitalisierung der ökonomischen Vor- 
machtstellungdes US-Kapitalismus in der Welt. In den 1990er Jahren spielte der 
Begriff des Imperialismus auch in marxistischen Zeitdiagnosen kaum mehr eine 
Rolle, obwohl das Jahrzehnt von zahlreichen militärischen Auseinandersetzun- 
gen (Zweiter Golfkrieg, Balkankriege) geprägt war. Der Imperialismusbegriff 
verschwand zwar nicht, bliebt aber weit cher als politisch-rhetorischer denn als 


3 Vgl. Boccara 1973; Maieretal. 1965; Maieretal. 1971; Schleifstein/Jung 1979; vgl. Sweezy 
und Baran 1966. 
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wissenschaftlich-analytischer Begriff in Gebrauch. Dies war nicht zuletzt dem 
Umstand geschuldet, dass nach der deutschen Wiedervereinigung der von man- 
chen befürchtete Rückfall in zwischenimperialistische Gewaltpolitik ausblieb. 
Noch im Jahr 2000 erklärten Antonio Negri und Michael Hardt (2002), der 
„alte“ Imperialismus sei im Zeitalter der Globalisierung an ein Ende gekommen. 
Das „Empire“, das ihn ablöse, bedeute vielmehr das Ende der klassischen Staa- 
tensouveränität überhaupt und werde den alten Gegensatz von innen und außen 
überwinden. Der Empire-Band lässt sich fraglos als Initialtext der „dritten Wel- 
le“ imperialismustheoretischer Diskussion seit den Nullerjahren interpretieren. 
Insbesondere nach dem 11. September 2001 nahm die marxistische Imperialis- 
musdebatte erneut Fahrt auf. Dem herrschenden Diskurs gegenüber hielten - so 
unterschiedlich ihre Positionen im Einzelnen auch waren - Autoren wie David 
Harvey (2005) oder Leo Panitch und Sam Gindin (2009) am Zusammenhang 
zwischen imperialistisch ausgreifender Gewaltpolitik und Kapitalismus fest. 
Zugleich nahmen die Protagonisten in diesem Strang der Debatte von der Vor- 
stellung Abschied, der „Imperialismus“ eigne sich nach wie vor übergreifend als 
zeitdiagnostischer Periodisierungsbegriff für den Kapitalismus. So spricht David 
Harvey explizit von einem „neuen Imperialismus“, dessen neoliberalen Kern die 
- gegebenenfalls gewalttätig durchgesetzte - „Akkumulation durch Enteignung“ 
verkörpere.“ Während Harvey die neue Qualität der Gewaltförmigkeit seit der 
Regierungszeit von Bush jr. für einen Ausdruck der tendenziellen Schwäche der 
Vereinigten Staaten hielt, betonten Panitch und Gindin die unangefochtene Vor- 
machtstellung der USA, die ökonomisch, politisch und militärisch gleichsam ein 
„Globalstaat“ geworden seien. Die starke Verflechtung des transatlantischen Kapi- 
tals weise Ähnlichkeiten mit dem einst von Kautsky in die Debatte eingebrachten 
Bild des „Ultraimperialismus“ auf (Kautsky 1914). Im Unterschied zu Kautskys 
dystopischer Vision handle es sich allerdings keineswegs um ein Bündnis unter 
Gleichen, sondern um eine asymmetrische Machtstruktur, in der die USA die Rolle 
des ideellen Gesamtkapitalisten übernommen hätten. Diese US-amerikanische 
Debatte stand der Formulierung Pate, Imperialismus sei die offene oder latente Ge- 
waltpolitik zur externen Absicherung eines internen Regimes (Deppe etal. 2004: 
17). Mit der Konzentration auf den Aspekt der Gewaltpolitik trugen die neuen 
Analysen der Erkenntnis Rechnung, dass sich Imperialismus als Epochenbegriff 
verbraucht hatte - unabhängig, ob es sich um direkte militärische Gewalt oder 
um den Einsatz von Erpressungsmitteln handele, um Staaten zuzwingen, eine den 
westlichen Kapitalinteressen gemäße Wirtschaftspolitik zu betreiben. Zugleich 


4 Harveyknüpft hieran Luxemburgs Ihesc an, wonach die von Marx „sogenannte ursprüng- 
liche Akkumulation“ nicht ein einmaliges Vorkommnis am Anfang der Geschichte des 
Kapitalismus gewesen sei, sondern als enteignende Inwertsetzung permanent vorkomme. 
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stellte sich diese Definition in die Traditionslinie der klassischen Debatte, ging es 
doch um die Absicherung eines politisch-ökonomischen Regimes - das die von 
Harvey als „Akkumulation durch Enteignung“ gefassten Elemente einschließt - 
im Kontext eines nach wie vor asymmetrischen Ultraimperialismus. 

Die weltpolitischen Entwicklungen insbesondere seit der Krise 2007/2008 
machen es nötig, einige der damaligen Überlegungen im Lichte ihrer heutigen Er- 
klärungskraft kritisch zu überdenken, wie Deppe es fordert: „Die geopolitischen 
Konflikte um eine neue Weltordnung waren in den ersten Jahren nach dem Ende 
des Kalten Krieges noch unscharf. Zunächst dominierte das Projekt einer ‘uni- 
polaren Weltordnung), eines ‘guten US-amerikanischen Imperialismus‘. Dieses 
Projekt radikalisierte sich nach ‘9/11’ mit den ‘Kriegen gegen den Terrorismus’, 
die keine klaren Erfolge zeitigten und dazu die US-amerikanische Ökonomie 
erheblich belasteten. Im ersten Jahrzehnt des neuen Jahrtausends zeichneten 
sich immer deutlicher die Konturen neuer Großmachtverhältnisse in der Welt 
ab“(Deppe 2014: 73f.). Bereits der Aufstieg der BRIC-Staaten (Boris/Schmalz 
2009) hatte abermals deutlich gemacht, dass ein Blickwinkel, der sich auf den 
Kapitalismus der westlichen Zentren verengt, die Eigendynamiken in anderen 
Weltteilen nicht erfasst. Spätestens die Weltwirtschafts- und Finanzkrise hat die 
These von einer nahezu unanfechtbaren ökonomischen Vormachtstellung der 
USA weiter erschüttert. Für die Imperialismusdebatte im engeren Sinn erweist 
sich nicht zuletzt das Scheitern der gewaltförmigen Weltordnungspolitik in den 
Nullerjahren als zentral. Schon zu ihrer Hochzeit nahmen sich die globalen 
Steuerungsfantasien der ‘alten’ Imperialisten übertrieben selbstgewiss aus - doch 
selbst ihre schärfsten Kritiker haben das katastrophale Ergebnis ihrer Politik, das 
nun ein Jahrzehnt später vorliegt, nicht vorhergeschen. 


Rivalisierende Imperien? 


George W. Bushs Traum von einem „Greater Middle East“ träumt heute wohl 
kaum jemand mehr. In Afghanistan schwelt vierzehn Jahre nach der Invasion 
der NATO ein Bürgerkrieg weiter, während sich die militärischen Aktivitäten 
der USA gegen die Taliban überwiegend nach Pakistan verlagert haben, das zum 
Schauplatz eines jahrelangen Drohnenkriegs geworden ist. Der Krieggegen den 
Irak führte zu einer Destabilisierung des Landes und bereitete den Boden für 
jenen sogenannten Islamischen Staat (IS), der insbesondere im Zuge des syrischen 
Bürgerkriegs seinen Einfluss in der Region massiv ausbauen konnte. Nachdem in 
Libyen das UN-Mandat einer „Flugverbotszone“ überschritten und ein Regime- 
Change herbeigeführt worden ist, besteht dort kein funktionierender Staat mehr. 
In der Unruhezone des Mittleren Ostens konkurrieren Saudi-Arabien und der 
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Iran um die regionale Vorherrschaft - ein Konflikt, in den zunehmend auch 
die Türkei eingreift, die gerade jene kurdischen Verbände und Organisationen 
bekämpft, die während des Kampfes um Kobane die wirksamste Kraft gegen 
den IS waren. Von einer „imperialen Mission des Westens“ zur Verbreitung von 
Menschenrechten, Demokratie und „freien Märkten“ - so der übliche rhetorische 
Dreiklang- magangesichts dieser Entwicklungen kaum noch jemand in den USA 
und Europa offen sprechen. Auch in den Diskursen um eine „stärkere Übernahme 
von Verantwortung“ (sprich die Ausübung militärischer Gewalt) geht es cher 
um die Eindämmung der aus Pandoras Büchse entwichenen Dämonen. Wo 
im herrschenden Diskurs der Imperialismus-Begriff noch Verwendung findet, 
zielt er nun pejorativ auf die russische Ukraine-Politik, der vorgeworfen wird, 
„Machtpolitik im Stil des 19. Jahrhunderts“ zu sein - ein Vorwurf, von dem sich 
westliche Akteure a priori freisprechen. 

Der Mittlere Osten und die Ukraine sind nicht die einzigen Konfliktzonen. 
Neben dem - durch die atomare Bewaffnung beider Seiten bedrohlichen - Dauer- 
konflikt zwischen Indien und Pakistan mehren sich Nachrichten über Spannungen 
zwischen China und seinen mit „dem Westen“ verbündeten Nachbarstaaten. 
Während sich die weltpolitische Lage im Kalten Krieg als potenziell großer, aber 
„eingefrorener Konflikt“ charakterisieren ließ, schien nach dem Zusammenbruch 
des realen Sozialismus zunächst die Kooperation zwischen den kapitalistischen 
Zentren einerseits, zwischen alten und neuen kapitalistischen Ländern andererseits 
die weiterhin bestehenden Konflikte zu überlagern und einzudämmen. In der ge- 
genwärtigen Konstellation stellt sich jedoch zunehmend die Frage, ob die Zukunft 
von einer Rückkehr zur zwischenimperialistischen Konkurrenz geprägt sein wird. 

Anders als in früheren imperialismustheoretischen Debatten wurde in der 
Diskussion des vergangenen Jahrzehnts der Begriff des Imperiums — genauer: 
die Funktionsweise von Imperialität, also die innere Verfasstheit imperialer Ge- 
bilde - zum Gegenstand eingehender Untersuchungen (Rilling2008: 16). Dass 
Imperialismus und Imperialität keine identischen Begriffe sind, darauf verweist 
schon die historische Tatsache, dass Imperien und Reiche lange vor dem Kapita- 
lismus bestanden und zerfielen. Zeitweise konnte gar der Eindruck entstehen, der 
Zerfall der alten Imperien (etwa des Osmanischen oder des Habsburger Reiches) 
sei die Bedingung für die Entwicklung der moderner bürgerlichen Gesellschaft 
überhaupt.° Der immer wieder gefährdete Prozess, in dem diese in Europa ihre 
dem Gedanken der Volkssouveränität und der Demokratie verpflichtete national- 
staatliche Gestalt annahm, stand allerdings von Anbeginn in einem Spannungs- 
verhältnis zur staatenübergreifenden, einen Weltmarkt stiftenden Tendenz, die 


5 Zuden oftmals widerspruchsvollen Verbindungen von Liberalismus, Bürgertum, Staat 


und Nation im 19. Und 20. Jahrhundert vgl. insbesondere Hobsbawm 1996. 
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der kapitalistischen Produktionsweise innewohnt. Über sie schrieb Karl Marx: 
„Das Bedürfnis nach einem stets ausgedehnteren Absatz für ihre Produkte jagt 
die Bourgeoisie über die ganze Erdkugel. Überall muss sie sich einnisten, überall 
anbauen, überall Verbindungen herstellen.“ (MEW 4: 465) Diese Expansions- 
tendenz des Kapitals ist Rainer Rilling (2008: 27) zufolge eine „Besonderheit 
der kapitalistischen Form von Imperialität gegenüber den vorangegangenen Im- 
perien“, sie manifestiere sich in zwei miteinander verbundenen Merkmalen: „... 
erstens darin, dass sie nicht in erster Linie auf direktem Zwang beruhte, sondern 
auf dem indirekten Zwang des Marktes, der durch die Eigentumslosigkeit der 
Produzenten konstituiert und reproduziert wurde“; zweitens könne aufgrund der 
„institutionalisierte[n] Trennungzwischen Ökonomie und Politik [...] der Raum 
der ökonomischen Macht des Kapitals den Einflussraum jeder politischen und 
militärischen Macht bei weitem überschreiten“. Da kapitalistische Märkte ohne 
politische Formen der Regulation weder entstehen noch auf Dauer funktionieren 
können, drängt das ökonomische Kapitalverwertungsprinzips seiner inneren 
Logik nach dazu, im historischen Prozess jene politisch-herrschaftlichen Instituti- 
onen und ‘Zentren’ herauszubilden, die mit Organisation des Weltmarkts betraut 
sind (Arrighi 1996). Das Zeitalter „rivalisierender Imperialismen“ im Übergang 
vom 19. ins 20. Jahrhundert war demzufolge auch Ausdruck des Vakuums, das 
in der Weltökonomie nach dem Ende der britischen Steuerungsfähigkeit in der 
Weltökonomie entstanden war (Polanyi 1944). 

„Die USA sind nach wie vor die Nummer 1’, befinden sich aber ‘im Abstieg’“, 
bilanziert Frank Deppe den derzeitigen Stand der Entwicklung (2014: 73). Auch 
potenzielle Herausforderer des US-amerikanischen Hegemonieanspruchs sind 
auszumachen: etwa die Europäische Union, „die vor allem durch die Osterwei- 
terung und die Einführung des Euro zu einer potenziellen Großmacht aufge- 
stiegen, allerdings infolge der Eurokrise seit 2010 geschwächt“ erscheint, und 
China, das „zu einer wirtschaftlichen und politischen Großmacht“ aufgestiegen 
ist, die - wie die rege chinesische Investitionstätigkeit in Afrika zeigt -das von 
Rilling konstatierte Spiel kapitalistischer Imperien virtuos beherrscht, durch 
ökonomische Ausdehnung ihr Einflussgebiet zu erweitern. Zudem belege „das 
Bündnis der BRICS-Staaten“, in dem sich mit China, Russland und Indien drei 
große „Imperien“ mit unterschiedlicher Reichweite ihres Einflusses befinden, 
„wie sich in den letzten Jahren zahlreiche ‘Schwellenländer’ aus der strukturellen 
Abhängigkeit (sowohl im Handel als auch bei der Verschuldunggegenüber den in- 
ternationalen Banken und Finanzinstitutionen) befreit und dabei untereinander 
neue Formen der Wirtschaftsbeziehungen entwickelt haben“ (). Unverkennbar 
„zeichnen sich mithin Konturen einer multipolaren Weltordnung ab, in der es 
neue Großmächte, aber auch neue Allianzen geben wird“ (Deppe 2014: 73ff.). 
Offene Gewaltanwendung beschränkt sich derzeit, wie Deppe weiter ausführt, 
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auf die Unruhezonen in jenen Regionen, in denen sich rivalisierende Interessen 
überschneiden: „Die aktuellen Konflikte und Kriege (in Syrien und im Irak, 
nunmehr in der Ukraine und im Krieg der israelischen Regierung gegen die 
Hamas in Gaza) sind bereits durch diese Entwicklungen überdeterminiert: durch 
den Übergang von einer ‘chaotischen’ bzw. ‘turbulenten’ Welt-un-ordnung zu 
einer Ordnung rivalisierender Imperien“ (ebd.: 75). In der Europäischen Union 
(Griechenland) verweisen zudem erpresserische Formen der Disziplinierung 
einzelner kleinerer Länder darauf, in welchem Maße nun auch im angestamm- 
ten Einflussgebiet die imperiale Logik von Zentrum und Peripherie etablierte 
demokratische Standards außer Kraft setzt. 

Die derzeitige Entwicklung deutet somit — wenn auch in einem völlig verän- 
derten politisch-ökonomischen Kontext‘ - auf eine historische Konstellation 
hin, als nach dem Ende der britischen Hegemonie ein globales Machtvakuum 
entstand. Angesichts der demonstrativen Ignoranz der damaligen Bush-Regie- 
rung gegenüber völkerrechtlich geltenden Standards erklärte Giovanni Arrighi 
bereits im Jahr 2003: „Die USA erklären, dass alle existenten Regelungen der 
internationalen Beziehungen keine Gültigkeit mehr haben, und sie versuchen, 
neue Regelungen aufder Grundlage ihrer militärische Macht zu schaffen. Das ist 
ein Zeichen, dass Chaos und nicht Hegemonie einsetzt. Chaos ist nichts anderes 
als der Zusammenbruch von Regelwerken, die einer existierenden internationalen 
Ordnung zugrunde liegen.“ (Arrighi 2003: 97) Das Scheitern der Bush’schen 
„Visionen“ ist nunmehr ein deutliches Indiz für den beschleunigten Nieder- 
gang der US-amerikanischen Hegemonie — mit der Folge einer neuen Welle 
zwischenimperialistischer, genauer: interimperialer Konkurrenz.’ Im Rückblick 
hat der Zusammenbruch des realexistierenden Sozialismus nicht, wie „westliche 
Akteuren“ zunächst erhofft hatten, die ultraimperialistische Bindungskraft „des 
Westens“ (unter Führung der USA) gestärkt, sondern die Erosion dieser in der 
Systemkonkurrenz siegreichen Gestaltungsmacht cher beschleunigt. Sowohl 
im transatlantischen Verhältnis als auch im Verhältnis der USA zu den wich- 


6 „Im Verhältnis zur Epoche des klassischen Imperialismus hat sich freilich das Verhältnis 
von kapitalistischer Globalisierung und nationalstaatlicher Macht verändert. Daraus resul- 
tieren wiederum Strategien, die mehr auf die ökonomische Durchdringungvon Räumen 
(z.B. der chinesischen oder russischen Ökonomie und Finanzwirtschaft) orientiert sind 
und die zugleich durch die Abhängigkeit von globalen Marktbewegungen (vor allem auf 
den Finanzmärkten) bestimmt werden.“ (Deppe 2014, S. 78) 

7 Arrighi zeichnete 2003 ein cher düsteres Zukunftsszenario: „Also ist alles, was wir im 
Augenblick vorausahnen können, eine lange Epoche von Kämpfen zwischen der Tendenz 
der globalen Ökonomie, sich mit Ostasien ein neues Zentrum zu schaffen, und den US- 
amerikanischen Ansprüchen aufden Aufbau eines Weltreiches, die daraufabzielen, eben 


diese Tendenz zu stoppen.“ (Arrighi 2003, S. 97) 
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tigsten asiatischen Staaten mit kapitalistischer Wirtschaftsordnung (Japan und 
Südkorea) bleibt zwar das asymmetrische ultraimperialistische Bündnis noch 
immer intakt. Zugleich lässt sich jedoch der Erosionsprozess US-amerikanischer 
Hegemonie innerhalb der NATO am Oszillieren „des Westens“ zwischen unter- 
schiedlichen und keineswegs kohärenten strategischen Optionen im Umgang mit 
den Unruheregionen und den dort aufbrechenden Konflikten und Bürgerkriegen 
ablesen. Die politische Rhetorik spitzt sich dabei zum Teil in einer Weise zu, die 
weniger an den Kalten Kriegals an die vergangenen Phasen der zwischenimperia- 
listischen Propaganda erinnern. Auch wenn mittelfristigeine direkte militärische 
Auseinandersetzungzwischen den multipolaren Machtblöcken unwahrscheinlich 
bleibt, ist die verbale Aufrüstung, vor allem in den Beziehungen „des Westens“ 
gegenüber Russland, kaum zu überschen. Die Debatte darüber, wie eine antiim- 
perialistische linke Solidaritätspolitik auf diese Tendenzen reagieren kann, hat 
gerade erst begonnen. So überlagert - um zwei von Gramsci und Romain Rolland 
stammende Aphorismus zu variieren - derzeit der „Pessimismus des Verstands“ 
den „Optimismus des Willens“. 
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Felix Jaitner 


Ressourcen-Extraktivismus oder 
Re-Industrialisierung? 


Das russische Entwicklungsmodell im Kontext 
der „neuen Weltordnung” 


Knapp 25 Jahre nach der Auflösung der UdSSR hat die Auseinandersetzungum 
die Vorherrschaft im post-sowjetischen Raum eine neue Stufe erreicht. Der lang- 
fristigangestrebten NATO-Ausdehnung steht die außenpolitische Renaissance 
Russlands gegenüber. Obwohl der Ausgang des Ukraine-Konflikts noch nicht 
abschbar ist, lässt sich schon jetzt sagen, dass er die zukünftige Entwicklungdes 
post-sowjetischen Raums nachhaltig verändern wird. Damit ist unmittelbar die 
künftige Form kapitalistischer Entwicklung der Region verbunden. Während 
eine Anbindung der Ukraine an den transatlantischen Wirtschaftsraum eine 
weitgehende Deindustrialisierung des Landes zur Folge hätte, hegen Kräfte in 
Russland die Hoffnung, durch ein eigenes Integrationsprojekt („Eurasische 
Union“) eine Re-Industrialisierung der Region zu fördern. Der ostukrainischen 
Schwer-, Maschinenbau- und Rüstungsindustrie war dabei eine zentrale Rolle 
zugedacht. 

Im Hinblick auf die geopolitische Rolle Russlands herrscht allgemein große 
Unklarheit. Das „System Putin“ wird sowohl für die Entstehung autoritärer 
Herrschaft als auch für eine zunehmend aggressive Außenpolitik Russlands ver- 
antwortlich gemacht. Ein solches Verständnis lässt wenig Raum für die Analyse 
weiterer gesellschaftlicher Akteure, ihrer Interessen und der daraus resultieren- 
den Konflikte. Sie ist jedoch zentral, um die inneren Machtverhältnisse und 
deren Einfluss auf die russische Außenpolitik zu verstehen. Diesem Vorhaben 
ist der Artikel gewidmet. Zwei Argumente sollen dazu dienen, die zunehmend 
expansive geopolitische Strategie Russlands zu verorten. Erstens nehmen die 
innergesellschaftlichen Auseinandersetzungen um die zukünftige Ausrichtung 
des nationalen Entwicklungsmodells zu. Dies führt zu einem verschärften Kon- 
kurrenzdruck unterschiedlicher Kapitalfraktionen, der vor dem Hintergrund der 
globalen Wirtschafts- und Finanzkrise zusätzlich an Spannunggewinnt. Die öko- 
nomische Außenorientierung dient einzelnen Kapitalgruppen dazu, ihre Position 
sowohl national als auch global zu stärken. Zweitens ist es mit der Gründung der 
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Eurasischen Union erstmals seit der Auflösung der UdSSR gelungen, ein ernst 
zu nehmendes Integrationsprojekt zu initiieren, das die Großmächte China, EU 
und USA außen vor lässt. Während Russlands Vorgehen im Ukraine-Konflikt vor 
allem dem Erhalt der hegemonialen Vorherrschaft im post-sowjetischen Raum 
dient, soll die Unterstützung der syrischen Regierung von Baschar al Assad eine 
weitere Destabilisierung der Region verhindern. 

Zur Ausarbeitungder beiden Thesen ist es notwendig, in einem ersten Schritt 
die Herausbildungder neuen russischen Elite in den 1990er Jahren nachzuzeich- 
nen. Die Analyse der sogenannten Schocktherapie und ihrer sozialen Folgen 
verdeutlicht, wie sich Russland als Teil der Peripherie in den Weltmarkt integ- 
rierte. Anschließend wird die Wirtschafts- und Finanzkrise im Jahr 1998 und 
die kurz darauf folgende Amtsübernahme Wladimir Putins näher beleuchtet. 
Schwerpunkte dieses Abschnitts ist die Aushandlung eines neuen Konsenses 
und die damit verbundene Reorganisation der Herrschenden. Abschließend 
werden die ökonomischen und gesellschaftspolitischen Auswirkungen der neuen 
Konstellation näher erläutert. Dabei wird auch die aktuelle Wirtschafts- und 
Finanzkrise berücksichtigt. Diese Ausführung hat das Ziel, die gegenwärtige 
Kräftekonstellation im Inneren näher zu bestimmen und mit dem internationalen 
Vorgehen Russlands in Verbindung zu bringen. 


Ressourcen-Extraktivismus als Modell peripherer Entwicklung 


Die 1980er und 1990er Jahre stellen eine besondere Phase kapitalistischer Ent- 
wicklung dar. Das Ende des Ost-West-Konflikts ermöglichte die Integration 
neuer Länder in das kapitalistische Weltsystem. Die Folgen dieser Expansion 
sind im post-sowjetischen Raum bis heute spürbar. Zwar unterhielt die UdSSR 
Handelsbeziehungen mit kapitalistischen Staaten, doch verfügte sie durch den 
Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) über einen weitgehend geschützten 
und stabilen Absatzmarkt. 

Im Gegensatz zu China oder den südostasiatischen Tigerstaaten wird deutlich, 
dass die Administration unter dem chemaligen russischen Präsidenten Boris 
Jelzin keine industrielle Entwicklungsstrategie verfolgte (Krasilshchikov 2014). 
Sie verzichtete weitgehend darauf, die Konzerne weiterhin staatlich zu kontrol- 
lieren und dadurch eine regulierte soziale Marktwirtschaft zu etablieren. Die 
führenden Ökonomen der Regierung, der Finanzminister Jegor Gajdar und 
Anatolij Tschubajs, Verantwortlicher des Komitees für die Leitung des Staats- 
eigentums, vertraten den Standpunkt, der Staat sei in erster Linie ein repres- 
sives, die individuelle Freiheit einschränkendes Organ und forderten deshalb 
vor allem eine „Entstaatlichung“. Das bedeutet nicht nur die Privatisierung des 
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staatlichen Eigentums, sondern einen umfassenden, möglichst vollständigen 
Rückzug des Staates aus allen wirtschaftlichen Prozessen (Gajdar/Kogalovskij 
1990; Gajdar 1995). Auf die Auflösungder Sowjetunion folgten die Aufgabe der 
staatlichen Preiskontrollen, die Liberalisierung des Außenhandels und die För- 
derungeines privaten Finanzsektors: ein kompletter Bruch mit der sowjetischen 
Planwirtschaft. Da die Regierung das Ziel hatte, die Reformen „unumkehrbar“ 
(Jelzin 1994: 235) zu machen, musste deren Umsetzung so schnell und radikal 
wie möglich erfolgen („Schocktherapie“). Die Ökonomen Aleksandr Buzgalin 
und Andrej Kolganov (1996: 121ff.) argumentieren demgegenüber, die radikale 
Wirtschaftspolitik der Regierung würde die Struktur- und Produktionskrise, 
in der die russische Wirtschaft bereits in den 1980er Jahren steckte, derartig 
vertiefen, „dass das Land das Modell der industriellen Entwicklung wechselte.“ 

Die Einführung marktwirtschaftlicher Strukturen in Russland hatte zur 
Folge, dass das Entwicklungsmodell ressourcenextraktivistisch ausgerichtet 
wurde. Darunter wird eine spezifische Form peripherer kapitalistischer Ent- 
wicklung verstanden, bei der (unverarbeitete) Rohstoffe und Agrarland für den 
Export ausgebeutet werden (Gudynas 2011; Acosta 2013). Ein Blick auf den 
russischen Außenhandel unterstützt diese These. Seit den frühen 1990er Jahren 
sind die Säulen der Wirtschaft die Rohstofferschließung und -verarbeitung 
(Erdöl, Erdgas, Aluminium, Metallurgie und Energie) sowie der Finanzsektor. 
Der Bedeutungsverlust der Industrie lässt sich in absoluten Zahlen belegen. 
Der Anteil produzierter Güter am Bruttoinlandsprodukt (BIP) ging von 65,5 
(1990) auf 41 Prozent (2004) zurück. Im selben Zeitraum fiel die industrielle 
Produktion von 38 auf 28 Prozent (Grinberg et al. 2006). Im Gegensatz dazu 
stieg die Bedeutung des Rohstoffsektors stetig an. Im Jahr 2013 betrug der 
Anteil von Öl, Gas und Kohle fast 70 Prozent der Gesamtexporte (Russland- 
Analysen 2014: 7). Hinzu kommen Metalle und Edelsteine und daraus gefertigte 
Produkte (13%). 

Die radikale Neuausrichtung der Wirtschafts- und Handelsbeziehungen Russ- 
lands nach Westen und die Herausbildung eines extraktiven Entwicklungsmo- 
dellssind Ausdruck einer peripheren Weltmarktintegration. Laut der Soziologin 
Natalija Tichonova (2011) verarmte ein Drittel der russischen Bevölkerung als 
direkte Folge des Privatisierungsprozesses. Das gesamte Ausmaß des ökonomi- 
schen Niedergangs verdeutlicht Joseph Stiglitz (2002), demzufolge die volkswirt- 
schaftlichen Verluste Russlands (gemessen am BIP) noch größer als während des 
Zweiten Weltkriegs waren. Trotz des wirtschaftlichen Niedergangs blieb eine 
substantielle Lohnarbeiterschaft erhalten, wobei der militärisch-industrielle Kom- 
plex sowie die Maschinenbau- und Automobilindustrie den industriellen Kern 
bilden. Aufgrund der niedrigen oder unregelmäßigen Bezahlungwird Lohnarbeit 
oftmals mit unterschiedlichen Formen landwirtschaftlicher Subsistenzwirtschaft 
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kombiniert.! Diese Heterogenität der Sozialstruktur bezeichnet der Ökonom 
Joachim Becker als typisches Merkmal semi-peripherer Gesellschaften (Becker 
2008: 11ff.). Einen weiteren Unterschied zwischen Staaten des Zentrums und 
der (Semi-)Peripherie sieht er in der Art der Wirtschaftsbeziehungen, insbeson- 
dere der Außenorientierung der Wirtschaft (Extraversion). Obwohl Russland 
eine aktive Extraversion aufweist, d.h. Exportüberschüsse, beruhen diese im 
Wesentlichen auf dem Öl- und Gasexport. Kennzeichnend für die russische 
Ökonomie seit den frühen 1990er Jahren sind ein konstanter Kapitalabfluss 
und eine Dollarisierung der Ökonomie. Dies führt zu einer strukturellen Ab- 
hängigkeit von neuer Technologie und Investitionsgütern. Die Entwicklung ist 
jedoch nicht auf ökonomische Prozesse zu reduzieren, sondern hat weitreichen- 
de soziale und politische Implikationen. Der Politikwissenschaftler Andreas 
Nölke (2003) sieht relativ funktionsfähige Verwaltungsstrukturen als wichtige 
Eigenschaft einer Semi-Peripherie an. Gerade im russischen Kontext ist dies von 
großer Bedeutung, Trotz der chaotisch verlaufenden Transformation gelanges, die 
Einheit des Staates zu erhalten, wenngleich dies nur durch den Einsatz massiver 
Gewalt (Nordkaukasus) möglich war. Seit den 2000er Jahren wurde der Staat 
zum zentralen Akteur gesellschaftlicher Entwicklung, unter dessen Führung 
die herrschende Elite in einem nationalen Entwicklungskonsens geeint wurde. 

Zur weiteren Präzisierung des semi-peripheren russischen Kapitalismus ist 
die Entstehung neuer Eigentums- und Machtverhältnisse bedeutsam. Die pro- 
duktiven Wirtschaftszweige werden mehrheitlich von einer Gruppe nationaler 
Unternehmen, OligarchInnen und dem Staat kontrolliert. Die OligarchInnen 
profitierten aufunterschiedliche Art von den staatlich gelenkten Privatisierungs- 
prozessen (Pleines 2003; Muha£öv 2013). Dabei existiert nach Nicos Poulantzas 
(2001: 52ff.) das typische Verhältnis von Abhängigkeit und Autonomie einer 
inneren Bourgeoisie. Zwar schwächt die Dominanz des westlichen Kapitals und 
die periphere Einbindung in den Prozess der internationalen Arbeitsteilung die 
politische und ideologische Autonomie des russischen Kapitals, was etwa im 
Verlust des früheren Weltmachtstatus deutlich wird. Andererseits verfügt die 
russische Bourgeoisie durch ihre internationale Bedeutung in den Bereichen 
Energie und Rüstungsgüter über eine eigene ökonomische Grundlage und Ak- 
kumulationsbasis. Dies gilt sowohl in Russland als auch außerhalb in den von 
ihr beherrschten abhängigen Formationen (GUS-Staaten). 


1 1996 erwirtschafteten private Grundstücke 90 Prozent der Kartoffeln, 67 Prozent des 
Gemüses, 40 Prozent des Fleischs und der Milch in Russland (Götz/Halbach 1996: 287). 
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Lehren aus dem Staatsbankrott: die Reorganisation 
der Herrschenden 


Die katastrophale wirtschaftliche Entwicklung fand ihren Höhepunkt im Jahr 
1998. Im Zuge der damaligen globalen Wirtschafts- und Finanzkrise war der 
russische Staat vorübergehend zahlungsunfähig. Dies leitete einen Reorgani- 
sationsprozess der herrschenden Klasse ein, der bis in die Gegenwart die gesell- 
schaftlichen Macht- und Herrschaftsverhältnisse strukturiert. 

Mit der Berufung Jewgenij Primakows zum Ministerpräsidenten vollzog die 
Regierungerstmals eine partielle Abkehr von ihrer neoliberalen Wirtschaftspo- 
litik und verfolgte eine antizyklische, nachfrageorientierte Krisenpolitik. Auf 
dem Weltwirtschaftsforum in Davos im Frühjahr 1999 bekräftigte Primakow 
zwar, an der „Fortsetzung der marktwirtschaftlichen Umgestaltung der rus- 
sischen Wirtschaft“ festzuhalten, verkündete jedoch eine „Reformierung der 
Reform“ und betonte die regulierende Rolle des Staates (Maier 2000: 27ff.). 
Erstmals wurde damit von Regierungsseite die bisherige Wirtschaftspolitik 
ofliziell kritisiert und als Ursache der Krise ausgemacht. Die Maßnahmen der 
Regierung Primakow erwiesen sich als äußerst erfolgreich. Zudem wirkte sich 
die Abwertung des Rubels positiv auf die Wertbewerbsfähigkeit der Industrie 
aus. Nachdem sie im Jahr zuvor auf etwa 45 Prozent des Niveaus von 1990 
gesunken war, stieg die Industrieproduktion 1999 erstmals wieder an (Grinberg 
et al. 2006). 

Dennoch blieb der Kursbesonders unter den OligarchInnen umstritten, da die 
Aufgabe des ressourcenextraktiven Modells für sie einen Machtverlust bedeutete. 
In dem einsetzenden Aushandlungsprozess um die zukünftige Entwicklung 
Russlands verkörperte Wladimir Putin, der 1999 Ministerpräsident und bereits 
ein Jahr später Präsident wurde, einen Kompromiss. Zwar gewann der Rohstoff- 
sektor in den kommenden Jahren immer größere Bedeutung. Dennoch hielt die 
Regierung fortan an einer aktiven staatlichen Wirtschaftspolitik fest. 


Ein neuer Konsens für eine neue Phase des russischen 
Entwicklungsmodells 


Der Kompromiss zwischen der Regierung und den OligarchInnen begründete 
eine neue Phase im Verhältnis zwischen Staat und Kapital. Wenige Monate 
nach Putins Wahl zum Präsidenten traten 18 der mächtigsten Oligarchen in den 
„Russländischen Verband der Industriellen und Unternehmer“ (RSPP) ein. Die 
Wertschöpfung der darin vertretenen Unternehmen betrugzu diesem Zeitpunkt 
die Hälfte des russischen Bruttoinlandsprodukts (Stykow 2006: 142ff.). Das 
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Verhältnis zwischen der Regierung, der Staatsbürokratie und der Wirtschaft 
erhielt somit einen institutionalisierten Rahmen. Indem die OligarchInnen in 
die wirtschaftliche Entwicklungsstrategie der Regierung eingebunden wurden, 
gelanges in Russland - anders als in der Ukraine - einen Entwicklungskonsens 
unter den Herrschenden herzustellen. Zwar blieb die Konzentration auf den 
Ressourcenextraktivismus bestehen. Allerdings wurden die Einkünfte aus dem 
Rohstoffgeschäft teilweise dazu genutzt, produktive Sektoren zu stabilisieren. 
Dabei kommt dem Staat bis heute eine bedeutende Rolle in der Organisation und 
Absicherungdieses Modells zu. Während dieser durch Gazprom von Anfangan 
über eine dominante Stellung im Gassektor verfügte, wurde die Kontrolle über 
die Ölindustrie erst sukzessive ausgebaut. 

Diese Veränderungen stießen bei den OligarchInnen auf Widerstand. Schließ- 
lich bedeutete die Stärkung des Staates, dass sie aus den profitabelsten Wirt- 
schaftssektoren partiell verdrängt wurden. Die Regierungerklärte sich bereit, die 
Eigentumsverhältnisse stillschweigend zu legalisieren, insofern die OligarchInnen 
den neuen Kurs unterstützten. Verhielten diese sich kooperativ, dann wurden sie 
vom Staat für den Verkauf ihrer Anteile an Ölkonzernen ausgezahlt. So erhielt 
Roman Abramowitsch, Präsident des englischen Fußballklubs FC Chelsea, für 
den Verkauf seiner Firma Sibneft an Gazprom 13 Milliarden US-Dollar. Das 
gilt auch für die russischen Anteilseigner des Konsortiums TNK-BP? bei der 
Übernahme durch den staatlichen Ölkonzern Rosneft. Andererseits machte 
die Regierung von Anfang an deutlich, dass Widerstand nicht geduldet würde. 
Das zeigte sich am konsequenten Vorgehen gegen Mihail Chodorkowskij und 
die Zerschlagung seines Ölförderunternehmens Jukos, das mehrheitlich Rosneft 
zugeschlagen wurde. Chodorkowskij war allerdings nicht alleine betroffen. Die 
Oligarchen Wladimir Gussinskij und Boris Berezowskij, bedeutende Finanziers 
der Jelzin-Administration, flohen nach Konflikten mit der Regierung ins Exil 
(zum Oligarchen-Konflikt Jaitner 2014b). Dass die Regierung nicht nur bereit 
war, solche Konflikte einzugehen, sondern diese zu ihren Gunsten entscheiden 
konnte, ordnete die gesellschaftlichen Kräfteverhältnisse in Russland neu. 

Der neue Entwicklungskonsens und die zentrale Rolle, die dem Staat da- 
bei zufällt, beruhen auf einem veränderten Selbstverständnis der herrschenden 
Klasse. Die Schocktherapie der 1990er Jahre hatte in Russland einen höchst 
krisenhaften Kapitalismus hervorgebracht, und zwar dank einer unkontrollierten 
Liberalisierung der Finanzmärkte, der Ausrichtung aufinternationale Direktin- 
vestitionen, der korrupten Privatisierungsprozesse und der radikalen Aufgabe 
alter Wirtschafts- und Handelsbeziehungen. Die Abhängigkeit des Landes von 


2 Mihajl Fridman (Alfa-Group), Leonard Blawatnik (Access Industries) und Wiktor Wek- 
selberg (Renowa). 
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den internationalen Finanzorganisationen, die spätestens mit dem Staatsbankrott 
1998 offensichtlich geworden war (vgl. Zdanowskaja 2014), führten innerhalb der 
Elite zur Einsicht, dass zugunsten einer unabhängigeren Politik gegenüber dem 
Ausland eine partielle Abkehr von der bisherigen Wirtschaftspolitik notwendig 
war. Mihail Zadronow (2008), russischer Finanzminister (1997-1999) sprach 
sogar von einem „für die russische Geschichte einmaligen Konsens.“ Trotz der 
Konflikte zwischen einem Teil der Oligarchie und dem Staat unterstützte die 
Mehrheit den neuen Kurs. Einerseits befürwortete sie einen starken Staat, der die 
Internationalisierung der russischen Konzerne unterstützen und vorantreiben 
konnte. So wurde der Beitritt zur WTO eine der zentralen Projekte der Regierun- 
gen Putin/Medwedjew. Andererseits konnte nur ein funktionsfähiger Staat einen 
weiteren Zerfall Russlands verhindern. Die Entwicklungim Nordkaukasus galt 
als warnendes Beispiel, welche dramatischen Folgen die Politik der 1990er Jahre 
haben konnte. Kurz nach seiner Freilassung im Dezember 2013 begrüßte selbst 
Chodorkowskij in einem Interview das kompromisslose Vorgehen der Regierung 
mit den Worten: „Wenn sich die Frage stellt: Abspaltungdes Nordkaukasus oder 
Krieg, dann Krieg.“ (Chodorkowskij 2013) Die Staatsbürokratie befürwortete 
ebenfalls eine Stärkung des globalen Einflusses Russlands. Die vollständige und 
rasche Rückzahlung der IWF-Schulden, die im Jahr 2003 erfolgte, war deshalb 
ein entscheidendes Vorhaben der Putin-Administration. Außerdem eröffnete 
der Zugriff auf die Profite des Öl- und Gasgeschäfts neue Bereicherungs- und 
Einflussmöglichkeiten, die in der allgegenwärtigen Korruption ihren Ausdruck 
finden. Schließlich einte beide Fraktionen das Ziel, die gesellschaftlichen Macht- 
und Eigentumsverhältnisse zu erhalten. 

Mit der Rückkehr zu stabilen Verhältnissen und der neuen Rolle des Staates 
ging die Verpflichtung der Regierung und der Staatsbürokratie einher, ein Min- 
destmaß an Versorgungssicherheit für die Bevölkerung zu garantieren. Im Ge- 
gensatz zu den 1990er Jahren, als Subsistenzwirtschaft und der Zusammenbruch 
der sozialen Institutionen den Alltag der Bevölkerung prägten, bemüht sich 
der Staat seit der Jahrtausendwende um wirtschaftliche Stabilität und relativen 
Wohlstand. Durch hohe Wachstumsraten und eine Ausweitung des Konsums 
gelang es, breite Zustimmung unter der Bevölkerung herzustellen, ohne die 
Einkommensverhältnisse anzutasten. Während zu Putins Amtsantritt im Jahr 
2000 noch 42,3 Millionen RussInnen (d.h. 29% der Bevölkerung) mit ihrem 
Einkommen unter dem Existenzminimum lagen, reduzierte sich diese Zahl bis 
zum Jahr 2011 auf 18 Millionen Menschen (12,7%). Gleichzeitig verdoppelte 
sich das durchschnittliche Realeinkommen gegenüber 1995 (Schröder 2013). 
Dadurch entstand eine städtische Mittelschicht, die sich als zweite entscheidende 
Stütze des Entwicklungskonsenses erweist. Dennoch sollte gesellschaftliche 
Stabilisierung nicht mit einer aktiven Sozialpolitik verwechselt werden. Die 
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Regierung setzte die Deregulierung der Wirtschaft genauso fort wie den Abbau 
des Sozialstaats.? 

Die Reorganisation der herrschenden Klasse unter Putin beruht in erster 
Linie auf einer Stärkung der Exekutive und der staatlichen Gewaltapparate. 
Dies findet in dem kompromisslosen Vorgehen gegen politische Widersacher, 
der Neuordnung der politischen Sphäre und der Zentralisierung gesellschaftli- 
cher Entscheidungs- und Aushandlungsprozesse im Staat seinen Ausdruck. Eine 
Verfassungsreform stärkte das föderale Zentrum und das Amt des Präsidenten 
gegenüber den Regionen und deren Regierungschefs. Durch die Gründung der 
Partei „Vereinigtes Russland“ und anderer Organisationen (Naschi etc.) gelang 
es zudem, den politischen Prozess zu stabilisieren. Anders als in den 1990er 
Jahren existiert nun eine politische Plattform zur Aushandlung von Interessen 
und Strategien unterschiedlicher Fraktionen der Elite. Darüber hinaus wurden 
politische Autoritäten kooptiert, wie der ehemalige Moskauer Bürgermeister Jurij 
Luschkow, oppositionelle Akteure (Sergej Mironow), VertreterInnen nationaler 
Minderheiten und bedeutsame nationalistische PolitikerInnen (etwa Dimitrij 
Rogosin). Dies ermöglicht eine breite Absicherung des Konsenses auf regionaler 
Ebene. Die hohe Anzahl ehemaliger GeheimdienstmitarbeiterInnen in Regie- 
rungs- und Staatsämtern geht nicht nur auf die Seilschaften Wladimir Putins 
zurück, sondern auch auf die parallel verlaufende Militarisierung der russischen 
Innenpolitik. Die Wiederaufnahme der Kampfhandlungen in Tschetschenien 
(2000-2009) und ihre Ausweitung auf den gesamten Nordkaukasus schuf ei- 
nen permanenten innenpolitischen Ausnahmezustand. Der Kampf gegen den 
Terrorismus dient als Vehikel, jegliche oppositionelle Tätigkeit beliebig einzu- 
schränken. Die vielbeschworene Vertikale der Macht („gelenkte Demokratie“) 
beschreibt deshalb einen Prozess, in dem gesellschaftliche Beziehungen autoritär 
institutionalisiert und reguliert werden. Dabei wird der Staatzum Taktgeber der 
gesellschaftlichen Entwicklung. In ihm verdichten sich die unterschiedlichen 
politischen und ökonomischen Strategien. Gleichzeitig bildet er das zentrale 
Terrain, aufdem die Konflikte über die zukünftige Entwicklunggeführt werden. 


Wachstum ohne Entwicklung? 


Die Konsolidierung der russischen Wirtschaft (2000-2008) begünstigte einen 
Konzentrationsprozess des inländischen Kapitals. Im Jahr 2007 erwirtschafteten 


3 Ein Beispiel ist das Gesetz zur „Monetarisierung von Vergünstigungen‘, das RentnerInnen 
Privilegien der Krankenversicherung und des öffentlichen Nahverkcehrs strich und stattdes- 
sen in Geld auszahlte. Dies führte zur ersten landesweiten Protestbewegung seit 1993. 
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die 100 größten russischen Firmen fast 60 Prozent des BIP, eine Zunahme um 
mehr als 10 Prozent im Vergleich zum Jahr 2000 (Liuhto/Vahtra 2009). Damit 
gingauch eine Veränderung der Firmenstrukturen einher. Im Zuge der Ausdeh- 
nungdes staatlichen Besitzes im Öl- und Gassektor und der Internationalisierung 
der russischen Firmen entstanden sogenannte Finanz-Industrie-Gruppen (FIG). 
Darin bündelten die OligarchInnen ihren weit verstreuten Besitz. Den Kern 
ihrer Wirtschaftstätigkeiten bilden üblicherweise Banken bzw. Finanzholdings 


und Rohstofffirmen.* Hinzu kommen transnationale Staatskorporationen wie 
Gazprom, Rosneft oder Sberbank. Diese handeln strikt nach marktwirtschaftli- 
chen Prinzipien. Dennoch sind sie einem korporativen Sozialmodell verpflichtet, 
indem sie verhältnismäßighohe Löhne und Pensionen zahlen und in rohstoffrei- 
chen Regionen in den Bau sozialer Infrastruktur investieren. 

Seit Mitte der 2000er Jahre nutzt die Regierung einen Teil der Einkommen 
aus dem Öl- und Gasgeschäft, um eine Konsolidierung ausgewählter Sektoren 
voranzutreiben. In der staatlichen Holding Rostechnologii (Rostec) werden 
Maschinenbau- und Chemieunternehmen gebündelt. Seit der Überführung 
des staatlichen Rüstungsexporteurs Rosoboronexport, liegt der Schwerpunkt 
auf der Modernisierung der Rüstungsindustrie. Dazu wurden auch die größten 
russischen Flugzeug- (Suchoj, Irkut) und Automobilkonzerne (AvtoVaz, Kamaz) 
integriert. Mit einem Umsatz von 16,5 Milliarden US-Dollar (2012) und über 
900.000 Angestellten ist Rostechnologii einer der größten global tätigen rus- 
sischen Korporationen. Ähnliche Staatsholdings entstanden in den Bereichen 
Atom- (Rosatom) und Nanotechnologie (Rosnano). Die staatliche Intervention 
geht in erster Linie aufden Kapitalmangel privater Unternehmen und die damit 
verbundenen geringen Investitionen zurück. Mit dem Vorhaben, ausgewählte 
produktive Branchen zu konsolidieren und einen weiteren Technologieverlust 
zu verhindern, verschärft sich auch die Konkurrenz um die Verteilung staatlicher 
Renten. Aufgrund deshohen Ölpreises war es lange Zeit möglich, diese Konflikte 
einzudämmen. 

Aus der folgenden Tabelle geht eindeutighervor, dass aufdem Höhepunkt der 
Wachstumsjahre die ressourcenextraktiven Branchen die Säulen der russischen 
Wirtschaft bildeten, allen voran der Öl- und Gassektor, Banken und die Metall- 
industrie. Im Gegensatz zum Öl- und Gassektor tragen in der Metallindustrie 
Privatfirmen 90 Prozent der Produktion. Auch der Maschinenbau, die Telekom- 
munikations-, Informations- und Kommunikationstechnik sind mit einem Anteil 
von etwa 5 Prozent am Gesamtumsatz der hundert größten russischen Konzerne 


4 Dennoch sind die FIGs nicht verschwunden. Bekannte Holdings sind die Alfa Group 
(Pjotr Awen, Mihajl Fridman), Basic Element (Oleg Deripaska), Interros (Wladimir 
Potanin) und Sistema (Wladimir Jewtuschenkow). 
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Russlands umsatzstärkste Konzerne (2007) 


Rang Firma Branche Umsatz Umsatz Wachstum Profite vor 
2007 2006 % Steuern in 
Mio. USD Mio. USD Mio. USD 
l Gazprom Ölund Gas 93.450,6 84132,5 11,1  36.129,9 
2 Lukoil Ölund Gas 67.205,0 57971,7 15,9 13.018 
3 Russian Transport 38.138,8 33 187,9 14,9 5.041,3 
Railways 
Rosneft Ölund Gas 35.323,0 22991,4 53,6 17.789 
5 RAOUES Energieversorgung 32.122,5 27271,0 17,8 3.021,3 
Russia 
6 TNK-BP Ölund Gas 24.940,0  23.561,1 5,9 7.387 
Holding 
Surgutneftegaz Ölund Gas 24.1313 20.587,7 17,2 4.767,7 
8 Sberbank Bankwesen 20.555,2 15.018,6 36,9 5.463,2 
Norilsk Nickel Buntmetallindustrie 16.475,0  12.159,0 35,5 7.735 
10 Severstal Eisenindustrie 15.244,9  13.232,6 15,2 2.654,5 
ll RusAl Buntmetallindustrie 14.962,0 13.701,3 9,2 - 
12 Tatneft Ölund Gas 13.927,9  12.442,7 11,9  2.447,6 
13 AFKSistema Telekommunikation 13.701,0 10.912,8 25,5 2.563,5 
14 Evraz Group Eisenindustrie 12.808,0 8.813,9 45,3 3.201 
15 Gazprom Bankwesen 10.493,5 8.273,6 26,8  2.056,3 
Bank 
16 Svyazinvest Telekommunikation 9.551,9 8.532,0 12 2.000,5 
17 Transneft Transport 8.676,4 7.913,55 9,6 3.718,7 
18 Magnitogorsk Eisenindustrie 8.197,0 6.828,3 20 2.293 
Metal 
19 Novolipetsk Eisenindustrie 7.719,1 6.426,1 20,1 3.156,8 
Metal 
20 Group TAIF (Petro-)Chemie 7509,9 - - = 


Quelle: Liuhto/ Vahtra (2009: 28) 


relevante Bereiche (Liuhto/Vahtra 2009: 8ff.). Investitionsschwerpunkte russi- 
scher Firmen waren die GUS und die EU. Während schätzungsweise die Hälfte 
der Direktinvestitionen in die EU flossen, entfiel jeweils ein Fünftel auf die GUS- 
Staaten und die USA. Das Gros der Investitionen tätigten Rohstoffkonzerne, 
wobei im GUS-Raum russische Firmen in den Bereichen Telekommunikation, 
Maschinenbau, Automobilindustrie und Dienstleistungen (Banken, Versiche- 
rungen) relevante Positionen einnehmen (Liuhto/Vahtra 2007: 121f.). Darüber 
hinaus beruht Russlands Vorherrschaft im post-sowjetischen Raum auch auf der 
Abhängigkeit einiger Länder (Belarus, Ukraine, Armenien) von russischen Ener- 
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gieträgern. In den letzten Jahren hat sich die Regierung zudem darum bemüht, 
die nationalen Pipelinenetze zu übernehmen, und zwar durch Gazprom und den 
staatlichen Stromkonzern EES Rossii. Dadurch gelang es, den Zugriff auf die 
zentralasiatischen Energieträger zu sichern, die hauptsächlich über das russische 
Netz transportiert werden. Schließlich sichert die breite Militärpräsenz Russlands 
dominante Position ab. Als weltweit zweitgrößter Waffenexporteur nach den 
USA hat Russland auch außerhalb des post-sowjetischen Raums substanzielle 
sicherheitspolitische Interessen im Nahen Osten und Nordafrika (Algerien, Iran, 
Syrien), Südost-Asien (China, Indien und Vietnam) und Venezuela. Davon zeugen 
milliardenschwere Rüstungsexporte und der Flottenstützpunkt in Tartus (Syrien). 
Abgesehen vom Öl- und Gassektor forciert Russland über Rosatom den Export 
von Nukleartechnik, etwa in den Iran, nach Indien, China und in die Türkei. 
Der Kapitalkonzentration im Rohstoffsektor steht ein Kapitaldefizit der pro- 
duzierenden Industrie gegenüber. Im Jahr 2003 waren 48 Prozent der genutzten 
Ausrüstung bereits mehr als 20 Jahre alt im Vergleich zu 11 Prozent im Jahr 1990 
(Grinberget al. 2006). Der Investitionsrückstand der produzierenden Industrie 
für den Zeitraum 2004 bis 2009 belief sich auf 927,3 Milliarden US-Dollar 
(Alekseev 2014). Trotz des eingeleiteten Konsolidierungsprozesses vergrößerte 
sich ab dem Jahr 2000 bis 2008 der Abstand zwischen Russland und den kapi- 


talistischen Zentrumsstaaten. 


Re-Industrialisierung oder globaler Ressourcenextraktivismus? 


Mitte der 2000er Jahre entstand in Russland eine neue Debatte, die die Grenzen 
rohstoffbasierter Entwicklung stärker in den Blick nahm. Unter dem Stichwort 
„Modernisierung“ wurde über neue Wege zur Verminderung der Rohstoffab- 
hängigkeit diskutiert (Grigorjew 2008; Inosemzew 2014). Daraus entstand eine 
nicht ausschließlich wissenschaftliche Kontroverse. So fordern etwa der chemalige 
Präsident Dmmitrij Medwedew (2009), der frühere Finanzminister Aleksej Kudrin 
(2009) oder internationale Akteure (Worldbank 2013) eine Diversifikation der 
russischen Exporte und den Aufbau einer konkurrenzfähigen Industrie. Auf- 
grund des verschärften Konkurrenzdrucks globalisierter Märkte lautet das Ziel, 
Russlands internationale Konkurrenzfähigkeit zu fördern (WEF 2011). 

Seit dem Beginn der Ukraine-Krise hat die Auseinandersetzung um das res- 
sourcenextraktivistische Entwicklungsmodell in Russland weiter an Bedeutung 
gewonnen. Die verschiedenen Positionen finden sich in den Staatsapparaten 
wieder. Der russische Vizepremier, Dimitrij Rogosin, plädiert dafür, die gegen 
Russland verhängten Sanktionen als Chance zu nutzen, um zukünftig techno- 
logisch hochwertige Produkte eigenständig zu produzieren (Kowalski 2014). 
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Kritik an der Regierungspolitik übt der russische Wirtschaftsminister Alcksej 
Uljukaew. Die Wirtschaft stagniere weniger aufgrund der Sanktionen, sondern 
weilinnenpolitische Reformen versäumt worden wären. Uljukaew fordert einen 
wirtschaftlichen Kurswechsel und eine Aufgabe des staatlich dominierten Ent- 
wicklungskonsenses (Kusinova/Pap£enkova 2014). Dennoch ist seit der Krise und 
den Sanktionen eine Stärkung der binnenorientierten Kräfte unverkennbar. In 
einem Artikel für die Wirtschaftszeitung Wedomosti kritisierte Putin ausführ- 
lich die periphere Weltmarktintegration des Landes und die negativen Folgen 
dieses Prozesses für die russische Industrie (Putin 2012). Um die technologische 
Abhängigkeit vom Westen zu verringern, gründete die Regierung kürzlich eine 
Kommission zur Importsubstitution, die durch die Zentralisierung von Know- 
how und die Vergabe von Krediten diese Pläne vorantreiben soll. Tatsächlich ist 
die Debatte um Importsubstitution das beherrschende Thema im wirtschafts- 
politischen Diskurs des Landes. 

Mehrere Aspekte erschweren die Modernisierungsbestreben und eine aktive 
staatliche Industriepolitik. Erstens agieren die sozialen Kräfte, die eine binneno- 
rientierte Entwicklung Russlands befürworten, aus einer Position der Schwäche. 
Dies verdeutlicht die Auseinandersetzungum den WTO-Beitritt. Während die 
Oligarchie, als transnationale Klasse mit starker Außenhandelsorientierung, 
einen Beitritt vehement unterstützt, forderten produzierende Sektoren wie die 
Autoindustrie Schutzzölle und Übergangsfristen. Die Ökonomen Guriev und 
Rachinsky (2005: 136) betonen, für die zehn Sektoren, in denen die Oligar- 
chen mehr als 20 Prozent der Umsätze kontrollieren, gelte: „Mit Ausnahme 
von Eisenerz und Automobilbau sind all diese Sektoren auf den globalen Markt 
ausgerichtet: Sie exportieren 30 bis 90 Prozent ihrer Produktion; die Bereiche 
machen die Hälfte aller russischen Exporte aus.“ Auch der Staat ist trotz seiner 
Investitionen in produzierende Branchen von den Profiten aus dem Öl- und 
Gasgeschäft abhängig. Somit bleibt die Frage, wer das soziale Subjekt eines bin- 
nenorientierten Entwicklungsmodells sein könnte. 

Zweitens erschwert der seit den Wahlen 2012 intensivierte Sozialabbau eine 
nachfrageorientierte Wirtschaftspolitik. Wie fragil die Zustimmungzum ressour- 
cenextraktivistischen Entwicklungsmodell ist, zeigt sich daran, dass die Regierung 
angesichts der gegenwärtigen Wirtschaftskrise und sinkender Rohstoffpreise ihr 
Konsumversprechen nur noch eingeschränkt einhalten konnte. Das erklärt, warum 
die Zustimmung zu Putin vorübergehend rapide abnahm und eine landesweite 
Protestbewegung entstand. Neben der Entrüstung über die Wahlfälschungen ga- 
ben laut einer Umfrage des Levada-Instituts 73 Prozent der Befragten an, aufgrund 
eines allgemeinen Unmuts über die Entwicklung des Landes an den Demonst- 
rationen teilzunehmen und immerhin 42 Prozent sind mit der versprochenen 
Modernisierungspolitik unzufrieden (Russland-Analysen 2012: 11). 
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Das russische Vorgehen in der Ukraine und Syrien hat zweifellos auch das 
Ziel, durch die Schaffung äußerer Feinde die Zustimmung zur Regierung zu 
sichern und eine Debatte über ihre wirtschaftspolitischen Versäumnisse zu mar- 
ginalisieren. Forcierter Sozialabbau und eine aktive Industriepolitik sind somit 
kein Widerspruch. 

Drittens liefert die Debatte um Importsubstitution selbst einen Hinweis da- 
rauf, wer das binnenorientierte Entwicklungsmodell trägt. Da der Importanteil 
von westlicher Ausrüstung in einzelnen Bereichen sich aufbis zu 90 Prozent be- 
läuft, sicht die russische Öl- und Gasindustrie in den Sanktionen eine existenzielle 
Bedrohung. Es wird erwartet, dass innerhalb der nächsten 20 Jahre die bisherigen 
Lagerstätten in Westsibirien weitgehend erschöpft sein werden. Neue Stätten in 
Ost-Sibirien und in der Arktis sind noch nicht ausreichend erschlossen und nur 
unter hohem finanziellem und technischem Aufwand auszubeuten. Dies macht 
aus Sicht der Öl- und Gasindustrie die Entwicklung entsprechender Technologie 
notwendig, was den Präsidenten der Union der Öl- und Gasindustrie Russlands, 
Gennadij Schmal, zu der Aussage veranlasst: „Die Modernisierung hat für uns 
lebenswichtigen Charakter.“ (Schmal 2015: 14) Es wird deutlich, dass die Roh- 
stoffbranche trotz der Debatte um Importsubstitution keine Überwindung des 
Ressourcenextraktivismus anstrebt, sondern dessen Modernisierung. Auch die 
Beteuerungen der Rohstoffbranche lassen sich derart deuten, die Globalisierung 
sei unaufhaltsam und internationale Arbeitsteilung notwendig, weshalb keine 
vollständige Importsubstitution angestrebt werde (Ponomarenko 2015). 

Die zukünftige Richtung des eurasischen Integrationsprojektes hängt da- 
von ab, welches Modell kapitalistischer Entwicklung für den post-sowjetischen 
Raum angestrebt wird. Während die kasachische Regierunggemeinsam mit der 
russischen Öl- und Gasindustrie aufeine Modernisierung des Ressourcextrakti- 
vismus setzt, wird in Belarus auf die Bedeutung der industriellen Entwicklung 
des gemeinsamen Wirtschaftsraumes hingewiesen (Polownikow 2012). Binnen- 
orientierte Kräfte hegen die Hoffnung, durch eine enge wirtschaftliche Anbin- 
dungRusslands, Belarus und der Ukraine einen Reindustrialisierungsprozess der 
Region einzuleiten. Die Ökonominnen Glinka und Kosikova (2006) betonen, 
dass die drei Länder in den Bereichen verarbeitende Industrien, Wissenschaft und 
Forschunggroße Gemeinsamkeiten aufweisen und dadurch die Voraussetzungen 
für gemeinsame Kooperation günstig sind. Als das mit Abstand bevölkerungs- 
reichste Land nach Russland und aufgrund des hohen Industrialisierungsgrades 
kam der Ukraine eine zentrale Rolle im Integrationsprozess zu. Das Eingreifen 
Russlands in den Ukraine-Konflikt zugunsten der Volksrepubliken Donezk und 
Lugansk sollte auch unter diesem Aspekt beurteilt werden. Damit könnte das 
Ziel verbunden sein, die ostukrainischen OligarchInnen enger an Russland zu 
binden und die Ukraine in den eurasischen Wirtschaftsraum zu integrieren. Die 
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Eskalation des Konfliktes hat solchen Bestrebungen vorläufig ein Ende gesetzt. 
Dennoch kann Russland - wie in Georgien (Abchasien, Nord-Ossetien) und 
Moldawien (Transnistrien) - durch die Volksrepubliken Donezk und Lugansk 
Einfluss aufdie Entwicklungin der Ukraine ausüben und eine engere Ausrichtung 
nach Westen begrenzen. Die Situation im Donbass unterscheidet sich jedoch 
deutlich von den beiden anderen Ländern. Zum einen deutet vieles auf einen 
langfristigen Krieghin. Zum anderen handelt es sich bei dem Donbass mit sechs 
Millionen EinwohnerInnen um eine bevölkerungsteiche Region. Der Erhalt 
der Volksrepubliken dürfte für Russland deutlich kostspieliger werden, zumal 
eine Entwicklung durch finanzielle Unterstützung nicht zu erwarten ist. Das 
zeigt das Vorgehen in Abchasien, Süd-Ossetien und Transnistrien. Langfristig 
könnte sich der Donbass - ähnlich dem Nordkaukasus - zu einer permanenten 
militärischen Ausnahmezone entwickeln, was einen Erhalt des gegenwärtigen 
Status quo noch wahrscheinlicher werden lässt. 


Fazit 


Die globale Wirtschaftskrise sowie die Verschärfung der Konflikte im Nahen 
Osten und in der Ukraine haben die innerrussischen Kräfteverhältnisse zuguns- 
ten einer aggressiveren Außenpolitik verschoben. Zur Sicherung des eigenen 
Akkumulationsregimes und seiner geopolitischen Position scheint Russland eine 
eigenständige Rolle im Aufbau einer neuen Weltordnunganzustreben. Dies zeich- 
nete sich bereits mit der Intervention im Georgien-Krieg (2008) ab und findet im 
Truppeneinsatz in Syrien seinen bisherigen Höhepunkt. Ein weiterer Hinweis für 
eine veränderte außenpolitische Orientierung ist die intensivierte Kooperation mit 
China und dem Iran. Dies lässt eine zukünftige Verschärfunggeopolitischer Kon- 
flikte im post-sowjetischen Raum und im Nahen Osten wahrscheinlich werden. 

Neben den wirtschaftlichen Interessen verfolgt die russische Außenpolitik das 
Ziel, eine weitere Destabilisierung beider Regionen zu verhindern. Aufgrund der 
Nähe des Nahen Ostens zu den eigenen Grenzen und der Instabilität des Nord- 
kaukasus und Zentralasiens ist das eine legitime Forderung. Allerdings handelt 
es sich bei Russland nicht um eine progressive, sondern um eine reaktionäre und 
autoritäre Herrschaft. Es sollte primär als kapitalistischer Staat mit einer nationalen 
Bourgeoisie verstanden werden, die über ein partiell eigenes Akkumulationsregime 
verfügt und damit im Widerspruch zu westlichen Interessen geraten kann. Der 
Konflikt in der Ukraine zeigt dies schr deutlich. Forderungen nach der Einhaltung 
des Völkerrechts und einer Stärkung der Vereinten Nationen sind dabei Mittel 
geopolitischer Einflussnahme und sollten nicht als Versuch missverstanden wer- 
den, eine politisch-ökonomische Alternative zum Westen zu bilden. 
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Dabei ist die außenpolitische Renaissance Russlands trügerisch. Aufgrund der 
geringen Produktivität und Innovationskraft der einheimischen Industrie, der 
Abhängigkeit vom Ressourcenexport sowie der schieren Größe reagiert es aus 
einer Position der Schwäche, sowohl gegenüber dem Westen als auch gegenüber 
China. Dies und die Sanktionen haben zwar zu einer Redefinition des Entwick- 
lungskonsenses geführt, der sich in einer partiellen Abkehr von der einseitigen 
Ausrichtung auf den Rohstoffexport ausdrückt. Die Außenorientierung der 
russischen Wirtschaft setzt jedoch einer Entwicklung des Binnenmarktes und 
der nationalen Industrie und damit auch einer vertieften Integration des post- 
sowjetischen Raums enge Schranken. Eine Emanzipation von den kapitalistischen 
Zentrumsstaaten oder gar eine Überwindung des semi-peripheren Entwicklungs- 
modells erscheint deshalb unwahrscheinlich. 
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Malte Daniljuk 


America’s T-Strategy 


Die US-Hegemonie und die Korrektur der 
US-Außen- und Energiepolitik 


Die in den vergangenen Jahren eskalierten Konflikte in unmittelbarer Nähe der 
Europäischen Union (EU) (Ukraine) sowie die Veränderungen in der transat- 
lantischen Außenpolitik können unter der Perspektive einer Neuordnung der 
weltweiten Energiepolitik besser verstanden werden. Infolge der Finanzkrise 
und mit dem Antritt eines demokratischen Präsidenten erlebten die USA eine 
deutliche Korrektur ihrer Außen- und Energiepolitik. Während wirtschafts- 
und handelspolitische Initiativen aus der Bush-Ära teilweise weitergeführt und 
fokussiert wurden, verschob sich die Sicherheitspolitik weg von einer direkten 
Präsenz im Rahmen eines „neuen Imperialismus“ (Harvey). Dies betrifft vor 
allem den Nahen und Mittleren Osten, wo sich ausgehend vom Irak-Krieg im 
März 2003 eine zeitweise Verwilderungabzeichnet. Die Region galt insbesondere 
wegen ihres Reichtums an fossilen Brennträgern als strategisch „entscheidend 
für US-Interessen“ (Cheney 2001: 131). Nach der Finanzkrise 2008 verfolgte 
die neue Regierung - zunächst auf dem nordamerikanischen Binnenmarkt und 
ab 2012 auch global - eine Strategie der sinkenden Energiekosten (O’Sullivan 
2011). Neben einer zunehmenden Energieefhizienz wurden die dafür notwendigen 
Überschüsse mithilfe von neuen Fördertechnologien, insbesondere Horizontal 
Drilling und Hydraulic Fracturing (Fracking) geschaffen. Damit einher ging 
ein partieller militärischer Rückzug aus Konfliktregionen und ein insgesamt 
nachlassendes direktes Engagement im Greater Middle East, was Unilateralisten 
pauschal als „America's Retreat“ kritisieren (Stephens 2014). 

Tatsächlich besteht der veränderte Kern außenpolitischen Handelns seitens der 
USA keineswegs in einem Rückzug, einem Versagen oder würde Grundlagen für 
American Decline-Debatten bieten. Vielmehr erleben wir eine insgesamt eflizien- 
tere Außen- und Sicherheitspolitik, die darauf ausgerichtet ist, volkswirtschaftli- 
che Kosten durch geringere physische Präsenz zu senken und weiche Faktoren im 
Kampf um weltweite Hegemonie zu stärken. Flankiert wird die minimalistische 
Militärstrategie durch diversifizierte Methoden der Außenpolitik, wirtschafts- 
und finanzpolitische Maßnahmen, eine zunehmende Einbindungmultilateraler 
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Organisationen und eine stärkere Verantwortung von regionalen Verbündeten 
wie der EU und den Golfstaaten (vgl. Obama 2014). Die Fähigkeit, im Rahmen 
der aktuellen Grand Strategy globale Entwicklungen aktiv zu steuern, lässt sich 
exemplarisch am Preissturz für Erdöl und den energiepolitischen Aspekten der 
kriegerischen Konflikte in den letzten Jahren illustrieren. 


Die Grundlage des Fracking-Booms 


Der Fracking-Boom ist weder ein spontanes konjunkturelles Ereignis noch 
eine technische Revolution, sondern das Ergebnis energiepolitischer Steue- 
rungsmaßnahmen, die spätestens im Jahr 2005 unter der Regierung George 
W. Bush konkrete Formen annahmen. Die US-Bundesregierung hält einen 
hohen Anteil an Schiefervorkommen in der staatlichen Ölteserve vor und ließ 
seit Jahrzehnten die Forschung und Entwicklung von Schieferressourcen vo- 
rantreiben. Explizites Ziel dieser Strategie war es, den globalen Rohölpreis zu 
senken und eine größere außenpolitische Handlungsfreiheit zu erreichen. Mit 
dem Energy Policy Act von 2005 ermöglichte die damalige US-Regierungeinen 
vereinfachten Zugang zu Förderlizenzen auf Land der Bundesbehörden, sie 
senkte radikal die Umweltstandards und erleichterte die Kapitalisierung von 
Erschließungsprojekten. Die Entwicklung fand ihren Ausgangspunkt 2004, 
mitten in der Peak-Oil-Debatte. Zu dieser Zeit sank infolge des Irak-Kriegs 
nicht nur die dortige Ölförderung. Alle Prognosen gingen davon aus, dass die 
konventionelle Förderung in den USA dramatisch zurückgehen würde. Gegen- 
über dem Vorjahr erhöhten sich die internationalen Preise für Rohöl erstmalig 
um zehn aufetwa43 US-Dollar - eine Steigerung, die inden kommenden zehn 
Jahren anhalten sollte. 

Im März 2004 veröffentlichte der Deputy Assistant Secretary for Petroleum 
Reserves eine erste umfangreiche Studie zu America’s Oil Shale Resource (Johnson 
2004). Mit Blick aufden Nachbarn Kanada, wo die Ausbeutungvon Teersanden 
bereits ein Niveau von etwa einer Million Barrel Rohöl pro Tag erreicht hatte, 
empfahlen die Autoren, die kommerzielle Nutzungder US-Schieferölvorkommen 
vorzubereiten. Zu diesem Zeitpunkt wurden die bekannten Reserven mit über 
zwei Billionen Barrel angegeben, die zum Großteil seit 1912 von der Naval Pet- 
roleum and Oil Shale Reserves (NPOSR) verwaltet wurden. „Mit einer zwischen 
Industrie und Regierung koordinierten Kampagne ist es möglich, dass bis zum 
Jahr 2011 eine Ölschieferindustrie entsteht, die als aggressives Ziel eine Tages- 
produktion von 2 Millionen Barrel hat und letztlich, in 2020, fähig sein könnte, 
10 Millionen Barrelam Tag zu fördern.“ (Ebd.: 10; diese und alle weiteren Zitat- 
Übersetzungen durch den Verfasser) 
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Das Ziel einer solchen Initiative sahen die Autoren nicht vordergründig darin, 
den nordamerikanischen Energiebedarfzu decken. Stattdessen gingen sie davon 
aus, dass ein zusätzliches Rohölangebot im skizzierten Umfang den weltweiten 
Preis für Rohöl drücken konnte. Zudem würden reduzierte Importe und ein sin- 
kender Preis für Rohöl einen starken positiven Effekt auf das US-amerikanische 
Bruttoinlandsprodukt sowie die Handelsbilanz haben. Weiterhin konnte eine 
Schieferölindustrie dazu beitragen, dass die Förderung von Erdgas wieder stiege. 
Die Autoren dachten von Anfangdaran, mit dieser Initiative auch einen entspre- 
chenden Technologievorsprung für die US-Wirtschaft zu erreichen: „Rund 26 
andere Länder weisen kommerziell nutzbare Mengen von Ölschiefer auf. Die 
in den USA entwickelte Technologie könnte dort angewandt werden. Die neue 
Technologie kann die Grundlage für neue Geschäftsmöglichkeiten sein.“ (Ebd.) 

Die inzwischen berüchtigten technischen Methoden Horizontal Drillingund 
Hydraulic Fracturing könnten der Studie zufolge zusammen mit neuen geologi- 
schen Analyseverfahren beim damals aktuellen Preisniveau eine rentable Förde- 
rung erreichen. Sie verortete das größte Hindernis für die zu entwickelnde neue 
Industrie im Bereich der Finanzierung. Um der Energieindustrie den Anfang zu 
erleichtern, empfahlen die Autoren Steuernachlässe, Hilfen bei der Landvergabe 
und beim Aufbau der nötigen Infrastrukturen sowie beim Zugang zu Wasser. 
Insgesamt prognostizieren sie eine mit der Offshore-Förderung vergleichbare Ren- 
tabilitätsgrenze ab 25 US-Dollar Investition pro Barrel. Dabei wiesen sie anhand 
der kanadischen Teersandförderung darauf hin, dass die technische Efizienz 
mit zunehmender Erfahrung und wirtschaftlichem Erfolg zunehmen würde. 

Kurz darauf stellte das Department of Energy (DOE) eine konkrete Roadmap 
vor. Innerhalb von 12 Monaten sollte ein konkreter Einstieg in die Fracking- 
Industrie erreicht werden (Dammer 2004). Die Bundesregierungin Washington 
wollte so schnell wie möglich etwaige rechtliche und administrative Hürden für 
potenzielle Investoren abbauen. Alle Institutionen wurden angehalten, Geneh- 
migungen und Umweltbewertungen zügigzu erstellen. Mit öffentlichen Mitteln 
sollte die Forschung und Entwicklung der neuen Fördertechniken unterstützt 
werden. Außerdem sollten wirtschaftliche und steuerliche Anreize gesetzt und 
die Unternehmen mit der notwendigen Infrastruktur unterstützt werden. Das 
DOE ging davon aus, dass fast 80 Prozent der gesamten Ölschiefer-Ressourcen 
von Bundes- und Landesbehörden verwaltet werden. Der Mineral Leasing Act 
von 1920 hatte die Anzahl und den Umfang der an private Firmen zu vergeben- 
den Lizenzen begrenzt und sollte entsprechend überarbeitet werden. Außerdem 
wurden die Bundesstaaten aufgefordert, Lösungen für den extrem hohen Was- 
serbedarf der Fracking-Industrie zu finden. 

Da die Ölschieferproduktion außerordentlich hohe Front-End-Investitions- 
und Betriebskosten aufweist, außerdem lange Vorlaufzeiten zwischen Investitionen 
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und operativen Erträgen bestehen, sollten politische Maßnahmen entwickelt 
werden, um das „Anlagerisiko zu reduzieren“. Dafür müsse eine enge Kommuni- 
kation zwischen Politik, Industrie und Investment Community entwickelt werden. 
Um all das mit hunderten beteiligten Behörden und Verwaltungsgliederungen zu 
erreichen, setzte das DOE eine Federal Oil Shale Task Force ein, für die unverzüg- 
lich ein 12-monatiger Projektplan für das gesamte Jahr 2005 aufgestellt wurde. 

Im August 2005 unterzeichnete Präsident George W. Bush den Energy Po- 
licy Act of 2005, der sich laut Titel mit „unkonventionellen“ Ölreserven wie 
Schieferöl und Teersänden befasst. Tatsächlich handelte es sich um ein Ermäch- 
tigungsgesetz, das der gesamten Energieindustrie, also auch den Betreibern von 
Atomkraftwerken und der Kohleindustrie, bestehende Auflagen aus dem Weg 
räumte. Die Öl- und Gasindustrie wurde von Wasserschutzgesetzen, Schadstoff- 
Richtlinien für Ölquellen und Genehmigungsverfahren für Infrastrukturen auf 
öffentlichem Grund und Boden befreit. Außerdem sollten Energieunternehmen 
mit einem Gesetz für wirtschaftliche Krisenzeiten gegen wirtschaftliche Ausfälle 
abgesichert werden. Sämtliche Bereiche von Big Energy wurden zudem mit erheb- 
lichen Steuererleichterungen bedacht - insgesamt 15,5 Milliarden US-Dollar pro 
Jahr. Umweltauflagen wurden gesenkt und bisher umstrittene Bereiche erlaubt, 
etwa Bohrungen in tiefen Meeresgewässern. Selbst die Washington Post sprach 
von einer „breit angelegten Sammlung von Subventionen für die amerikani- 
schen Energieunternehmen“. Laut ihren Berechnungen summierten sich darin 
gewährten Subventionen und Steuerentlastungen auf insgesamt 85 Milliarden 
US-Dollar (Grunwald/Eilperin 2005). 


Obamas Agenda Surfing 


Zwischen 2005 und 2011 weitete sich die Energieproduktion in den USA radikal 
aus. Alleine die Beschäftigungszahlen im Sektor Oil and Gas Operations verdop- 
pelten sich beinahe. „Der Boom bei der Förderung von Erdöl und Erdgas aus 
Schieferformationen wurde nach 2008 zu einem bedeutenden Faktor‘ (Brown 
2013) Seitdem die Shale-Politik im Jahr 2005 einsetzte, wuchsen die Beschäfti- 
gungszahlen in den vier Bundesstaaten mit den höchsten Anteilen von Ölund Gas. 
Am stärksten nahm die Beschäftigung in North Dakota und Texas zu, also dort, wo 
die Produktion von Shaleund Tight Oil (Schiefergas und Gas in dichtem Gestein) 
die höchsten Steigerungen zu verzeichnen hatte. Während die Beschäftigungs- 
zahlen in den gesamten USA zwischen 2006 und 2012 um 0,05 Prozent pro Jahr 
zurückgingen, stiegen sie in diesen beiden Staaten um 3,4 und 1,5 Prozent (ebd.). 

2008 stellten Barack Obama und Joe Biden im US-Wahlkampf ein neues 
energiepolitisches Konzept vor, daszunächst aufeinen ökologischen Umbau der 
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Wirtschaft abzuzielen schien (Obama/Biden 2008). Von den umweltpolitischen 
Aspekten dieser Pläne blieb nach ihrem Amtsantritt so gut wie nichts übrig, selbst 
wenn bestimmte Vorgaben wie niedrigere Energiepreise und größere Unabhän- 
gigkeit von Importen schr wohl erreicht wurden - allerdings auf ganz anderem 
Weg als zunächst angekündigt. Das Biden-Obama-Papier hatte sich außerdem 
den heimischen Ölquellen gewidmet. Hier erwähnten die Autoren, dass etwa 85 
Milliarden Barrel „technisch förderbares“ Rohöl in bereits bekannten Feldern 
stecken. Spätestens mit ihrem Amtsantritt, als die Zahlen für die inländische 
Öl- und Gasförderung für das Jahr 2008 vorlagen, dürfte die neue Regierung 
verstanden haben, dass sie von einem energiepolitischen Projekt der Bush-Ära 
profitieren würde, wenn auch auf Kosten der eigenen ambitionierten Umwelt- 
und Klimaziele. 

Als die Regierung im März 2011 ihre energiepolitische Strategie vorstellte, 
nahmen die heimischen Öl- und Gasreserven sowie ihre Förderungmithilfe neuer 
Technologien bereits den größten Raum ein (Obama 2011). Gegenüber dem Jahr 
2008 hatte sich die heimische Ölförderung bereits um gut 1,5 Millionen Barrel 
am Tagerhöht - erstmals seit 1985 und gleich um eine durchaus beeindruckende 
Menge. Die Obama-Regierung profitierte nun von einem Projekt, das abseits 
der öffentlichen Debatte von George W. Bush angelegt worden war. Hatten die 
Demokraten noch im Wahlkampf stark daraufgesetzt, gemeinsam mit der jungen 
Silicon-Valley-Kapitalfraktion innovative Energielösungen vorzubereiten, vollzog 
sich nun eine radikale Umorientierung hin zur alten Öl- und Gasindustrie. 

Entsprechend lautete der wichtigste Punkt jetzt: „Wir müssen amerikanische 
Vermögenswerte, Innovationen und Technologie bereitstellen, sodass wir hier zu 
Hause sicher und verantwortungsvoll mehr Energie fördern und Marktführer in 
der globalen Energiewirtschaft werden.“ (Obama 2011) Obama wies daraufhin, 
dass die Zuwächse in der heimischen Öl- und Gasförderung hauptsächlich aus 
den Shale-Vorkommen stammen. „Um eine stabile Förderungund Erschließung 
von Ressourcen des Landes zu fördern, hat die staatliche Verwaltung in den ver- 
gangenen zwei Jahren Millionen Hektar an öffentlichen Flächen und Gewässern 
aus dem Bundeseigentum im Rahmen von Öl-und Gas-Leasing-Verträgen verge- 
ben.“ (Ebd.) Insgesamt seien in 2010 und 2011 fast 60 Lizenzen für die Öl- und 
Gasförderung alleine bei der On Shore-Förderung vergeben worden, was etwa 
einem Drittel der verfügbaren Flächen gleichkommt. Obama versprach schnellere 
Vergabeprozeduren bei der Verpachtung oder dem Verkauf von Förderflächen und 
spezielle Regelungen für Abgaben und Steuern im Öl- und Gassektor: „Obwohl 
der Preis von Ölund Gas den wichtigsten finanziellen Anreiz für Lizenznehmer 
darstellt, um ihre Projekte voranzubringen, können unterschiedliche Gebühren 
und Lizenzstrukturen die Entwicklung stärker beschleunigen.“ (Ebd.) Die US- 
Strategie sollte nun darin bestehen, die inländische Förderung zu erhöhen, die 
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Energiecfhizienz zu steigern und Förderländer weltweit dabei zu unterstützen, 
ihre Produktion auszuweiten. „Anschließend an die Entwicklung von neuen 
Techniken zur Gewinnung von Schiefergas in den USA gründet das Außenmi- 
nisterium die Global Shale Gas-Initiative, die das Potenzial verschiedener Länder 
hinsichtlich der Schiefergasproduktion bewertet und die dortigen Regierungen 
unterstützt, Regeln für den Handel, die Sicherheit und den Umweltschutz fest- 
zulegen, die eine vorteilhafte Entwicklungdieser Ressource ermöglichen.“ (Ebd.) 


Der Impact in Zahlen 


Der energiepolitische Effekt der eingeleiteten Maßnahmen hat die globale Ener- 
gielandschaft gründlich verändert. Seit 2014 sind die USA nicht mehr nur größter 
Erdgas- sondern größter Erdölproduzent - erstmals seit 1979. Im letzten Jahr 
der Bush-Ära (2008) hatte die US-Produktion mit 6,8 Millionen Barrel pro Tag 
ihren vorläufigen historischen Tiefpunkt erreicht." Seitdem steigt der zusätzliche 
Ausstoß fast exponentiell. Die Importe in die USA gehen hingegen schr schnell 
zurück, was mit dem deutlichen Anstieg der inländischen Energieförderung 
zusammenhängt. Von 2007 bis 2014 sparte das Land 4,41 Millionen Barrel pro 
Tagan Einfuhren. Dabei verschoben sich die Herkunftsländer deutlich: Während 
die Importe aus sämtlichen übrigen Regionen zurückgehen, profitiert vor allem 
Kanada von einem immer größeren Absatz in die USA (2014: 167,7 Millionen 
Tonnen; 2013: 154,5). Die nächstwichtige Herkunftsregion bleibt Lateinamerika, 
wobei der größte Einzelposten mit 41,8 Millionen Tonnen (2013: 45,6) aus Me- 
xiko stammt. Aus dem Mittleren Osten importieren die USA noch 93 Millionen 
Tonnen (2013: 100,1), aus Westafrika 16,9 (2013: 31,5). Insgesamt lässt sich für 
die USA also eine ausgeprägte Regionalisierung des Energiebezugs feststellen. 

Ein Vergleich zwischen konventioneller Förderungund Fracking-Produktion 
in den sechs Regionen, für die beide Datensätze vorliegen (Bakken, Eagle Ford, 
Haynesville, Marcellus, Niobrara und Utica), zeigt, dass die Entwicklung ganz 
klar von den neuen Fördertechnologien angetrieben ist. Während die absolute 
Menge des konventionell geförderten Erdöls über die 7,5 Jahre fast genau konstant 
blieb, gehen die beeindruckenden Steigerungsraten ganz klar auf das Aydraulic 
Fracturing zurück. 

Bei aller Euphorie, die viele angesichts des „Fracking-Wunders“ äußerten, sollte 
jedoch nicht vergessen werden, dass dieses nur unter der Bedingung eines schr 
hohen Rohölpreises zustande kam. Die Volkswirtschaft insgesamt leidet unter 


1 AlleZahlen, wenn nicht anders angegeben, aus BP Statistical Review 2015. URL: http:// 
www.bp.com, Zugriff: 23.10.2015. 
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steigenden Rohölpreisen. Die zunehmende Förderung bei hohen Preisen war 
daher eine aufdie Öl- und Gasförderer beschränkte Konjunktur, dasie an ihnen 
gut verdienten. Selbst den Raflineriebetrieben schadeten die hohen Energiepreise.’ 

In der geografischen Verteilung drückt sich das so aus, dass sich die Wirt- 
schafts- und Sozialdaten in 43 Bundesstaaten - darunter auch in denen mit Raf- 
finerien - verschlechtern, sobald der Ölpreis steigt. Dabei gilt die Daumenregel, 
dass ein Anstieg des Ölpreises um 10 Prozent die Beschäftigung um 0,2 Prozent 
senkt. Dagegen profitieren die Bundesstaaten mit einer Förderindustrie: Alaska, 
Louisiana, New Mexico, North Dakota, Oklahoma, Texas, West Virginia und 
Wyoming (Brown 2013). 

Für den Zeitraum 2008 bis 2011, also zum Beginn des Shale-Booms, veröffent- 
lichte die Energy Information Administration (EIA) die vergebenen Förderlizen- 
zen für die 18 damals wichtigsten Regionen (EIA 2011). Die 188 Genehmigungen 
teilten sich aufimmerhin 75 Firmen auf, von denen die meisten allerdings nur ein 
oder zwei Flächen ausbeuteten, d.h. die Fracking-Revolution wurde tatsächlich 
zumeist von regional aktiven mittelständischen Firmen getragen. Von den im FT- 
500 vertretenen Multis war zu diesem Zeitpunkt namentlich nur die Occidental 
Petroleum Company mit einem größeren Feld vertreten. 

Das auffälligste Merkmal an dieser Entwicklung ist, dass der folgende Preis- 
sturz für Erdöl auf dem Weltmarkt keinen unmittelbaren Effekt auf das US- 
Förderniveau hatte. Ab Juni 2014 stiegen sowohl die Erdöl- wie auch die Erdgas- 
förderung weitere zchn Monate unvermindert an. Dies ist um so erstaunlicher, 
als die Bohrlochaktivitäten unmittelbar mit den Weltmarktpreisen für Erdöl 
zurückgingen. Sie erreichten ihr Maximum mit 1.308 aktiven Bohrlöchern in den 
sieben wichtigsten Regionen im Oktober 2014, um dann radikal abzufallen. Im 
Juni 2015 - ein Jahr nach dem Beginn des Preissturzes - lagen sie in den unter- 
suchten Regionen nur noch bei 578. Die Ursache für diese Diskrepanz zwischen 
Bohraktivitäten und Ausstoß liegt in derschnellzunehmenden Produktivität der 
aktiven Bohrlöcher. Wie bereits im Jahr 2005 vorausgesagt, verzeichnete die Öl- 
und Gasförderungmithilfe der unkonventionellen Methoden Efizienzgewinne: 
Am Beginn der erfassten Daten im Januar 2007 wurden aus einem Bohrloch 
durchschnittlich 39 Barrelam Taggefördert. Im August 2015 waren es 380 Barrel 
täglich, d.h. in acht Jahren hatte sich der Ausstoß pro Bohrloch fast um den Faktor 
10 vervielfacht. 2014 wurden mit weniger als der Hälfte der Bohrlöcher knapp 
eine Million Barrel Rohölam Tag zusätzlich gefördert. Die andere Hälfte gehört 
zu unrentablen Projekten bzw. handelt essich um Erschließungsbohrungen, deren 
zukünftige Ausbeute zu diesem Zeitpunkt noch nicht gesichert war. 


2 Bei „Upstream“ (Förderung) und „Downstream“ (Verarbeitung, Verkauf) handelt essich 
grundsätzlich um unterschiedliche Branchen und Firmen. 
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Nachdem sich die Zuwächse in der heimischen Energieförderung klar abzeich- 
neten, begannen die energiepolitischen Fachdebatten das politische Potenzial 
des „Fracking-Wunders“ abzuschätzen. Anhand des Elitendiskurses lässt sich 
rekonstruieren, dass sich die verschiedenen Politikebenen frühzeitig über die 
geostrategischen Potenziale einer expandierenden heimischen Energieförderung 
verständigten. Im Juni 2012 meldete sich Leonardo Maugeri, ehemaliger Mana- 
ger des italienischen Energieunternehmens Eni, mit einer Analyse für das Belfer 
Center for Science and International Affairs der Harvard University zu Wort. Zu 
diesem Zeitpunkt erreichte die nur auf Frackingzurückzuführende Erdölförderung 
in den USA erstmals die Grenze von zwei Millionen Barrel. Auf Grundlage des 
relativ kontinuierlichen Wachstums der weltweiten Fördermenge an Ölund Gas 
zwischen den Jahren 2000 und 2011 prognostizierte Leonardo Maugeri einen 
erheblichen Überschuss an geförderten fossilen Energieträgern und somit einen 
deutlichen Preisverfall auf erwa 70 US-Dollar pro Barrel bis zum Jahr 2020. Zu 
diesem Zeitpunkt lag der internationale Durchschnittspreis deutlich über 100 
US-Dollar.? Seine Argumentation stützt sich im Wesentlichen auf die durch De- 
Conventionalization zunehmende Förderungaufdem amerikanischen Kontinent, 
wo sich damals 70 Prozent der bekannten unkonventionellen Ressourcen befinden. 
Deshalb argumentierte Maugeri, dass eine deutliche Machtverschiebung hin zur 
„westlichen Hemisphäre“ einsetzen würde. Zwar würden die USA niemals voll- 
ständig unabhängig vom globalen Ölmarkt und dem Mittleren Osten sein, aber die 
Region würde „nur noch eine Säule des Geschehens“ sein. Hingegen würde sich 
abzeichnen, dass die Opec durch das globale Angebot und die zunehmende För- 
derung im Irak unter Druck geriete. Zudem werde sich Asien zum entscheidenden 
Markt für Energie entwickeln. China, so Maugeri, würde nicht nur im Mittleren 
Osten und in Afrika der politische Konkurrent der USA. Womöglich könne das 
Land seinen Einfluss sogar auf Länder wie Venezuela und Kanada ausdehnen. 
Ebenfalls im Jahr 2012 verfasste der Special Envoy and Coordinator for In- 
ternational Energy Affairs des US-Außenministeriums, David Goldwyn, einen 
ausführlichen Hintergrundbeitrag in der New York Times (Goldwyn 2012). Er 
arbeitete bereits seit 1991 für das Außenministerium und war seit 1999 schwer- 
punktmäßig mit Energiefragen beschäftigt. Seit 2007 gehörte erzum Councilon 
Foreign Relations, wo er in der Task Force zu National Security Consequences of 
U.S. Oil Dependency mitarbeitete. Die aktuelle Entwicklung werde es den USA 


erlauben, sich stärker nach innen zu orientieren und internationalen Angelegenhei- 


3. Durchschnittliche Ölpreise 2011 in US-Dollar: Dubai 106,18; Brent 111,26; Nigerian 
113,65; WTI 95,04. 
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ten weniger Interesse entgegenzubringen - einschließlich dem Nahen und Mitt- 
leren Osten, argumentierte Goldwyn. Allerdings habe die neue Unabhängigkeit 
ihre Grenzen: „Die Probleme der Preisvolatilität, eine Vielfalt des Angebots und 
die Verpflichtung, unseren Freunden und Verbündeten zu helfen, sich frei von 
monopolistischer Preisgestaltung oder Zwangsregelungen zu versorgen, werden 
in den kommenden 20 Jahren genau so entscheidend bleiben, wie sie es heute 
sind“ (Ebd.) Goldwyn illustrierte die teilweise widersprüchliche Situation anhand 
der gegen den Iran verhängten Sanktionen: So habe das seit 2011 reduzierte 
Ölangebot aus dem Iran dafür gesorgt, dass der Brent-Preis sich in Richtung 120 
US-Dollar bewegte und unter anderem die Benzinpreise in den USA erhöhte. 

Mit Blick aufverschiedene Förderregionen sah David Goldwyn die zukünftige 
Außenpolitik eher in der Verantwortung, eine ausreichende globale Versorgung 
sicherzustellen und größere Produktionsausfälle zu vermeiden. Die USA sollten 
anderen Ländern sogar helfen, ihre eigenen Rohstoffressoutcen intensiver zu 
fördern, indem das eigene technische und politische Know-how zugänglich ge- 
macht wird. „Eine höhere Produktion wird dazu beitragen, die Preise moderat zu 
halten und die Versorgung zu diversifizieren.“ (Goldwyn 2012) Natürlich seien 
Investoren nicht an moderaten Ölpreisen interessiert. Aber aus einer außenpo- 
litischen Perspektive stelle zunehmender Wettbewerb die beste Versicherung 
gegen „die schlimmsten Tendenzen der Petro-Staaten“ dar. Erstmals sprach er 
die Perspektive an, dass die USA zukünftig Energie exportieren könnten - etwa 
nach Europa. Die Autonomie, beispielsweise der osteuropäischen Länder, und 
die Freiheit von Europa, sich seine Energielieferanten frei zu wählen, seien „stra- 
tegische außenpolitische Interessen“ (ebd.). Damit wies der Sonderbeauftragte des 
Außenministeriums für Energiefragen nachdrücklich darauf hin, dass die USA 
zukünftig am europäischen Energiemarkt interessiert sein könnten, der bisher 
stark von Russland dominiert ist. Die Möglichkeit zukünftiger Exporte aus den 
USA sah der Energiepolitiker vor allem durch Überschüsse bei der Förderung 
von Erdgas. Zum einen ließe sich die US-Förderung noch deutlich ausbauen, zum 
anderen könnten die US-Unternehmen von den hohen Preisdifferenzen aufden 
verschiedenen Kontinenten profitieren. Die Bedingung dafür sei jedoch, dass 
Infrastrukturen ausgebaut würden, um das in Nordamerika geförderte Erdgas 
zu verflüssigen (Liquified natural gas - LNG) und zu verschiffen. 

In den folgenden Monaten verließ die Debatte um die zunehmende Bedeutung 
der US-Energieförderungendgültig die energiepolitische Fachöffentlichkeit und 
schlug sich in zahlreichen Beiträgen einschlägiger Institutionen nieder. Exem- 
plarisch seien hier nur die Position des Council on Foreign Relations (CFR) 
genannt. Anfangdes Jahres 2014 veröffentlichten Robert Blackwillund Meghan 
O’Sullivan in Foreign Affairs, der Zeitschrift des CFR, den Beitrag America’s 
Energy Edge, der vermutlich um den Jahreswechsel 2013/14 verfasst wurde. Beide 
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Autoren arbeiteten als SicherheitsberaterInnen unter Präsident George Bush 
im National Security Council, wo sie für die Irak- und Afghanistan-Politik der 
Regierungzuständig waren. Beide sind überdies Senior Fellows des CFR. Meghan 
O’Sullivan lehrt als Professorin für Internationale Politik in Harvard, und im 
Februar 2015 nahm der Präsidentschaftskandidat der Republikaner Jeb Bush sie 
in sein außenpolitisches Beratungsteam auf. 

Mit Blick auf die Öl- und Gasförderung in den USA gehen Blackwill und 
O’Sullivan (2014) davon aus, dass das Land auf dem Weg ist, sich in eine „Ener- 
giesupermacht“ zu verwandeln. Die förderbaren Energien werden ihnen zufolge 
die US-Wirtschaft ankurbeln und Washington neu gewonnenen Einfluss auf 
der ganzen Welt ermöglichen: „Der Boom der Öl- und Gasproduktion in Nord- 
amerika, wird - verbunden mitanderen langfristigen Quellen der militärischen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Stärke - den USA in den kommenden Jahren 
zu einer verstärkten globalen Führungsrolle verhelfen.“ (Ebd.) Wenn sich die 
bisherige Tendenz fortsetze, würde die US-Förderung „die globalen Öl- und 
Gaspreise unter Druck setzen“ (ebd.), prognostizieren die AutorInnen mehrere 
Monate vor dem globalen Preissturz. Die vielleicht „dramatischste geopolitische 
Folge“ (ebd.) der neuen Technologien sei, dass die nordamerikanische Produktion 
den globalen Preis für Erdöl senken könnte. 

Ein dauerhaft niedriger Ölpreis würde, so Blackwill und O Sullivan, grund- 
sätzlich alle Staaten belasten, die Einnahmen aus Erdölexporten beziehen, wäh- 
rend die Verbraucherländer von einer solchen Entwicklung profitierten. „Länder, 
die ihre Energieressourcen für außenpolitische Zwecke nutzen - in der Regel in 
einer Weise, die den Interessen der USA zuwiderläuft -— werden ihren Einfluss 
schrumpfen schen.“ (Blackwill/O’Sullivan 2014) Den größten Vorteil aus dieser 
Situation würden die USA ziehen, während „Moskau am meisten zu verlieren hat“ 
(ebd.). Ein nachhaltiger Absturz des Ölpreises würde Russlands politisches System 
destabilisieren und Präsident Wladimir Putin könnte Einfluss verlieren, was neue 
Möglichkeiten für die Opposition eröffnen würde. An diesem Punkt kommen 
die AutorInnen auf mögliche Exporte von Flüssiggas (LNG) aus den USA zu 
sprechen. Nordamerikanisches Gas könne Russland als größten Einzelanbieter 
in Europa zwar nicht vollständig ersetzen. Europa werde aber stark profitieren, 
wenn es einen integrierten Gasmarkt schaffen und mehr LNG-Terminals bauen 
würde, um Flüssiggas aus den USA zu importieren. Zu diesem Zeitpunkt lagen 
in den USA bereits 20 Anträge auf Flüssiggasexport bei der US-Regierung vor. 

Eineähnliche Perspektive schen Robert Blackwillund Meghan O’Sullivan für 
asiatische Länder. Die US-Verbündeten in Ostasien wie Japan, die Philippinen 
und Südkorea hätten die Möglichkeit, ihre Energieimporte aus den Vereinigten 
Staaten und Kanada zu erhöhen. Dass sie Erdöl und LNG über kürzere, direkte 
Seewege aus Nordamerika beziehen können, sollte „auch für diese Länder“ - hier 
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vergleichen die Autoren vermutlich die Situation mit Europa - einen wirtschafts- 
politischen Vorteil darstellen. 

Einen besonderen Einfluss sehen Blackwill und O 'Sullivan hierbei auf den 
Verlauf der geplanten Freihandelsabkommen mit Asien und Europa, also T’TIP 
(Transatlantic Trade and Investment Partnership) mit 28 EU-Staaten und TPP 
(Trans-Pacific Partnership) mit elf Ländern im asiatisch-pazifischen Raum und 
Lateinamerika. Sie verweisen auf die besondere US-Gesetzgebung zu Energieex- 
porten, nach der eine Verschiffungvon LNG in Länder mit Freihandelsabkommen 
sofort möglich ist. Für viele Länder in Europa und Asien sei dies ein starker Anreiz, 
sich auf die Freihandelsabkommen einzulassen. Insbesondere für Japan sei dies 
das entscheidende Motiv gewesen, sich an den TPP-Verhandlungen zu beteiligen. 

Darüber hinaus heben sie hervor, dass der Technologievorsprung bei der 
unkonventionellen Förderung von Erdöl und Erdgas sich bereits in diploma- 
tischen Initiativen niedergeschlagen habe. Sie empfehlen, die Regierung sollte 
diese Bemühungen noch ausweiten und sie in ihre „breitere Strategie mit den 
Verbündeten“ einbetten. Länder wie Polen und die Ukraine könnten darin un- 
terstützt werden, ihre heimischen Schieferreserven intensiver zu nutzen. Hier 
folgt ein weiterer Hinweis auf Russland: „Weniger freundliche Anbieter“, etwa 
aus Russland, könnten mit den neuen Energieangeboten ausgebremst werden. 


Globale Neuordnung der Energielandkarte 


Aus dieser Perspektive betrachtet ergeben die Eckpunkte der „Weltumordnung“ 
(Candeias) zumindest aus der Perspektive der US-Außenpolitik ein durchaus 
sinnvolles Bild. Der Rohölpreis befindet sich in einem dauerhaften Tief. Den 
volkswirtschaftlichen Effekt der niedrigen Rohölpreise beschreibt der IWF als 
ein „gigantisches Konjunkturprogramm für die entwickelten Volkswirtschaften“ 
(IMF 2015), von dem vor allem die USA profitieren. Bereits in den vergangenen 
Jahren ermöglichten die extrem niedrigen Gaspreise auf dem US-Binnenmarkt 
eine deutlich erhöhte Konsumnachfrage der Privathaushalte durch Einsparungen 
von Energiekosten und Kostenvorteile für Unternehmen durch niedrigere Netto- 
Produktionskosten. Die Kombination aus Niedrigzinspolitik, historisch niedri- 
gen Inflationsraten sowie Steigerungder Produktivität durch Hochtechnologie- 
politik führte zu wirtschaftlichem Wachstum und enormen Exportüberschüssen. 
Die aktuelle Außenpolitik zielt vor allem aufhandelspolitische Maßnahmen, um 
künftig weltweit Absatzmärkte für eine hochproduktive US-Wirtschaft durch 
Freihandelsabkommen abzusichern. 

Die aktuellen Verhandlungen orientieren aufein globales T-Profil: Richtung 
Osten nach Asien, Richtung Westen zur Europäischen Union und Richtung 
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Süden nach Lateinamerika. Die transatlantischen und transpazifischen Freihan- 
delsabkommen (TTIP/TPP) knüpfen an das klassische Konzept des britischen 
Empire an, beidem ein starker Staat weltweit Absatzmärkte erschließt und globale 
Handelsrouten sichert. Anders als beim „neuen Imperialismus“ der Bush-Ära ist 
sein Ziel nicht mehr die direkte Verwaltung im Sinne einzelner Energieunter- 
nehmen, sondern die Absicherungeiner neuen wirtschaftlichen Konjunktur mit 
den USA im Zentrum: America's T-Strategy. 

Wie schon im britischen Empire steht der hochtechnisierten Modernisierung 
der Binnenwirtschaft zwangsläufig ein „Kriegskapitalismus nach außen“ (Beckert 
2014) gegenüber, wie sich exemplarisch am Umgang mit Russland, der Ukraine 
und der EU zeigen lässt. Als der Ukraine-Konflikt im Herbst 2013 begann, hatte 
die Ukraine drei Verträge mit internationalen Energieunternehmen angebahnt, 
die das Land mittelfristigvon Erdgasimporten hätten unabhängigmachen können 
(Tomlyak 2013). Alle Verträge kamen im Rahmen der nach dem Amtsantritt von 
Barack Obama eingerichteten Global-Shale-Gas-Initiative zustande, die von David 
Goldwyn, Koordinator für internationale Energie-Angelegenheiten, geleitet wurde. 
Die ukrainischen Projekte sollten in drei unterschiedlichen Regionen umgesetzt 
werden, im Schwarzen Meer vor der Küste der Krim, in der Ostukraine in der 
Region um Donezk und in der Westukraine, in der Gegend von Lwow. Insgesamt 
hatten die drei Unternehmen Investitionen in der Höhe von 32 Milliarden US- 
Dollar zugesagt, was auf die erwarteten Gewinne schließen lässt. Zusammen mit 
der bereits laufenden Gasförderunghätten die Projekte den gesamten Energiebedarf 
der Ukraine von 50 Milliarden Kubikmeter Erdgas pro Jahr annähernd decken 
können. Beteiligt waren die US-Unternehmen Exxon, Chevron und die britisch- 
niederländische Shell. Durch die Abtrennung der Krim und den Bürgerkrieg in 
der Ostukraine scheiterten alle drei Projekte (ausführlich Daniljuk 2014). 

Als unmittelbare Reaktion auf die Ukraine-Krise planen die EU-Staaten, die 
russischen Energieimporte im Wert von etwa400 Milliarden US-Dollar pro Jahr 
zumindest teilweise zu ersetzen. Bereits Anfang April 2014 verabschiedete der 
EU-USA-Energierat eine Erklärung, in der angekündigt wurde, „eine weitere 
Diversifizierung der Bezugsquellen und Lieferwege... und eine höhere Produktion 
aus einheimischen Energieressourcen“ anzugehen.‘ Dafür gründete der Europä- 
ische Rat auf seiner Sitzungim März 2015 die European Energy Union, in deren 
Rahmen alle 28 EU-Staaten eine gemeinsame Energiepolitik entwickeln sollen. 
Im Vorfeld fanden zahlreiche Sitzungen unter anderem mit US-Außenminister 
John Kerry und Vize-Präsident Joe Biden statt. Der Fokus liegt aufImporten von 
LNG und der Schaffung dafür geeigneter Strukturen. Dieses Projekt vergleichen 


4  http://ceuropa.eu/rapid/press-release_IP-14-365_de.doc, Zugriff: 4.11.2015. 
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die Beteiligten mit der Tragweite der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und 
Stahl (Montanunion) für die Formierung der Westeuropäischen Union in den 
1950er Jahren (ausführlich Daniljuk 2015). 

Im Zuge der Verhandlungen über das Freihandelsabkommen mit Kanada, 
CETA, senkte die EU-Kommission bereits deutlich die Kriterien für Schwerölim- 
porte, wie sie in der europäischen „Kraftstoffqualitätsrichtlinie“ festgelegt werden 
sollten (Mahnke/Reimer 2014). Im Berliner Bundeskanzleramt fiel die Entschei- 
dung, russische Gasimporte mittelfristig durch Lieferungen aus Nordamerika zu 
ersetzen, offensichtlich schr schnell. Aus einem EU-Positionspapier zu CETA und 
TTIP, das fünf’Tage vor dem oben erwähnten Treffen des EU-USA-Energierates 
veröffentlicht wurde (28.3.2014), geht hervor, dass Gas- und Ölimporte aus Kana- 
daundden USA zukünftigzum wichtigsten Thema bei den Freihandelsgesprächen 
werden sollen. „TTIP wird dazu beitragen, die Sicherheit der Energieversorgung 
in der EU zu stärken“, heißt es darin mit Blick auf die Ukraine-Krise: „Eine solche 
Anstrengung beginnt man mit seinen engsten Verbündeten“.° Zudem sickerte aus 
Brüssel ein Entwurf für die TTIP-Verhandlungen vom September 2013 durch, 
mit dem der „freie Export von Rohöl- und Gasressourcen garantiert“ werden soll, 
darunter ausdrücklich LNG und die dazu gehörigen Infrastrukturen. 

Dem folgten eine Reihe von diplomatischen Initiativen zur Formierungeiner 
European Energy Union und Konsultationen zwischen den USA und der EU, 
etwa am Rande der 51. Münchner Sicherheitskonferenz (MSC51). Auf dem 
Programm standen Gespräche über Importe von Flüssiggas und Erdöl aus der 
US-Fracking-Förderung. Unmittelbar vor der MSC15 startete die achte Ver- 
handlungsrunde über T’TIP in Brüssel. Aufder Tagungsordnung standen unter 
dem Begriff „Energiesicherheit für Europa“ ebenfalls die Verhandlungen über 
Fracking-Gas und Teersandöl aus Nordamerika. Die EU-Außenbeauftragte, die 
ehemalige italienische Außenministerin Federica Mogherini, nahm persönlich 
an beiden Treffen teil. Bereits vier Wochen zuvor, Anfang Januar 2015, hatte der 
EU-USA-Energierat unter Anwesenheit von US-Außenminister John Kerry in 
Brüssel getagt.” Auf der Tagesordnung waren auch dort die energiepolitischen 
Aspekte des geplanten Freihandelsabkommens TTIP gestanden. Schließlich 
besuchte Bundeskanzlerin Angela Merkel im Mai 2015 die USA. Der Energie- 
sektor, so die deutsche Bundeskanzlerin vor der US-Handelskammer, werde 
„möglicherweise die größten Gewinne“ aus TTIP ziehen. Das Projekt biete 
die Möglichkeit einer „vertieften Energiekooperation“ und einen Weg, Europa 


5 Plusminus-Sendung des WDR vom 3.9.2014: CETA: Handel mit schädlichem Öl. 
6 DG Trade: TTIP - non papers on raw materials and energy, Brussels, 20.9.2013. 
7  http://www.euractiv.de/sections/energie-und-umwelt/ttip-mogherini-fordert-von-usa- 


energiekapitel-310608, Zugriff: 23.10.2015. 
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von einer „unilateralen“ Versorgungsquelle unabhängig zu machen, erläuterte 
Merkel. Immerhin, so die Bundeskanzlerin, beziehe die EU bisher die Hälfte 
ihres Gasverbrauchs aus Russland. „Für uns wird es schr wichtig sein, die T'TIP- 
Verhandlungen schr schnell zu einem Abschluss zu bringen.“* 

Zwei Wochen später meldete sich aus Brüssel der neue Energiekommissar Maro$ 
Sef£ovie im Wall Street Journal zu Wort (Steinhauser 2015). Ein vereinfachter 
Export von Flüssiggas und Erdölaus den USA sei eines der wichtigsten TTIP-Zicele, 
so Europas höchster Energiepolitiker. Wie schon Angela Merkel appellierte auch 
Sefkovid an die US-Regierung, die Energieexporte zu vereinfachen. Am folgenden 
Tagbrach er zu einer Rundreise durch alle 28 EU-Mitgliedsstaaten auf, um in münd- 
lichen Gesprächen die Vorteile der neuen European Energy Union zu erläutern. 


Zonen der Unsicherheit 


Betrachtet man die wissenschaftlichen Beschreibungen der sich verändernden 
„neuen Weltordnung“ aus energiepolitischer Perspektive, dann lässt sich festhal- 
ten, dass das westliche Herrschaftssystem mit seinem kapitalbasierten, transnati- 
onalen und netzwerkartigen Vorgehen von Leo Panitch und Sam Gindin (2012) 
als American Empire absolut zutreffend beschrieben ist. 

Bestimmte Kapitalfraktionen organisieren wirtschaftlich und politisch er- 
folgreiche Projekte in globalem Maßstab, ohne dass ein nationalistisches und 
zentralistisches Policy-Modell notwendig wäre, auch wenn die US-Politik da- 
für fraglos ein gewisses geografisches Zentrum innerhalb des angelsächsischen 
Machtblocks bildet. Was David Harvey und andere unter dem Eindruck des 
Irak-Krieges als „neuen Imperialismus“ beschrieben haben, erweist sich vor die- 
sem Hintergrund dagegen als ein - zumindest teilweise - gescheitertes Projekt 
in einer bestimmten historischen Phase, die sich in etwa auf den Zeitraum von 
2000 bis 2011 begrenzen lässt. 

Die strategische Bedeutung des Greater Middle East hat für die US-Außen- 
politik explizit abgenommen. Das direkte militärische Engagement ist nicht nur 
an den regionalen Bedingungen gescheitert, sondern im Rahmen der parallel ver- 
folgten Strategie zur Energiesouveränität durch die Fracking-Förderung und die 
Regionalisierung des Energiebezugs in der „westlichen Hemisphäre“ reduzieren 
sich die energiepolitischen Handlungsnotwendigkeiten auf eine Sicherung der 
Handelswege, etwa mithilfe des US-Flottenstützpunkts in Bahrain. 

Die Verantwortung für die weitere Entwicklungder Region hat Barack Obama 
ausdrücklich den regionalen Alliierten überlassen. Auch dieser transparente 


8  http://www.bna.com/ttip-forged-end-n17179890190/, Zugriff: 23.10.2015. 
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und plurale Politikansatz ist kennzeichnend für das Armerican Empire (Panitch/ 
Gindin 2012). Allerdings waren die Verbündeten - sowohl die EU als auch die 
Golfstaaten, die Türkei und Ägypten - offensichtlich nicht in der Lage, mit 
dieser neuen Verantwortungumzugehen. Zu diesem „Regulierungsdefizit“ - den 
Zonen der Unsicherheit - mag auch beitragen, dass die historisch umkämpften 
Ressourcen, also zusätzliche Öl- und Gasangebote aus Libyen, dem Sudan oder 
Syrien, aufgrund der gegenwärtigen Versorgungssituation auf dem Weltmarkt 
nicht gerade dringend benötigt werden. 

Verbunden mit der aktuellen Phase von America's T-Strategy erleben wir seit 
dem Jahr 2011 eine insgesamt aggressivere Außenpolitik, die etwa die EU in eine 
neue West-Ost-Konfrontation zwingt, wobei sich grundsätzlich zwei Integrati- 
onsperspektiven gegenüberstehen: die einer intensiveren transatlantischen Inte- 
gration in den angelsächsischen Machtblock, in das Arnerican Empire; oder eine 
Perspektive „kontinentaler Integration“ in RichtungRussland, China und anderer 
Länder, mit denen die EU-Staaten immerhin aufdem Landweg verbunden sind. 

Der Versuch, Russland als bisher wichtigsten Anbieter für fossile Energie zu 
verdrängen, und die Eskalation der verschiedenen Bürgerkriege zeigen jedoch 
auch: Innenpolitische Konflikte in Förderregionen führen nicht zwangsläu- 
fig zu niedriger Förderung von Rohstoffen und zu sinkenden Exporten. Die 
Beispiele Irak und Nigeria verdeutlichen, dass die westlichen Öl-Unternehmen 
unter bestimmten Bedingungen in der Lage sind, die Förderinseln zu sichern. 
Insbesondere die Förderung im Irak steigt seit zehn Jahren kontinuierlich; aber 
auch Nigeria konnte seine Öl-Exporte trotz einer Bürgerkriegssituation zuletzt 
wieder steigern. Gleichzeitig zeigt sich in Ländern wie dem Iran, Libyen, dem 
Sudan oder Syrien, in denen China als größter ausländischer Investor aktiv ist, 
dass die dortigen Bürgerkriege und internationalen Interventionen massive Ver- 
luste bei chinesischen Direktinvestitionen zur Folge haben. 

Insofern bestehen sehr deutliche Hinweise darauf, dass Americas T-Strategy 
sich vor allem gegen diejenigen potenziellen Konkurrenten richtet, die in der Pha- 
se der Globalisierung und vor allem durch die extrem hohen Rohstoffpreise von 
2004 bis 2014 zu wirtschaftlicher Stärke gefunden haben, nämlich Russland und 
China. Ihr Versuch, etwa im Rahmen von BRICS, neue wirtschaftliche Stärke in 
politische Gestaltungsmacht umzusetzen, führt einerseits zu einem relativen Dec- 
line des American Empire insofern, als überhaupt neue globale Akteure auftreten, 
die eine stärkere multipolare Orientierung erzwingen. Andererseits hat sich das 
American Empire in absoluten Zahlen, was wirtschaftliche Stärke, militärische 
Reichweite, kulturelle Attraktivität und politische Gestaltungsfähigkeit betriftt, 
erneut als äußerst integrationsfähig und krisenresistent erwiesen. 
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Stefan Schmalz 


An den Grenzen des American Empire 
Geopolitische Folgen des chinesischen Aufstiegs' 


Im Februar 2015 stimmte der argentinische Kongress der Fortführung eines 
ambitionierten Bauprojekts im strukturschwachen Nordpatagonien zu. Unter 
Anleitung einiger chinesischer Vorarbeiter hatten argentinische Arbeiter zuvor 
eine gewaltige Vorrichtung für eine Raumfahrtbodenstation in der Nähe der Pro- 
vinzhauptstadt Neuqu£n errichtet. Das Abkommen zum Bau und zur Nutzung 
der Station mit China hat ein Finanzvolumen von 300 Millionen US-Dollar 
und eine Laufzeit über 50 Jahre. Die argentinische Regierung verpachtet eine 
Landfläche von rund 200 Hektar an die chinesische Raumfahrtagentur (CLTC) 
und garantiert Steuerfreiheit. Im Gegenzugerhält Argentinien ein Nutzungsrecht 
der Station für 10 Prozent der Gesamtzeit (Ihe Guardian, 26.5.2015). Die Anlage 
soll bereits 2016 in Betrieb gehen. Das Abkommen ist von großem Interesse. 
Dieses bezicht sich nicht nur auf eine mögliche militärische Nutzung der Sta- 
tion, die immer wieder von der argentinischen Opposition als Gefahr skizziert 
wurde. Vielmehr ist die Raumstation Teil eines größeren Abkommens mit der 
chinesischen Regierung. Aus einer Vielzahl von gemeinsamen Projekten wie etwa 
chinesischen Investitionen in zwei moderne Wasserkraftwerke sticht hierbei ein 
Vertragbesonders hervor: Argentinien, das mit einer negativen Leistungsbilanz, 
einem drastischen Verfall des Peso und einem technischen Staatsbankrott zu 
kämpfen hatte, unterzeichnete mit China einen Vertragüber einen in Renminbi 
dotierten Währungsswap über rund 11 Milliarden US-Dollar zwischen den Zen- 
tralbanken der beiden Länder. Das Swap-Abkommen versorgte das Land in den 
Folgemonaten mit dringend benötigter Liquidität und kann zur Finanzierung 
der umfangreichen Importe aus China genutzt werden. Der Peso-Wechselkurs 
stabilisierte sich durch den Bailout „"FElrflli& (Made in China)“ und ermöglichte 
der Regierung neue wirtschaftspolitische Handlungsspielräume. 


1 Diefolgenden Ausführungen stellen einige Ergebnisse meiner Habilitationsschrift dar, die 
ich im Juli 2014 an der Fakultät für Sozial- und Verhaltenswissenschaften der Friedrich- 
Schiller-Universität Jena eingereicht habe (Schmalz 2014). Die Arbeit wurde durch ein 
Stipendium des DFG-Kollegs „Postwachstumsgesellschaften” an der Friedrich Schiller- 
Universität Jena gefördert. 
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Die Geschehnisse deuten daraufhin, dass der Aufstieg Chinas in der Welt- 
politik und -wirtschaft zu einer Vielzahl von neuen Abhängigkeiten führt, die 
sich oftmals langsam, ja, manchmal sogar fast vor der globalen Öffentlichkeit 
verborgen etablieren. Statt vom IWF, bei dem die argentinische Regierung bis 
vor zehn Jahren tief verschuldet war, kam der Standby-Kredit in einer Krisen- 
situation nun aber direkt von der chinesischen Zentralbank. Und statt eines 
Strukturanpassungsprogramms wurden milliardenschwere Investitionsprojekte 
mit chinesischen Unternehmen, darunter auch die Raumfahrtbodenstation, 
vereinbart. Es ist deshalb von großem Interesse, ob es sich bei solchen Verein- 
barungen eher um die Ausnahme oder die Regel im 21. Jahrhundert handeln 
wird. Im Folgenden wird deshalb untersucht, wie weit Chinas globales Engage- 
ment heute fortgeschritten ist und ob es eine Herausforderung für die USA und 
ihre europäischen Verbündeten darstellt. Um diese Frage zu beantworten, wird 
zunächst auf einer theoretisch-konzeptionellen Ebene herausgearbeitet, nach 
welchem Muster der Aufstieg von neuen Weltmächten historisch bisher ablief 
und wie er sich in der globalen politischen Ökonomie umsetzt. Es werden dann 
drei Strukturveränderungen diskutiert, die durch Chinas Aufstieghervorgerufen 
wurden: Erstens Chinas langsamer Aufstieg zum neuen consumer of last resort 
der Weltwirtschaft; zweitens Chinas umfangreiche Investitionen in Infrastruk- 
tur, Ressourcenvorkommen und Unternehmensanteile im globalen Süden und 
drittens die neue Rolle der Volksrepublik als Finanzmacht und Kreditgeber. 
Abschließend werden die Reaktion der USA auf diese Prozesse diskutiert und 
die Perspektiven des chinesischen Aufstiegs ausgelotet. 


Machtverschiebungen in der Weltwirtschaft: 
Die Dialektik von Geopolitik und Kapitalakkumulation 


Bereits Wladimir Dijtsch Lenin hatte in seiner Imperialismus-Schrift darauf 
hingewiesen, dass der Kapitalismus zur kontinuierlichen räumlichen Reorgani- 
sation neigt. Eine „gleichmäßige Entwicklung der einzelnen Unternehmungen, 
Trusts, Industriezweige und Länder“ könne es, so Lenin „unter dem Kapitalismus 
nicht geben. Vor einem halben Jahrhundert war Deutschland, wenn man seine 
kapitalistische Macht mit der des damaligen Englands vergleicht, eine klägliche 
Null; ebenso Japan im Vergleich zu Russland. Ist die Annahme »denkbar«, dass 
das Kräfteverhältnis zwischen den imperialistischen Mächten nach zehn, zwanzig 
Jahren unverändert geblieben sein wird? Das ist absolut undenkbar.“ (Lenin 
1917: 75). An der Grunddynamik dieser ungleichen Entwicklungund den daraus 
resultierenden Verschiebungen von kapitalistischer Macht im Staatensystem hat 
sich im letzten Jahrhundert weniggeändert. Auch heute ringen staatliche Akteure 
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um Einfluss in der Weltwirtschaft und setzen dabei als Grundlage aufeine starke 
Volkswirtschaft. Lenins Zitat beschreibt letztlich eine Dynamik, die historisch 
immer wieder in neuer Gestalt auftritt. Großbritannien war bis zu Beginn des 
18. Jahrhunderts ein Exporteur von Rohstoffen, die in den Manufakturen in 
Kontinentaleuropa verarbeitet wurden (List 1841: 126). Erst massive Staatsin- 
terventionen, neue Klassenverhältnisse im Agrarsektor und der Protektionismus 
förderten die industrielle Entwicklung. Die Dynamik des britischen Industrieka- 
pitalismus und der Kolonialismus (insbesondere die Besetzung Indiens) bildeten 
die Grundlage für das Britische Empire, das zeitweiligein Drittel des weltweiten 
Territoriums umfasste. Das britische Freihandelssystem, das aufdem Goldstan- 
dard und der balance ofpower in Europa aufbaute, wurde erst durch nachholende 
Modernisierungsprozesse in den USA und im Deutschen Reich infrage gestellt 
(Cox 1987: 151ff.); bis ins frühe 20. Jahrhundert konnte Großbritannien seine 
zentrale Stellung durch die Vorherrschaft im Finanzsystem und den Ausbau der 
Flotte aufrechterhalten. 

Mit den USA übernahm nach dem Zweiten Weltkriegein neuer Staat die Rolle 
als Hegemonialmacht: Die Vereinigten Staaten waren von einer britischen Kolo- 
nie im 19. Jahrhundert zu einem unabhängigen Kontinentalstaat herangewachsen 
und hatten ihre neue Industrie durch umfangreiche Schutzzölle abgeschirmt 
(Chang 2002: 24ff.). Auch wenn die Wirtschaftsleistung der USA jene Großbri- 
tanniens bereits am Beginn des 20. Jahrhunderts übertraf, konnte das Land erst 
nach zwei Weltkriegen ein neues institutionelles Regulierungssystem durchsetzen 
(Bretton Woods, NATO, etc.) und den US-Dollar als Weltwährung etablieren 
(Arrighi 1994: 269ff.). Dieses baute auf die Verallgemeinerung der fordistischen 
Konsumgesellschaft und die Integration der früheren Feinde (Japan und Deutsch- 
land) in das Militär- und Handelssystem; der Kalte Krieg diente als Klammer, 
um das Bündnis der westlichen Industrienationen zusammenzuhalten. Derzeit 
scheint Chinaeinen ähnlichen Prozess zu durchlaufen: Das Land befreite sich erst 
mit der Unabhängigkeit 1949 von der kolonialen Vergangenheit und durchlief seit 
den späten 1970er Jahren einen raschen kapitalistischen Modernisierungsprozess 
(Naughton 2006: 85ff.). Die Volksrepublik China ist heute drauf und dran, bei 
vielen Wirtschaftsindikatoren zu den USA aufzuschließen. Mittlerweile hat der 
chinesische Staatskapitalismus außerdem begonnen, global zu expandieren; es 
sind zudem erste institutionelle Regulierungsmuster zu beobachten, die diese 
Expansionsbewegung strukturieren werden. 

Aus denbisherigen Machtverschiebungen im globalen Kapitalismus lassen sich 
einige Erkenntnisse gewinnen: 1) Der globale Kapitalismus neigte bisher dazu, 
sich räumlich ungleich zu entwickeln und seinen Schwerpunkt immer wieder 
zu verlagern. Regelmäßige historische „Dezentrierungen“ der Kapitalakkumu- 
lation von einem Zentrum der globalen Ökonomie (z.B. von London) gingen 
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dabei stets mit einer Rezentrierung (z.B. nach New York) einher, „so als ob eine 
Weltwirtschaft nicht ohne Schwerpunkt, ohne Pol existieren könnte“ (Braudel 
1986: 78; vgl. auch: Arrighi 1994: 12ff.). 

2) Diese globale Dynamik gründete sich darauf, dass es zu einer dynami- 
schen Entwicklung in Randregionen des Kapitalismus kam. Die großen Her- 
ausforderer der alten Hegemonialmächte rückten aus der (Semi-)Peripherie der 
kapitalistischen Weltwirtschaft in ihr Zentrum auf (Chase-Dunn 2005: 179). 
England war - wie weiter oben notiert - bis zu Beginn des 18. Jahrhunderts ein 
Rohstofllieferant am Rande des europäischen Handelskapitalismus; die USA 
(und auch Russland) waren neue Kontinentalstaaten, deren Territorium noch 
bis Ende des 19. Jahrhundert durch Siedlungsprozesse rasch anwuchs; China 
(und auch Indien) befreiten sich erst nach dem Zweiten Weltkrieg aus kolonialer 
Bevormundung. In allen Fällen handelte sich um Prozesse, die durch massive 
Staatseingriffe vorangetrieben wurden (Chang 2002: S8ff.). 

3) Die großen historischen Machtverschiebungen in der Weltwirtschaft und 
-politik zeichneten sich dabei durch ihre Ungleichzeitigkeit aufunterschiedlichen 
Ebenen (Militär, Wirtschaft, Finanzen, etc.) aus. Diese Ungleichzeitigkeit beruht 
auf einer Dialektik von geopolitischer und -ökonomischer Machtlogik: Sobald 
die räumliche Verlagerung der Kapitalakkumulation in Richtung eines neuen 
Zentrums fortgeschritten war, untergrub sie die relativ statische geopolitische 
Ordnung, das globale Institutionengefüge, die militärischen Bündnisstruktu- 
ren und sogar die weltweite Finanz- und Währungsarchitektur (Schmalz 2014: 
113ff.). In diesem Prozess kam es zu geopolitischen Auseinandersetzungen, in 
denen Staaten ihre Machtressourcen (Finanzsektor, Militär, etc.) mobilisierten, 
um ihre Stellung zu verteidigen oder auszubauen. Die Dialektik von geopolitischer 
und -ökonomischer Machtlogik wurde historisch durch die Entstehung immer 
komplexerer geopolitischer Ordnungen aufeine neue Stufe gehoben, dahierdurch 
auch die reibungslose Expansion des globalen Kapitalismus ermöglicht wurde. 

4) Die Hegemonialmächte konnten ihre Stellung im Weltsystem nur absi- 
chern, wenn sie ein spezifisches Produktions- und Konsumtionsmodell in andere 
Weltregionen über sehr unterschiedliche Instrumente (Investitionen, Konsum- 
muster, militärische Expansion) diffundierten und systemische Kapazitäten des 
Weltregierens zur Verfügung stellten (Cox 1987, Arrighi/Silver 1999: 26ff.). 
Dabei nahmen sie eine Vorbildfunktion für andere Staaten und Gesellschaften 
an: Wirtschaftlich, weil ihr ökonomisches Entwicklungsmodell imitiert wur- 
de; gesellschaftspolitisch, da sich die Eliten und Mittelschichten meist an den 
kosmopolitischen Vorbildern in diesen Ländern orientierten; kulturell, da auch 
ihre Lebensweise (z.B. der american way of life) eine Ausstrahlung entfaltete. 

Historisch haben sich die Form und die Logik solcher Umbrüche jedoch 
immer wieder verändert. Heute ist eine zentrale Frage, ob und wie eine solche 
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Verschiebung in einer transnationalisierten Weltwirtschaft möglich ist. Besonders 
pointiert brachten Leo Panitch und Sam Gindin (2012) eine Überlegung zu 
diesem Problem aufs Papier: Unter Führungder USA sei spätestens seit dem Ende 
des Kalten Kriegs ein globales American Empire entstanden, das durch die Macht 
der US-amerikanischen (Finanz-)Unternehmen, die globale Militärpräsenz und 
die einzigartigen Kapazitäten des US-Staates zusammengehalten wird. Dies habe 
auch Einfluss auf die Geopolitik: Interstaatliche Konflikte hätten in der neuen 
Konstellation abgenommen; die Eliten in den meisten anderen Staaten seien 
weitgehend in das American Empire integriert (ebd.: 275ff.). 

Gegen die These, dass der Kapitalismus heute transnational organisiert ist, ist 
wenigeinzuwenden. Seit 1970 hat sich der Welthandel mehr als versechzigfacht, 
die Direktinvestitionsströme mehr als verhundertfacht und die Anzahl der trans- 
nationalen Unternehmen mehr als verzehnfacht. Ein Drittel des Welthandels 
wird innerhalb von Konzernen abgewickelt. Auch hat sich der räumliche Maßstab 
von staatlicher Politik verändert, Institutionen des Weltregierens haben heute eine 
große Bedeutung (Brand et al. 2007; Zürn 1998). Die Empire-These geht davon 
aus, dass sich eine transnationale Kapitalistenklasse und Unternehmensnetzwerke 
herausgebildet haben, die die nationalen Grenzen überwinden. Ihr privilegiertes 
Verhältnis zu den USA gründe sich in den politischen Unterstützungsleistungen 
des US-amerikanischen Staates für ihre globale Expansion und der spezifischen 
Stellungder US-amerikanischen Unternehmen an der Spitze der globalen Wert- 
schöpfungsketten (Panitch/Gindin 2012: 275ff.). Doch die jüngsten politischen 
Dynamiken deuten daraufhin, dass der US-amerikanische Block von Regierungs- 
apparaten und Konzernen auf Widersacher stößt. Staatenkonflikte zwischen den 
großen Mächten spielen weiterhin eine gewichtige Rolle. Das American Empire 
mag zwar die chemaligen Kontrahenten in Europa und Japan vorerst integriert 
haben. Doch andere, teils hochgerüstete Staaten wie Russland und China sind 
zwar wirtschaftlich engmit den G7-Staaten verknüpft, werden aber dennoch von 
weitgehend unabhängigen staatlichen Eliten regiert. Zudem hat sich China zu 
einem Zentrum der globalen Kapitalakkumulation entwickelt, das die Rolle der 
USA durchaus herausfordern kann. Im Folgenden werden drei zentrale Elemente 
dieser Transformation skizziert. 


Auf dem Weg zum globalen consumer of last resort 


Ein Merkmal der Herausforderung für die Weltmachtrolle der USA ist der Be- 
deutungsgewinn des chinesischen Binnenmarkts als zentrale Bezugsgröße für 
ausländische Exporteure und Investoren. Die Rolle der eigenen Volkswirtschaft 
als Absatzmarkt und Unternehmensstandort war bereits in früheren Hegemonien 
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von Bedeutung. Großbritannien setzte zunächst auf ein Freihandelssystem, bei 
dem esausländischen Staaten unilateral Zugangzum Binnenmarkt gewährte und 
im GegenzugLiberalisierungen forderte (Arrighi 1994: 164ff.). Dieses Vorgehen 
waraufgrund der Produktivitätsfortschritte der britischen Wirtschaft bis ins späte 
19. Jahrhundert äußerst rational und war letztlich nur durch das britische Kolo- 
nialreich möglich, das als Absatzmarkt für britische Waren diente und somit die 
Handelsbilanzdefizite Großbritanniens finanzierte, aber keine ähnlichen Vorzüge 
wie die ausländischen Staaten erhielt. Die US-Hegemonie baute ebenfalls aufdem 
Zugangzum Binnenmarkt auf: Der „embedded liberalism“ (Ruggie 1982) unter 
US-Hegemonie nach dem Zweiten Weltkrieg ermöglichte günstigen Marktzu- 
gang für einzelne selektiv ausgewählte Staaten(-gruppen). Hierbei profitierten 
vor allem die ostasiatischen Länder von den Sonderregelungen dieser Politik des 
„development by invitation“ (Wallerstein 1979: 80), bei der die Exporterfolge als 
Grundlage für einen nachholenden Industrialisierungsprozess dienten. Chinas 
Volkswirtschaft hat sich in die ostasiatische Arbeitsteilung integriert und in 
den vergangenen Jahren deutlich an Gewicht gewonnen (Hung 2009: 16). Das 
Land ist heute dabei, auf Kosten der westlichen Industrienationen zum größten 
Absatzmarkt weltweit aufzusteigen. Bereits 2014 war China mit 13,3 Prozent 
des globalen BIP die zweitgrößte Volkswirtschaft der Welt. Wenn sich die öko- 
nomischen Turbulenzen der letzten Monate nicht verschärfen, ist es durchaus 
wahrscheinlich, dass die Volksrepublik sowohl die EU als auch die Vereinigten 
Staaten irgendwann in den späten 2020er Jahren als größte Wirtschaftsmächte 
ablösen wird. Das Wachstum des chinesischen Binnenmarkts hat dabei dazu 
geführt, dass China den USA ihre traditionelle Rolle als consumer of last resort 
strittig macht. Lange Zeit waren die Vereinigten Staaten - auch aufgrund ihres 
großen Leistungsbilanzdefizits - der Hauptnachfrager nach Waren aufdem Welt- 
markt und konnten diese Rolle politisch instrumentalisieren (Scherrer 2014: 95). 

Inzwischen hat das exportorientierte Überschussland China aufgrund seiner 
hohen Außenhandelsverknüpfungen eine wichtige Rolle als Importeur über- 
nommen. So lagen die chinesischen Importe im Jahr 2014 bereits bei über zwei 
Dritteln des US-amerikanischen Wertes. In verschiedenen Weltregionen wie 
Ostasien, Südamerika, Afrika oder Zentralasien ist China deshalb bereits für ei- 
nige Länder zum wichtigsten Absatzmarkt weltweit aufgestiegen. Dieser Wandel 
hat welthistorische Bedeutung: Ein solcher Umbruch war das letzte Mal beim 
Hegemoniewechsel von Großbritannien zu den USA in der ersten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts zu beobachten. Bisher weist das chinesische Wirtschaftsmodell mit 
Investitionsraten von deutlich über 40 Prozent einen Investitionsüberhang und 
einen niedrigen Konsumanteil auf. Dies steht im Zusammenhangmit dem Fokus 
auf massive Investitionen in Infrastruktur, Anlagen und Industriekapazitäten. 
Deshalb hat China große Mengen an Primärgütern wie Energieressourcen (Erdöl) 
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oder Industriemetalle (Eisenerz und Kupfer) von Rohstoffproduzenten in ver- 
schiedenen Weltregionen importiert und zu dem Rohstoffboom im vergangenen 
Jahrzehnt beigetragen (Farooki/Kaplinsky 2012: 66ff.). Außerdem importierte 
China große Mengen an Maschinen, Fahrzeugen und elektronischen Geräten aus 
Japan, den USA und Europa. Mittlerweile beginnt China, sich auch zum wich- 
tigen Importeur von Konsumgütern aufzuschwingen. Diese Ausrichtung dürfte 
in den kommenden Jahren aufgrund des beabsichtigten Umbaus der Wirtschaft 
hin zu einem konsumgetriebenen Modell noch bedeutender werden. 

Noch deutlicher wird die neue Rolle des chinesischen Binnenmarkts jedoch, 
wenn die globale Wachstumsdynamik betrachtet wird: Bereits jetzt hat das Land 
die USA als den zentralen Motor der Weltwirtschaft abgelöst. In den Postkri- 
senjahren 2010 bis 2013 steuerte China durchschnittlich über ein Viertel zum 
globalen BIP-Wachstum bei, weit mehr als die EU (5,3%) oder die USA (13,1%). 
Hieraufweist auch die Orientierunggroßer westlicher Industrieunternehmen hin, 
die heute große Teile ihrer Profite in China erwirtschaften. Nach Schätzungen des 
Londoner Analyschauses Evercore ISI machte die Rendite des deutschen Volks- 
wagenkonzerns in der Volksrepublik bis zu 60 Prozent am Jahresprofit aus. Vor 
dem Abgas-Skandal plante das Unternehmen, zwischen 2015 und 2019 alleine in 
China 22 Milliarden Euro zu investieren (Die Zeit, 25.12.2014). Solche Zahlen 
zeichnen einen aktuellen Trend nach: Der Zufluss von Direktinvestitionen in 
die Volksrepublik lag 2013 mit 117,6 Milliarden US-Dollar bei bereits rund drei 
Vierteln des Wertes der USA (159 Milliarden US-Dollar). Die Mehrheit dieser 
Investitionen zielt heute nicht mehr auf das export processing, d.h. auf eine bloße 
arbeitsintensive Montageproduktion für den Export, sondern richtet sich am 
dynamischen chinesischen Binnenmarkt aus. Dies hat auch eine klassentheo- 
retische Implikation: Mit den neuen Investitionen entsteht eine neue „innere 
Bourgeoisie“, die in der chinesischen Volkswirtschaft sehr viel tiefer verankert 
ist als die „Kompradoren“ der Exportwirtschaft (Poulantzas 1973: 52ff.). 

Mit der wachsenden Rolle des chinesischen Marktes zeichnet sich zudem ab, 
welche Regulierungsfunktion der Staat für den Marktzugangübernehmen wird 
und wie dies das internationale Handelssystem und die globalen Unternehmens- 
netzwerke beeinflussen wird. Bisher hat China weder auf eine Politik wie das 
britische Freihandelssystem noch aufden ernbeddedliberalism US-amerikanischer 
Art gesetzt: Vielmehr hat der chinesische Staat über ein Dickicht von Regulie- 
rungen, Eingriffen und Verflechtungen mit nationalen Unternehmen Einfluss 
auf das Investitionsverhalten ausländischer Unternehmen ausgeübt und (trotz 
formaler rechtlicher Gleichstellung) die ungleichen Konkurrenzbedingungen auf 
dem Binnenmarkt aufrechterhalten. Dies lässt sich z.B. an den Regeln der WTO 
aufzeigen (Breslin 2007: 100). Von den Liberalisierungen im Dienstleistungssek- 
tornach dem W TO-Beitritt 2002 konnten ausländische Wettbewerber oftmals 
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nur bedingt profitieren, da die nationalen Unternehmen über klientelistische 
Beziehungen zum Staat verfügen. Folglich wird der „politische Kapitalismus“ 
(Weber 1972: 95ff.) chinesischer Prägung, bei dem die Kapitalakkumulation 
durch „unübliche Geschäfte mit Regierungsstellen“ organisiert wird, auch für 
die Struktur des globalen Handelssystems bestimmend sein. Dieses könnte einen 
fragmentierteren Charakter haben, als die Handelssysteme der Vorgänger: Es 
ist nicht nur wahrscheinlich, dass der chinesische Staat (wie etwa heute in der 
Roboterindustrie) den Binnenmarkt nutzen wird, um neue globale Standards zu 
setzen, sondern er wird - wenn diese Pfadabhängigkeit bestehen bleibt - auch 
über eine Vielzahl von Einzel- und Sonderabkommen besondere Rechte und 
Präferenzen an einzelne Staaten und ihre Unternehmen verleihen. Dies könnte 
letztlich zu einem System konzentrischer Kreise beitragen, bei dem, ähnlich dem 
imperialen Tributsystem der chinesischen Kaiserdynastien, einige privilegierte 
Partner wirtschaftlich besonders engan China angebunden sind. 


Die Internationalisierung des chinesischen Staatskapitalismus 


Eine weitere Transformation ist in der Investitionspolitik im Gange. Die chine- 
sischen Konzerne haben sich erst vergleichsweise spät internationalisiert. Erst 
mit der Go Out-Policy GEH KK M%) im Jahr 1999 gab die Staatsführung den 
Startschuss für ihr Auslandsengagement. Dieser Prozess wurde staatlich koordi- 


niertunddurch Gründungvon verschiedenen Institutionen wie dem Staatsfonds 
China Investment Corporation (2007) vorangetrieben. Die Außenorientierung 
nahm insbesondere seit der Finanz- und Wirtschaftskrise 2008/09 deutlich zu 
(Schmalz 2010: 492£.). Dies hat vor allem damit zu tun, dass die chinesische 
Staats- und Parteiführung lange Zeit schr vorsichtig in ihrem Auslandsengage- 
ment war und keine Zerwürfnisse durch politisch sensible Investitionen riskieren 
wollte. Nach 2008 öffnete sich jedoch eine Chance für chinesische Unternehmen, 
dain der Krise auch chinesische Investitionen willkommen geheißen wurden und 
generell die Leistungsbilanzüberschüsse in stabile Auslandsanlagen investiert 
werden sollten. Heute ist China je nach Berechnungsart der viert- bzw. sogar 
zweitgrößte Investitionsgeber weltweit. Die Direktinvestitionen lagen nach oflizi- 
ellen Quellen im Jahr 2013 mit 90 Milliarden US-Dollar aufeinem Rekordniveau, 
sollen aber nach alternativen Berechnungen der Heritage Foundation (2015) 
sogar 134,6 Milliarden US-Dollar betragen haben. Insgesamt wurden zwischen 
2008 und 2013 rund 430,3 Milliarden US-Dollar (offizielle Quellen) bzw. 675,3 
Milliarden US-Dollar (Heritage Foundation) im Ausland investiert. 
Insgesamt sind diese Werte jedoch noch deutlich niedriger als jene der USA 
und der EU, die zudem über umfangreiche bereits bestehende Anlagen im Aus- 
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land verfügen: Die chinesischen Bestände an Direktinvestitionen beliefen sich 
2013 auf ungefähr ein Zehntel des US-Wertes und ein Drittel des deutschen 
Bestands. In den globalen Unternehmensnetzwerken behalten amerikanische 
Unternehmen überdies nach wie vor die Überhand: Auch wenn unter den Top 
500-Global Fortune Unternehmen Ende 2014 bereits 98 Konzerne aus China 
(und 128 aus den USA) waren, halten US-amerikanische Konzerne strategi- 
sche Anteile von größeren Unternehmen im Ausland und kontrollieren somit 
wichtige Produktionsnetzwerke (Starrs 2013). Außerdem ist die Mehrzahl der 
chinesischen Konzerne nach wie vor in den globalen Güterketten auf niedrigen 
Wertschöpfungsstufen integriert. Die profitabelsten Technologiefirmen und 
bekanntesten Markenhersteller sind in den USA und anderen Zentrumsstaaten 
beheimatet (ebd.: 822). 

Dennoch haben die chinesischen Investitionen mittlerweile eine kritische 
Masse erreicht, sodass die etablierten Industrienationen in Europa, Japan und den 
USA um ihren Einfluss in einigen Weltregionen fürchten. Bei den chinesischen 
Direktinvestitionsaktivitäten herrscht bisher ein klarer Fokus auf den globalen 
Süden, Zwischen 2008 und 2013 flossen rund ein Fünftel aller chinesischen 
Investitionen nach Afrika, beinahe 15 Prozent nach Lateinamerika und fast 
13 Prozent nach Ostasien. China hat somit in einigen Weltregionen, z.B. in 
Afrikasowie in Teilen Südostasiens und des Mittleren Ostens die großen Mächte 
des Nordens als Hauptinvestitionsgeber abgelöst. Auch wenn der Staat bei der 
Steuerung dieses Prozesses einen gewissen Kontrollverlust erlitten hat, da etwa 
mitunter einzelne (halb-)staatliche Unternehmen im Ausland als Konkurrenten 
auftreten, ist doch das Gros der Investitionen auf (halb)staatliche Unternehmen 
oder Institutionen zurückzuführen. So sind z.B. die chinesischen Staatsfonds 
SAFEundCIC für Investitionen in dreistelliger Milliardenhöhe verantwortlich, 
auch die großen Einkäufe im Ressourcenbereich in den Jahren nach der Krise 
2008 erfolgten fast ausschließlich durch Unternehmen wie Sinopec, CNPC oder 
CNOOC (Heritage Foundation 2015). Die chinesischen Investitionen bestehen 
zudem vorrangig aus Rohstoff- und Infrastrukturinvestitionen, die zusammen 
rund zwei Drittel der Gesamtinvestitionen ausmachten. 

Sowohl die Rohstoff- als auch die Infrastrukturinvestitionen haben einen 
geopolitischen Charakter. Dies bedeutet, dass in verschiedenen Ländern des 
globalen Südens Transportwege, Energieversorgung und Rohstoffzufuhr zu- 
sehends von chinesischen Staatsunternehmen kontrolliert werden. Gerade die 
unzähligen Hafenanlagen, Eisenbahnstrecken, Straßen und Flughäfen, die von 
chinesischen Investoren weltweit gebaut, modernisiert und oft auch betrieben 
werden, haben weitgehende geopolitische Folgen. Zunächst hat China in den 
letzten Jahren verschiedene milliardenschwere Megaprojekte ins Leben gerufen, 
die die Handelsströme nachhaltig verändern werden. Hierzu zählt zum einen 
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das Projekt der Seidenstraße, durch das 65 Länder in Europa und Asien mit 
Schienen- und Straßennetzen sowie Seehandelsrouten besser verbunden werden 
sollen (Mayer/Huotari 2015: 37) Ein Vorhaben mit vergleichbarer Tragweite ist 
ein 40 Mrd. teurer Schiffskanal in Nicaragua. Das Joint Venture zwischen dem 
nicaraguanischen Staat und der Hongkonger HKND Group sollals Alternative 
zum Panamakanal dienen (FAZ, 30.6.2015). Ferner hat China im Bereich der 
Transportinfrastruktur neue Innovationen durchgesetzt. Dies lässt sich z.B. 
in der Schifffahrt beobachten: Neben modernen Tiefseehäfen betreiben chi- 
nesische Reeder auch die technologisch am weitesten fortgeschrittenen Con- 
tainerschiffe, die oftmals vor Ort gebaut werden. Zuletzt hat die chinesische 
Regierung mittlerweile Partner gefunden, um gemeinsame Institutionen für 
derartige grenzüberschreitende Infrastrukturprojekte zu schaffen. Hierunter 
zählt neben der BRICS-Entwicklungsbank vor allem die Asiatische Infrastruk- 
turbank, der mittlerweile 57 Staaten, darunter sogar europäische Länder wie 
Deutschland, Frankreich und Ikalien, beigetreten sind. Mit einem Startkapital 
von rund 100 Milliarden US-Dollar zielt die in Peking ansässige Institution 
vor allem auf den Ausbau der Infrastruktur in Asien. Auch wenn sie nicht in 
direkter Konkurrenz zur Weltbank steht, sind die Finanzmittel — wie bei der 
BRICS-Entwicklungsbank - jedoch dem Einfluss der USA und Japans entzogen, 
da beide Staaten keine Mitgliedschaft beabsichtigen. 

Die umfangreichen staatsgetriebenen Investitionen sind sicherlich nur der 
Anfang einer umfassenden Strategie der Internationalisierung. Ähnlich wie bei 
früheren Hegemoniekonstellationen wird über Direktinvestitionen die eigene 
Machtposition gestärkt, wobei die Investitionsflüsse eine spezifische Struktur 
des Weltmarkts abstützten. Im Britischen Empire dienten viele solcher überwie- 
gend privaten Direkt- und Portfolioinvestitionen sowie Kredite zur Exploration 
und zum Abtransport von Rohstoffen - und dies gerade auch in Einflusszonen 
außerhalb der kolonialen Besitzungen wie in Lateinamerika (Donghi 1991: 
256f.). Die britischen Investitionen sollten zudem die eigene Vorherrschaft in 
der Konkurrenz mit den aufstrebenden imperialistischen Mächten im späten 
19. Jahrhundert verankern; zeugten jedoch von einem asymmetrischen Macht- 
verhältnis, durch das den Peripherieländern wenig Entwicklungsmöglichkeiten 
geboten wurden. Ähnlich wurde die US-Hegemonie nach dem Zweiten Weltkrieg 
durch einen Schub von Investitionen transnationaler Konzerne gefestigt. Dabei 
ging es vor allem um den Zugang zu nationalen Märkten und der Kontrolle von 
Unternehmensnetzwerken, wie etwa bei den umfangreichen Investitionen von 
US-Unternehmen im fordistischen Nachkriegseuropa (Poulantzas 1973). Das 
American Empire erhielt in dieser Phase seine wirtschaftliche Grundlage. China 
hingegen setzt bisher primär aufstaatliche Investitionen im Ressourcensektor und 
im Infrastrukturbereich; dabei wird auf multilaterale Institutionen und Koope- 
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rationsprojekte mit oftmals (semi-)peripheren Staaten abgezielt. Der chinesische 
Staatskapitalismus expandiert also im transnationalen Raum, indem öffentliche 
Güter (insbesondere Transportinfrastruktur) zur Verfügung gestellt werden. 
Anders als in der Phase des klassischen Imperialismus können diese Infrastruk- 
turprojekte jedoch durchaus für eine nachholende Modernisierungsstrategie 
genutzt werden, wie etwa das Beispiel Ecuadors verdeutlicht (New York Times, 
26.7.2015). Zugleich werden jedoch elementare chinesische Interessen bedient, 
so dass Eigen- und Allgemeininteressen verbunden werden. Dass diese „statist 
globalization“ (Harris 2009) zukünftigverstärkt durch private Investitionen von 
Konglomeraten in höheren Wertschöpfungsstufen (und in den Zentrumsstaaten) 
wie Alibaba Group oder Lenovo ergänzt wird, ist bereits abschbar; bisher haben 
die chinesischen Investitionen aber zu einer relativ erfolgreichen, kooperativen 
Zusammenarbeit mit anderen Staaten des globalen Südens beigetragen. 


Auf dem Weg zur Finanzmacht 


Die gewaltigen Exportüberschüsse der chinesischen Volkswirtschaft haben dazu 
geführt, dass China Währungsreserven von derzeit 3,6 Billionen US-Dollar (Sep. 
2015) angehäuft hat. China ist deshalb ein Gläubigerstaat: Derzeit schuldet der 
US-amerikanische Staat chinesischen, überwiegend (halb)staatlichen Gläubigern 
rund 1,3 Billionen US-Dollar, die EU-Staaten kamen nach Schätzungen aus dem 
Jahr 2013 zusammen auf über 550 Milliarden US-Dollar (Meunier et al. 2014: 
112). Seit 2008/09 versucht die chinesische Regierung, diese Anlagen (u.a. in 
Direktinvestitionen) zu diversifizieren und den Renminbi zu einer Weltwährung 
aufzubauen (Eichengreen/Kawai 2014). 

Ein Weg der Diversifizierung besteht dabei in der Kreditvergabe - insbeson- 
dere an Schuldner in der „Dritten Welt“ (Gallagher et al. 2012, Wolfet al. 2013). 
Die Zahlen über die Kreditvergabe sind intransparent und umstritten, außerdem 
gehen aufgrund der komplexen Deals manchmal Kredite, Entwicklungshilfe 
und Investitionen ineinander über. Nach einer Studie der Rand Corporation 
aus dem Jahr 2014 hatten chinesische Gläubiger alleine 2010 und 2011 Zusagen 
über rund 357,9 Milliarden US-Dollar gemacht, was das Kreditvolumen der 
Weltbank und des IWF in dieser Zeit übertraf. Auch wenn die bisher geleisteten 
Zahlungen nach Angaben der Rand-Corporation nur bei rund einem Zehntel 
lagen, da viele dieser Projekte erst jetzt oder in einigen Jahren anlaufen, ist die 
chinesische Finanzmacht in einigen Weltregionen besonders erdrückend. In La- 
teinamerika hatten chinesische Staatsinstitutionen einer Studie zufolge zwischen 
2005 und 2011 rund 75,3 Milliarden US-Dollar Kredite vergeben und damit 
mehr als die Weltbank oder die Interamerican Development Bank (Gallagher 
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etal. 2012: 17). Die Kreditvergabe folgte dabei auch strategischen Erwägungen. 
Unter den Empfängern von chinesischen Krediten und Entwicklungshilfezah- 
lungen befanden sich vor allem Erdöl- bzw. Rohstoffexporteure und potenzielle 
geopolitische Verbündete. Die Top Ten umfasste Staaten wie Venezuela (106 
Milliarden US-Dollar), Iran (89 Milliarden US-Dollar), Nigeria (72 Milliarden 
US-Dollar), Pakistan (66 Milliarden US-Dollar), Brasilien (40 Milliarden US- 
Dollar) und Indonesien (38 Milliarden US-Dollar) (Wolfetal.2013: 50). Ähnlich 
wie bei den Direktinvestitionen sind die meisten der Kreditzusagen an konkrete 
Infrastruktur- oder Ressourcenabbauprojekte gebunden. Letztlich ersetzt China 
also in einigen Weltregionen die traditionellen Entwicklungshilfeagenturen 
und Kreditinstitutionen. Dies drückt sich auch in der Restrukturierung der 
IWF-Kireditvergabe aus: Heute gehen über drei Viertel der Mittel nicht mehr in 
den globalen Süden, sondern in die EU und ihre Anrainerstaaten (IMF 2015). 
Die Konditionen der chinesischen Kredite werden von vielen Schuldnern als 
günstiger wahrgenommen. 

Durch die Strategie zur Internationalisierung des Renminbi ist ein Wandel 
in den internationalen Finanzbeziehungen eingetreten (Liao/McDowell 2015; 
Schmalz 2014: 431ff.). Chinastellt seinen Außenhandel langsam auf Renminbi- 
Handel um. Die chinesische Wirtschaft wickelte 2014 bereits mehr alsein Fünftel 
ihres Außenhandels in Renminbi ab. Zur Etablierungdes Renminbi als Handels- 
währunghaben auch Swap-Abkommen mit 30 Staaten und der Eurozone im Wert 
über beinahe 3,1 Billionen Renminbi beigetragen. Hierdurch ist der Renminbi 
bereits Ende 2013 mit einem Anteil von 8,7 Prozent - zwar weit hinter dem 
Dollar (81,1%), aber schon vor dem Euro - zur zweitwichtigsten Handelswährung 
aufgestiegen. Ferner hat die chinesische Staatsführung auch die Entstehung der 
Renminbi-Anleihe-, Spar- und Währungsmärkte vorangetrieben. In den größten 
Offshore-Renminbi-Märkten wie Hongkong und London, dem von der chine- 
sischen Parteiführung favorisierten ausländischen Renminbi-Offshore-Markt, 
wurden im September 2015 bereits Kontrakte im Wert von 192,5 Milliarden 
US-Dollar gehandelt. Der Shanghaier Finanzplatz erhielt einen weiteren Schub 
durch den Beschluss, in der Metropole eine Pilot-Freihandelszone zu etablieren. 
Der Yuan ist heute bereits zur fünftwichtigsten Transaktionswährung aufgestie- 
gen, im Zahlungsverkehr zwischen China und den Anrainerstaaten in Ostasien 
rangiert der Renminbi bereits auf Platz 1 (Financial Times, 27.5.2015), sodass es 
wahrscheinlich ist, dass sich in Ostasien in den nächsten Jahren ein Renminbi- 
Block herausbilden wird. 

Allerdings ist die Währung weiterhin nicht konvertibel. Kapitalverkehrskon- 
trollen schirmen den Zugang für ausländische Anleger zu den Finanzmärkten 
in Festlandchina - mit Ausnahme des Shanghaier Aktien- und Anleihemarkts 
— weitgehend ab. Die Börsenkrise im Sommer 2015 wird eine allzu rasche Li- 
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beralisierung der chinesischen Finanzmärkte zusätzlich abbremsen. Folglich 
ist anzunehmen, dass der Renminbi zunächst seine Position als Handels- und 
Transaktionswährung ausbauen, aber nur langsam zu einer wichtigen globa- 
len Anlagewährung werden wird. Auch wenn die Bedeutung der chinesischen 
Währung für den Handel und die Finanzwelt bisher in atemberaubender Ge- 
schwindigkeit anwuchs, bedeutet dies dennoch, dass der US-amerikanische 
Finanzmarkt zunächst nicht durch die Finanzplätze in Hongkong, Shanghai 
oder Shenzhen herausgefordert wird. Das Eingangsbeispiel zu Argentinien zeigt 
jedoch auch, dass die staatsgetriebene Internationalisierungsstrategie erste Aus- 
wirkungen hinterlässt, dadie Renminbi-Swap-Abkommen mittlerweile nicht nur 
zur Handelsfinanzierunggenutzt werden, sondern auch in Krisensituationen als 
Stützungsmaßnahme wirken können. 

Die Tragweite der Internationalisierung des Renminbi sollte nicht unter- 
schätzt werden: Es ist ein Allgemeinplatz geworden, dass sich ein großer Teil 
der strukturellen Macht der Vereinigten Staaten auf die exzeptionelle Rolle des 
US-Dollars und des amerikanischen Finanzplatzes gründet (Gowan 1999: 19ff.; 
Strange 1988: 107ff.). Zwar ist durchaus umstritten, ob die Finanzialisierung 
der US-Ökonomie letztlich nicht bereits ein Anzeichen des Niedergangs der 
US-amerikanischen Hegemonie ist und deshalb als ein äußerst fragiler, wenig 
nachhaltiger Weg zur Restauration der Sonderstellung der USA im kapitalisti- 
schen Weltsystem seit den 1980er Jahren wahrgenommen werden sollte (Arrighi 
1994: 314ff.). Aber die Vorteile für den US-amerikanischen Staat wie günstige 
Konditionen der Schuldenaufnahme, Seigniorage-Einnahmen des US-Dollars 
oder die Macht der Fed, die globale Zinsentwicklung zu steuern, sind gewaltig 
(Ivanova 2013). Die Vorherrschaft im Finanzsektor war auch ein Anzeichen der 
britischen Hegemonie. Durch den Goldstandard und den Londoner Finanzplatz 
stand Großbritannien im Zentrum der internationalen Finanz- und Währungs- 
architektur. Auch hier war der Finanzsektor erst seit den 1870er Jahren voll 
entfaltet, sodass die britischen Dienstleistungen durch „Schifffahrt, Handel 
und Vermittlung im Weltzahlungssystem (...) unentbehrlich (wurden). Wenn 
London wirklich jemals der Mittelpunkt der Weltwirtschaft gewesen ist, dann 
zwischen 1870 und 1913.“ (Hobsbawm 1969: 154) 

Wie die chinesische Finanzmacht sich global entfalten wird, hängt letztlich 
von den weiteren Liberalisierungsschritten der chinesischen Staatsführung ab. 
Bisher scheint sich ein komplexes System von bilateralen Kreditbeziehungen, 
Swap-Abkommen und regionalen Finanzinstitutionen wie der BRICS-Entwick- 
lungsbank herauszubilden. Dieses System wirkt letztlich als eine Alternative zu 
den traditionellen internationalen Finanzinstitutionen wie Weltbank und IWE, 
die sich als weitgehend reformunfähig erwiesen haben. Auch wenn der chinesi- 
schen Regierung eigentlich ein globales Finanzsystem mit einem reformierten 
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IWF mit SZR als Weltwährung vorschwebt - ähnlich den Vorschlägen von 
John Maynard Keynes zur Schaffung des Bancor auf dem Bretton-Woods-Gipfel 
1944 -, könnten die milliardenschweren Gold- und Rohstoffkäufe durch die 
chinesische Zentralbank und andere staatliche Institutionen perspektivisch eine 
Art ostasiatisches Bretton-Woods-System etablieren, in dem ein konvertibler 
Renminbi als Ankerwährung an einen Rohstoffkorb gekoppelt wird und Kri- 
senstaaten über Swap-Abkommen mit Liquidität versorgt werden. 


Zwischen Wirtschaftskrise und Kaltem Krieg 


Die Volksrepublik China ist dabei, ihre wachsende wirtschaftliche Bedeutung 
nun auch in strukturelle Macht im globalen Kapitalismus umzusetzen. Neben der 
Anziehungskraft, die der wachsende Binnenmarkt auf ausländische Exporteure 
und Investoren ausübt, existieren mittlerweile Ansätze in der Außenwirtschafts- 
politik des Landes (z.B. die gezielte Infrastrukturpolitik und Kreditvergabe), 
die handfeste geopolitische Auswirkungen haben werden. Die wirtschaftliche 
Vorherrschaft der USA erodiert dabei an den Rändern des American Empire; z.B. 
wenn sich in Ostasien ein neuer Renminbi-Block herausbildet, in Zentralasien 
gewaltige Infrastrukturprojekte entstehen, die von Peking finanziert werden, ein- 
zelne südamerikanische Länder sich massiv bei chinesischen Gläubigern (Ecuador, 
Venezuela, etc.) verschulden, und für verschiedene Länder in Subsahara-Afrika 
(z.B. Angola) China schon lange der Hauptexportmarkt ist. Die staatsgetriebene 
Globalisierung des „Sinocapitalism“ (McNally 2012) vollzieht sich dabei vor 
allem im Globalen Süden. 

Doch dieser Prozess ist noch im Anfangsstadium und bei weitem kein 
Selbstläufer. Es gibt interne Hindernisse und externe Interventionen, die den 
chinesischen Machtzuwachs abbremsen könnten. Zunächst weist das chine- 
sische Wirtschaftsmodell deutliche Strukturprobleme auf (Pettis 2013). Der 
Umbau des investitionsgetriebenen und exportorientierten Wirtschaftsmodells 
zu einem stärker konsum- und binnenmarktorientierten Modell ist Blockaden 
ausgesetzt: Es sind große Überkapazitäten in unterschiedlichen Wirtschaftssek- 
toren (Investitionsgüter, Kapitalmärkte, Immobilienmarkt, etc.) entstanden; die 
Konsumquote ist bisher nur geringfügig gestiegen. Die Wachstumsraten in ver- 
schiedenen Regionen des Landes (Nordosten, Süden, etc.) sind deutlich gefallen 
oder stagnieren sogar; die Wirtschaftsentwicklung wird derzeit vor allem von den 
Binnenprovinzen getragen. Der Börsencrash im Sommer des Jahres weistzudem 
auf die Gefahren überhitzter Märkte und spekulativer Überhänge hin. Dass 
die Parteiführung ihre jährliches Wachstumsziel für den XII. Fünfjahresplan 
(2016-2020) auf 6,5 Prozent des BIP herabsetzt, ist als Eingeständnis zu werten, 
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dass das Hochwachstum nicht mehr fortsetzbar ist und sich dauerhaft abschwä- 
chen wird. China wird die USA und die EU in den späten 2020er Jahren als 
größte Volkswirtschaften ablösen, aber nicht in ähnlich hoher Geschwindigkeit 
die Strukturen der Weltwirtschaft verändern können. Zusätzlich hierzu fehlen 
China - von der zentralasiatischen Shanghai Cooperation Organization unter 
Einschluss Russlands abgesehen - vergleichbare Bündnissysteme wie jene der 
USA, um eine neue Hegemonie durchsetzen zu können. 

Außerdem haben die Vereinigten Staaten ihre Machtbasis reorganisiert, um 
der chinesischen Herausforderung zu begegnen. Dabei handelte es sich um eine 
mehrdimensionale Strategie, die von systematischer Exportförderung (Natio- 
nal Export Initiative) sowie Freihandels- und Investitionsabkommen (TTIP, 
Trans-Pacific Partnership und TISA) zur Stabilisierung der ökonomischen Basis 
des American Empire über die Revitalisierung des Finanzsektors durch gezielte 
Rettungsmaßnahmen und lockere Geldpolitik bis hin zur Schiefergasförderung 
reicht, um die Abhängigkeit von teuren Energieimporten zu verringern. Die 
wichtigste Komponente bestand indes in einer militärischen Neuausrichtung. 
Spätestens seit 2010 leitete die US-amerikanische Regierungin der Außenpolitik 
eine strategische Aufwertungder pazifischen Region, insbesondere Ostasiens, ein 
(Clinton 2011). Ostasien wurde nun zum pivot, zum Angelpunkt, der US-ameri- 
kanischen Strategie erhoben. Die U.S. Army erweitert seitdem ihre militärischen 
Kapazitäten in der ostasiatischen Region (Marines in Australien, Kampfschiffe 
in Singapur, neue Militärbasen in den Philippinen, etc.). 

Außerdem unterstützten die USA ihre ostasiatischen Verbündeten Japan, 
Vietnam und auch die Philippinen, in den Territorialstreitigkeiten mit China. Die 
US-Politik gleicht hierbei der klassischen Eindämmungspolitik aus dem Kalten 
Krieg (Friedberg 2011). So führten die USA mehrere gemeinsame Manöver mit 
Südkorea oder Vietnam durch. Japans Politik, das Verbot von Auslandsinter- 
ventionen aus der Verfassung zu streichen, wurde von den USA gefördert. In 
den Konflikten wirkten die Vereinigten Staaten auch nicht mäßigend, sondern 
unterstützten z.B. nach der Errichtung der chinesischen „Flugverbotszone“ im 
chinesischen Meer Japan im Konflikt mit der Volksrepublik. Die Konfliktlinien 
äußern sich zudem in einem Rüstungswettlauf, beidem China und auch andere 
Länder wie Vietnam, Südkorea und Indonesien ihren Rüstungsetat regelmäßig 
aufstocken. Die chinesische Regierung begann vor dem Hintergrund der sich 
zuspitzenden Territorialkonflikte, ihre Militärstrategie ebenfalls neu auszu- 
richten. Die Staats- und Parteiführung versucht nun, China (das erste Mal seit 
rund 600 Jahren) als Seemacht zu etablieren, die territorialen Verluste seit Ende 
des 19. Jahrhunderts rückgängig zu machen und Zugang zu den Ressourcen in 
der Region zu erhalten. Neben aktiven territorialen Grenzziehungen wie der 
Aufschüttung von künstlichen Inseln im südchinesischen Meer und cher sym- 
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bolischen Manövern, etwa der Inbetriebnahme des Flugzeugträgers Liaoning 
im Jahr 2012, wurde unter der Staats- und Parteiführung unter Xi Jinping und 
Li Kegiang die größte Reform der Volksarmee seit Jahrzehnten eingeleitet, mit 
der die Kommandostrukturen von Flotte und Luftwaffe effizienter gestaltet und 
die notwendigen Kapazitäten für Auslandseinsätze aufgebaut werden sollen. 

Die neue Konstellation in Ostasien scheint zu einem dauerhaften Zustand zu 
werden. Es ist bisher von keiner Seite ein Einlenken in den Territorialkonflikten 
oder gar eine Abrüstungzu beobachten. Folglich könnte Ostasien der Schauplatz 
eines neuen „capitalist cold war“ (D’Aveni 2012) werden, in dem China perspek- 
tivisch versuchen wird, seinen wachsenden wirtschaftlichen Einfluss geltend 
zu machen, um den Ring von US-amerikanischen Verbündeten aufzubrechen. 
Der Schulterschluss zwischen Russland und China, der sich in gemeinsamen 
militärischen Manövern, großen Infrastrukturprojekten wie der Modernisierung 
der transsibirischen Eisenbahn und milliardenschweren Erdgasdeals äußert, 
führt in Kontinentalasien zu einer neuen geopolitischen Situation. Bisher stehen 
zumindest in Ostasien die Zeichen auf Konfrontation ohne »heiße« kriegeri- 
sche Konflikte; ob und wann Bewegung in die starren Lager kommen wird, ist 
noch nicht absehbar. Es ist eine Rechnung mit vielen Unbekannten. Wird der 
Ring US-amerikanischer Verbündeter in Ostasien halten? Was ist, wenn sich 
die chinesischen Investitionen in Südamerika oder Subsahara-Afrika in neuen 
Allianzen niederschlagen? Auch wenn wenig dafür spricht, dass China die USA 
in ihrer hegemonialen Rolle kurz- oder mittelfristig ablösen wird, spricht noch 
weniger dafür, dass die USA diese Rolle ungebrochen behalten werden. Das 
American Empire ist an seine Grenzen geraten; die vermeintliche Gewissheit, 
dass der transnationale Kapitalismus keine territorialen Konflikte kennt, wurde 
durch die Geschichte als ein Irrglaube entlarvt. 
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Zerfällt die Europäische Währungsunion? 


Handels- und Kapitalverflechtungen, Krisenursachen und 
Entwicklungsperspektiven der Eurozone 


Europa wird seine Krise nicht los. Sieben Jahre an Bankenrettungskrediten, 
Konjunkturpaketen, Staatenrettungskrediten, Austeritätspaketen, Notmaß- 
nahmen der EZB und einer Vielzahl an Reformen sowohl auf EU- wie auf Mit- 
gliedsstaatenebene konnten weder die jüngste Zuspitzung der Schuldenkrise 
in Griechenland verhindern, noch die europäische Wachstumskrise aufhalten, 
deren soziale Kosten vor allem die Lohnabhängigen in den peripheren Ländern 
der Eurozone zahlen. 

Gleichzeitig wird der Dissens über den einzuschlagenden Weg aus der Krise 
größer. Die Kritik an der Austeritätspolitik deutscher Machart wird lauter - und 
zugleich zahnloser, wie viele Beobachter_innen des schicksalhaften EU-Gipfels 
im Juli feststellten, als ein Positionspapier von Schäuble zunächst international 
massiv in die Kritik geriet, nur um dann fast eins zu eins von der Eurogruppe 
übernommen zu werden (vgl. Vogel 2015). 

Die Diskussionen über mögliche Auswege aus der Krise hängen stark mit den 
Krisendiagnosen zusammen. Der wirtschaftsnahe Mainstream und seine vernehm- 
barsten Kritiker_innen teilen die Einschätzung, dass eine wesentliche Ursache 
der Krise in den Leistungsbilanzungleichgewichten in der Eurozone liegt. Diese 
werden ihrerseits mit einer divergierenden Entwicklung der Lohnstückkosten 
erklärt. Strittigist dabei nur, ob die Menschen in den Ländern mit Leistungsbilanz- 
defiziten dadurch für die Krise verantwortlich sind, dass sie „über ihre Verhältnisse 
gelebt“ haben, oder ob die Länder mit Leistungsbilanzüberschüssen - und allen 
voran Deutschland - Lohndumping betrieben haben. Die Kontrahent_innen 
vernachlässigen dabei die Bedeutung der Kapitalbilanz und der rapiden finanzi- 
ellen Verflechtung in der Eurozone vor der Krise, in der andere Autor_innen die 
eigentliche Ursache der Krise schen. Problematisch ist aus unserer Sicht, dass hier 
jeweils ein Teil der Transaktionen, die sich in der Zahlungsbilanz niederschlagen, 
bloß als Epiphänomen eines anderen Teils betrachtet wird: Entweder gelten die 
internationalen Kreditbeziehungen als Folge der Leistungsbilanzungleichgewichte 
oder als deren Ursache. Außerdem werden die Leistungsbilanzüberschüsse und 
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-defizite in der Eurozone als komplementär bzw. als Resultat der bilateralen Be- 
ziehung der Überschuss- und Defizitländer in der Eurozone betrachtet, wobei 
von den Beziehungen zu Drittländern abstrahiert wird. 

Im Folgenden setzen wir uns kritisch mit diesen Krisenerklärungen ausein- 
ander. Dabei stützen wir uns nicht nur auftheoretische Überlegungen, sondern 
auch auf eine Untersuchung der Veränderung der Handels- und Kapitalver- 
flechtungen in der Eurozone vor und nach dem Ausbruch der „großen Krise“.! 
Die Handels- und Kapitalverflechtungen betrachten wir als die ökonomische 
Basis der europäischen Integration. Ihre Untersuchung erlaubt nicht nur einen 
differenzierteren Blick auf die Krisenursachen, sondern auch eine Einschätzung 
der Entwicklungsperspektiven der Europäischen Währungsunion. Unsere These 
ist, dass sich die Eurokrise weit besser durch die Finanz- als durch die Handels- 
ungleichgewichte erklären lässt. Gleichzeitig ist jedoch der Außenhandel für die 
Dynamik »ach Ausbruch der Krise von entscheidender Bedeutung. Dabeizeigen 
wir, wie es Deutschland gelang, sowohl die Kosten der von deutschen Banken 
eingegangenen Risiken auf die gesamte Eurozone abzuwälzen, als auch indirekt 
von der Rezession in der Eurozone zu profitieren, und somit seine Position auf 
dem Weltmarkt zu stärken. Eine Kritik an der von Deutschland dominierten 
Krisenpolitik, die maßgeblich auf die ökonomische Unvernunft des Neo-Mer- 
kantilismus zielt, greift dabei aus unserer Sicht zu kurz; sie missinterpretiert die 
mittelfristigen Interessen Deutschlands (vgl. Demirovid/Sablowski 2013; Milios/ 
Sotiropoulos 2013; Heinrich 2015). 


1. Lohnsteigerungen oder Lohnzurückhaltung als Krisenursache? 


Die meisten Autor_innen sind sich einig, dass das große Problem der Eurozone die 
„makroökonomischen Ungleichgewichte“ zwischen den Mitgliedsstaaten sind. 
Von wirtschaftsnahen (Busch et al. 2011) und konservativen (Sinn 2012) Autor_ 
innen werden insbesondere die Leistungsbilanzdefizite einer Reihe von Ländern 
als problematisch erachtet, weil sie - ihrer These nach - auf einer unhaltbaren 


1 Dasfür den Artikel verwendete empirische Material entstammt einer Untersuchung der 
Handels-, Direktinvestitions- und Portfolioinvestitionsverflechtungen in der Eurozone, 
die im Auftrag der Rosa-Luxemburg-Stiftung durchgeführt wurde (Heine 2015). Der 
Zeitraum der Erhebung reicht von 2000-2014 und variiert je nach der Verfügbarkeit von 
Daten. Dabei unterscheiden und vergleichen wir die Vorkrisenperiode (2000-2007/8) und 
die Krisenperiode (2007/8-2014). Während die grenzüberschreitenden Portfolioinvestiti- 
onen 2007 ihren Höhepunkt hatten und 2008 stark einbrachen, war dies im Güterhandel 
erst 2008 bzw. 2009 der Fall. Um also eine Vorkrisen- und eine Krisenperiode sinnvoll 
zu unterscheiden, muss diese Phasenverschiebung berücksichtigt werden. 
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Überkonsumtion beruhen: Die Differenz zwischen Importen und Exporten 
muss durch die Aufnahme von Krediten im Ausland finanziert werden. Stellt 
sich dabei ein langfristiges Ungleichgewicht ein, so kommt es zu einer Spirale 
zunehmender Verschuldung, in der Schulden nur durch die Aufnahme neuer 
Schulden beglichen werden können, bis irgendwann die Zahlungsunfähigkeit 
droht. Der Verlust internationaler Wettbewerbsfähigkeit wird unter anderem 
durch eine „starke private und staatliche Konsumorientierung“ (Busch et al. 
2011: 540) und eine „mangelnde Stabilitätsorientierung“ (ebd.: 542) erklärt, 
während die „Hauptursache“ in „den relativ hohen Inflationsraten und vor allem 
in überzogenen Lohnsteigerungen“ geschen wird (ebd.: 539). Die Lösung liegt 
entsprechend in einer „internen Abwertung‘, einer drastischen Senkung der 
Lohnstückkosten, indem Arbeitsmärkte und Sozialsysteme „reformiert“ wer- 
den. Die Alternative zur „inneren Abwertung“ schen neoliberale Autor_innen 
wie Hans-Werner Sinn im Austritt der „Krisenländer“ aus der Eurozone, wobei 
sie davon ausgehen, dass durch die Abwertung der nationalen Währung deren 
Konkurrenzfähigkeit dann gesteigert werden würde. 

Doch diese Münze kann man auch umdrehen - und genau das tun viele kriti- 
sche Kommentator_innen (Flassbeck/Spiecker 2012; Flassbeck/Lapavitsas 2013; 
Lucarelli 2011). In dieser Lesart ist das Problem das „merkantilistische Modell“ 
(Flassbeck/Lapavitsas 2013: 38) der Überschussländer, allen voran Deutschlands. 
Demnach habe sich Deutschland durch ein extrem langsames Wachstum der Löh- 
ne unverhältnismäßige Wettbewerbsvorteile verschafft und gleichzeitig von der 
hohen Nachfrage in den Defizitländern profitiert. Angesichts sich akkumulieren- 
der Wettbewerbsnachteile blieb diesen - auch aufgrund der historisch niedrigen 
Zinsen - nicht viel anderes übrig, als sich im Ausland zu verschulden (Lapavitsas 
2012: 90). Durch den Wegfall der Möglichkeit, Währungen abzuwerten, polari- 
sierte sich die Wettbewerbsfähigkeit der beiden Ländergruppen zunehmend: In 
den Defizitländern akkumulierten sich Wettbewerbsnachteile, die Differenzen 
in den Leistungsbilanzsalden verstetigten sich. Die Krisenlösung schen Flassbeck 
und Lapavitsas (2013: 24) in einer koordinierten Lohnpolitik, bei der vor allem in 
Deutschland die Löhne stark wachsen müssten (und in den Ländern des Südens 
schwächer bzw. gar nicht), oder, wenn diese nicht durchsetzbar ist, in einem ge- 
ordneten Ausstieg aus dem Euro hin zu einem System halb-fixierter Wechselkurse 
nach dem Vorbild des Europäischen Währungssystems (1979-1999). 

Ungeachtet der scharfen politischen Opposition dieser beiden Interpreta- 
tionen der Krise und trotz ihrer unterschiedlichen wirtschaftstheoretischen 
Fundierung finden sich bemerkenswerte Übereinstimmungen: In beiden Ana- 
lysen bildet die divergierende Wettbewerbsfähigkeit der „Realwirtschaft“ den 
Schlüssel zur Eurokrise. Für konservative Autor_innen spricht der Exporter- 
folg Deutschlands für die dortige moderate Lohnentwicklung, während für 
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Flassbeck und Lapavitsas (2013: 11f.) Frankreich vorbildlich ist, weil die Löhne 
dort tendenziell im Einklang mit der Arbeitsproduktivität wuchsen, also weder 
Ursache von Leistungsbilanzüberschüssen noch von Leistungsbilanzdefiziten 
waren. Dabei behandeln sie die Entwicklung der Wettbewerbsfähigkeit inner- 
halb der Eurozone als exemplarisch für den Rest der Welt und betrachten den 
Weltmarkt als uniform, d.h. als einen Raum, in dem alle Staaten grundsätzlich 
unter den gleichen Bedingungen konkurrieren. Entscheidender jedoch ist, dass 
beide Positionen schlicht davon ausgehen, dass die Leistungsbilanzen und damit 
die „Realwirtschaft“ die Ursache für die Zahlungsbilanzungleichgewichte sind. 
Die Kapitalbilanz tritt in der Analyse als sckundäres Phänomen auf, das die 
Verschiebungen in der „Realwirtschaft“ nur passiv reflektiert. 

Dem gegenüber steht eine Reihe von Publikationen von Autor_innen mit 
unterschiedlichem theoretischem Hintergrund, die umgekehrt den Kapitalver- 
kehr als ursächlich für die Ungleichgewichte verstehen (Chang/Leblond 2015; 
Hale/Obstfeld 2014; Hobza/Zeugner 2014; Lindner 2013; Milios/Sotiropoulos 
2013). Demnach hätten die institutionellen Innovationen der Eurozone einen 
Finanzboom ausgelöst oder begünstigt, der - je nach Lesart - einer nicht nachhal- 
tigen self-fulfilling prophecy (Chang/Leblond 2015) oder realen Profitaussichten 
(Milios/Sotiropoulos 2013) entsprach. Zentrale Akteure dieses Booms seien die 
Finanzinstitute aus Deutschland und Frankreich gewesen, die die Kreditvergabe 
in der Eurozone und besonders in den Krisenländern angeheizt hätten. 

Diese Analysen erscheinen teilweise als unvereinbar, wenn etwa die Leistungs- 
bilanzdefizite entweder als Ursache oder als Folge internationaler Verschuldung 
begriffen werden. Sie können die Realität in der Eurozone vor und nach Ausbruch 
der Krise jeweils nur teilweise erklären. So kann die Literatur über die finanziellen 
Ursachen der Eurokrise die nachfolgende ökonomische und politische Dominanz 
Deutschlands, auch und insbesondere gegenüber Frankreich, kaum begreiflich 
machen. Wir gehen im Unterschied zu den genannten Analysen davon aus, dass 
die Handelsverflechtungen und die Finanzverflechtungen nicht aufeinander 
reduzierbar sind. Vielmehr sind sie gemeinsam konstitutiv für die Zahlungsbilan- 
zen. In der Ex -post-Betrachtunggleichen sich zwar die verschiedenen Teilbilan- 
zen der Zahlungsbilanz immer aus, d.h. die Leistungsbilanz und die Kapitalbilanz 
verhalten sich weitgehend komplementär zueinander. Das bedeutet aber nicht, 
dass die Übereinstimmung ex-ante gegeben ist oder dass der Warenverkehr den 
Kapitalverkehr bzw. umgekehrt der Kapitalverkehr den Warenverkehr notwendig 
determinieren würde. Die Zahlungsbilanz ergibt sich aus einer Vielzahl von 
Einzelentscheidungen privater Wirtschaftssubjekte; es gibt kein übergeord.netes 
Subjekt, das für einen Ausgleich der Zahlungsbilanz sorgt, wie sich gerade in der 
jüngsten Krise und den durch sie ausgelösten gewaltsamen Anpassungsprozessen 


zeigt. Die Kreisläufe des Warenkapitals, des Geldkapitals und des produktiven 
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Kapitals sind nicht aufeinander reduzierbar. Nur ihre gemeinsame Betrachtung 
kann sowohl über die Krisenursachen als auch über die Zukunftsaussichten der 
Eurozone Klarheit verschaffen und zu einer politisch effektiven Kritik an der 
herrschenden Krisenpolitik beitragen. 


2. Handels- und Finanzverflechtungen in der Eurozone 


Das folgende empirische Material entstammt einer Untersuchung im Auftrag 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung (Heine 2015). Hier gehen wir insbesondere auf 
die Verflechtungen des Warenhandels und der Portfolioinvestitionen ein.” Die 
Untersuchung des Warenhandels stützt sich auf die Außenhandelsstatistiken, 
die das Statistische Amt der Europäischen Union (EUROSTAT) auf seiner 
Homepage zur Verfügung stellt (Comext-Datenbank). Die Handelsstatistiken 
werden von den Zahlungsbilanzstatistiken separat erfasst und sind mit diesen 
nicht deckungsgleich (Eurostat 2004). Dies gilt es zu berücksichtigen, wenn wir 
im Weiteren auch Handelsbilanzen darstellen - hierbei handelt es sich um eigene 
Berechnungen aus den Comext-Werten. Des Weiteren ist bei der Interpretation 
der Daten insbesondere der „Rotterdam-Effekt“ zu berücksichtigen, eine statis- 
tische Aufblähung der Exportwerte der Niederlande und Belgiens aufgrund der 
wichtigen Häfen in den beiden Ländern (Eurostat 2015). 

Die Untersuchung der bilateralen Portfolioinvestitionen stützt sich auf den 
Coordinated Portfolio Investment Survey (CPIS) des IWF. Auch hier gibt es ei- 
nige Schwierigkeiten in der Datenlage. Diese geht einerseits auf den Handel mit 
Wertpapieren auf dem Sekundärmarkt zurück - weshalb Schuldner_innen oft 
nicht genau wissen, wer ihre Schuldtitel bzw. Wertpapiere hält. Deshalb stützt 
sich die Datenbank des IWF aufdie Angaben der Portfolioinvestoren. Die Ver- 
bindlichkeiten werden aus den Angaben der jeweiligen Vermögensinhabenden 
„abgeleitet“ (also nicht direkt vom Schuldner-Staat dokumentiert). Andererseits 


2 Der Warenhandel und die Portfolioinvestitionen - Kapitalanlagen im Ausland in Form von 
Aktien, Obligationen u.a., die im Unterschied zu Direktinvestitionen nicht mit einer aktiven 
Einflussnahme auf Unternehmen einhergehen - bilden allerdings keine vollständige Zah- 
lungsbilanz. Leider liegen international vergleichbare, disaggregierte Daten aller Teile der 
Leistungsbilanzen (Dienstleistungsbilanz, Erwerbs- und Vermögensbilanz, Übertragungs- 
bilanz) und der Kapitalbilanzen (Direktinvestitionen, Derivate, übriger Kapitalverkehr, 
Devisenbilanz) nicht vor, die notwendig wären, um eine noch umfassendere Analyse der 
internationalen wirtschaftlichen Verflechtungen der EU-Staaten vorzunehmen. Aussagen 
über das Verhältnis der untersuchten Elemente der Zahlungsbilanz sind daher mit starken 
Einschränkungen zu interpretieren. Der Warenhandel und die Portfolioinvestitionen sind 
allerdings für die untersuchten Länder quantitativ jeweils die größten Positionen der Leis- 
tungs- bzw. Kapitalbilanz; jedoch in unterschiedlichem Ausmaß. 
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lassen sich so nicht alle Investitionen erfassen. Vor allem durch Steuervermei- 
dungsstrategien privater Haushalte verschwinden etwa 10 Prozent der globalen 
Investitionen in den Vermögensstatistiken, die wiederum in den Verbindlich- 
keitsstatistiken erfasst sind (vgl. Zucman 2013). Deswegen verzichtet der IWF 
auf die Bereitstellung eines Gesamtaggregats der Verbindlichkeiten von Staaten. 

Um diese für ausgewählte Staaten dennoch entsprechend den Handelsströmen 
aufstellen zu können, haben wir als Gesamtaggregat der Verbindlichkeiten der 
jeweiligen Länder die in den Zahlungsbilanzstatistiken (Internationale Invest- 
mentposition) dokumentierten Gesamtverbindlichkeiten der Länder verwendet. 
Die daraus entstehende Diskrepanz der Datengrundlage ist dabei mit äußerster 
Vorsicht zu behandeln.? 

Für den Vergleich der Handels- und Finanzverflechtungen haben wir drei 
Indikatoren erhoben: den Strukturanteil (SA)*, die Strukturanteilsveränderung 
(SV)? und die durchschnittliche jährliche Wachstumsrate (WR) der Exporte, 
Importe und der nach innen bzw. außen gerichteten Portfolioinvestitionen der 
jeweiligen Länder(-gruppen). Dabei wurde zwischen einer Periode vor Ausbruch 
der Krise und einer Periode danach unterschieden. Für die Portfolioinvestitionen 


erfolgte der Umschlag 2007, für den Warenhandel 2008. 


2.1 Vor der Krise: Ungleiche Konkurrenz und 
finanzgetriebene Integration 


Die von Flassbeck und anderen vertretene These, dass die Wettbewerbsfähigkeit 
der südeuropäischen Länder aufgrund der deutschen Niedriglohnpolitik sinke, 
beruht im Wesentlichen auf einem Vergleich der Lohnstückkosten. Tatsächlich 
können die Lohnstückkosten als Indikator für die internationale Konkurrenzfä- 
higkeit herangezogen werden (vgl. ausführlich Hübner/Bley 1996). Jedoch sind 
die Lohnstückkosten eine synthetische Größe, in die sowohl die Lohnentwicklung 
als auch die Produktivitätsentwicklung eingehen. Aus marxistischer Perspektive 


3 Diesgilt insbesondere für den Wert der Nicht-Eurozone. Da dieser aus der Differenz der 
gesamten Verbindlichkeiten (direkt berichtete Verbindlichkeiten) und den Verbindlich- 
keiten gegenüber den Ländern der Eurozone („abgeleitete“ Verbindlichkeiten) gebildet 
wurde, könnte dieser Wert zu groß dargestellt sein, dain den gesamten Verbindlichkeiten 
die versteckten Vermögen enthalten sind, während sie es in den bilateralen, abgeleiteten 
Verbindlichkeiten nicht sind. 

4 Der Strukturanteil drückt den Anteil einer Einheit am Gesamten aus (in Prozent) — 
also etwa, welchen Anteil deutsche Exporte in die BeNeLux-Gruppe an den deutschen 
Exporten insgesamt haben. 

5 Die Strukturanteilsveränderung (SV) drückt die Veränderung des Strukturanteils über 
Zeit aus - die SV für den Zeitraum 2000-2008 ist schlicht SV =SA SA 


2000-2008 2008 - 2000° 
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haben die Produktivitäts- und die Lohnentwicklung in der kapitalistischen Kon- 
kurrenz eine ganz unterschiedliche Bedeutung: Die Entwicklung der Arbeitspro- 
duktivität ist ausschlaggebend für die Wertgröße der Waren und damit primär 
bestimmend für die Preiskonkurrenz, während die Lohnhöhe (bei gegebener 
Arbeitsproduktivität) primär die Profitabilität des Kapitals bestimmt.° Die Pro- 
duktivitäts- und die Lohnentwicklung hängen ihrerseits von einer ganzen Reihe 
von Faktoren ab; beispielsweise spielt auch das Innovationsregime eine Rolle für 
die Entwicklung der Arbeitsproduktivität (Hübner/Bley 1996: 31ff.). Wie Hall 
(2014: 1226f.) herausstellt, werden die Varieties of Capitalism nicht nur von unter- 
schiedlichen Lohnregimen gekennzeichnet, sondern auch von den je spezifischen 
Ausbildungsregimen oder Verhandlungsformen zwischen Arbeitgeber_innen und 
-nehmer_innen, die Ergebnis einer langen geschichtlichen Entwicklungsind und 
nicht einfach „reformiert“ werden können, aber entscheidenden Einfluss auf den 
Erfolg unterschiedlicher wirtschaftlicher Strategien haben. Ein Problem in der 
Diskussion besteht darin, dass die Sachverhalte häufigsstark vereinfacht dargestellt 
werden. So wird angenommen, dass Lohnzurückhaltung in Deutschland die we- 
sentliche Ursache für die Diskrepanz zwischen den Lohnstückkosten in Deutsch- 
land und in den anderen Ländern der Eurozone sei, und es wird von den anderen 
Faktoren abstrahiert, die die Lohnstückkosten bestimmen (vgl. z.B. Schlecht 2014: 
9f). Die Diagnose: Da die nominalen Lohnkosten in Deutschland stagnierten, 
verloren die südeuropäischen Euro-Länder dermaßen an Wettbewerbsfähigkeit, 
dass sie ihren Konsum - überwiegend nordeuropäischer, allen voran deutscher 
Produkte - durch Schulden finanzieren mussten. Ein Blick auf die Entwicklung 
des Außenhandels von Deutschland und dem Aggregat aus den „Krisenländern“” 
scheint diese Analyse zunächst zu bestätigen: Die Außenhandelsbilanzen der 
jeweiligen Länder verhielten sich vor der Krise nahezu spiegelbildlich, sowohl 
insgesamt als auch im Handel untereinander. 

Die Entwicklungist jedoch komplizierter.® Entscheidender ist, dass der Welt- 
markt keineswegs eine homogene Entität ist, in der alle Unternehmen aller Länder 
auf gleicher Ebene miteinander konkurrieren. Der Weltmarkt ist auf vielfache 
Weise fraktioniert. Während Deutschlands Export von technologisch hoch- 


6 Folgtman der Marx’schen Argumentation, dann beeinflussen die Verteilungdes Wertpro- 
dukts und die Lohnhöhe zwar auch die Produktionspreise, aber anders, als im Mainstream 
der ökonomischen Theorie vorgestellt: Während Lohnsteigerungen in Branchen mit 
unterdurchschnittlicher Wertzusammensetzung des Kapitals zu steigenden Produktions- 
preisen führen, senken sie die Produktionspreise in Branchen mit überdurchschnittlicher 
Wertzusammensetzung des Kapitals (vgl. MEW 25: 210ff.). 

7 Als„Krisenländer“ betrachten wir im Folgenden - sofern nicht anders angegeben - immer 
folgende Länder: Griechenland, Portugal, Irland, Zypern, Spanien, Italien. 

8 Vgl. zur Kritik der Lohndumpingthese auch Schulten 2015. 
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Abbildung 1: Warenhandelsbilanz (nach Handelsstatistiken) von Deutschland und 
den Krisenländern im Vergleich (in Tsd. Euro) 
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Quelle: Eurostat (Comext); eigene Berechnungen. 


komplexen Produkten dominiert wird, sind die Exporte der Krisenländer cher 
von Produkten mittlerer Komplexität geprägt (mit der Ausnahme Norditaliens; 
vgl. Pradella 2015; Abdon et al. 2010: 39). Außerdem haben wir es nicht nur mit 
bilateralen Beziehungen zwischen Deutschland und den Krisenländern zu tun, 
sondern mit mehrstelligen Relationen einer Vielzahl von Ländern innerhalb und 
außerhalb der Eurozone. Daher kann keineswegs einfach angenommen werden, 
dass sich eine steigende Konkurrenzfähigkeit der Unternehmen in Deutschland 
und deutsche Marktanteilsgewinne automatisch in Marktanteilsverlusten anderer 
europäischer Länder mit gleicher Währung niederschlägt. Nimmt man nun die 
geografische Entwicklung des Außenhandels Deutschlands und der peripheren 
Länder genauer unter die Lupe, so ergibt sich dementsprechend ein anderes Bild. 

Im Jahr 2000 waren Deutschland und die Krisenländer wichtige Handelspart- 
ner: So gingen 13,9 Prozent aller Exporte der Krisenländer nach Deutschland und 
14,5 Prozent aller Exporte Deutschlands in die Krisenländer. Die Exporte der 
Krisenländer nach Deutschland sind zwischen 2000 und 2008 jährlich um 1,6 
Prozent gewachsen und damit schwächer als ihre Exporte insgesamt, sodass der 
Strukturanteil der Exporte nach Deutschland sich um 2,6 Prozent verminderte (vgl. 
Tabelle 1). Soweit entsprechen die Zahlen der These, dass die Wettbewerbsfähigkeit 
der Krisenländer gegenüber Deutschland gesunken sei. Eine erste Unstimmigkeit 
zeigt sich jedoch bei den Importen Deutschlands. Ihr Wachstum lag, anders als 
die Ihese von der stagnierenden deutschen Binnennachfrage suggerieren würde, 
mit durchschnittlich 5,2 Prozent jährlich nur knapp unter den 5,4 Prozent der 
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Tabelle 1: Warenhandel in der Eurozone 2000-2008 im Vergleich 


Warenhandel 2000-2008 
Deutschland Frankreich Krisenländer 
Export WR SA2008 SV WR SA2008 SV WR SA2008 SV 
Gesamt 6,4% 100% 0,0% 2,1% 100% 0,0% | 4,2% 100% 0,0% 


Eurozone 5,6% 42,7% -2,7% 1,8% 49,6% -1,0% | 3,6% 48,1% -2,2% 
Nicht-Euroz. 7,1% 57,3% 2,7% | 2,4% 50,4% 1,0% | 4,8% 51,9% 2,2% 
DE 2,2% 15,7% 0,1%| 1,6% 11,4% -2,6% 
FR 4,2% 9,5% -1,8% 3,2% 12,3% -1,0% 
BeNe-Lux 6,7% 12,3% 0,3% | 2,4% 12,0% 0,2% | 4,6% 7,1% 0,2% 
Krisenländer 4,9% 12,9% -1,6% 1,1% 19,6% -1,6% | 4,9% 14,1% 0,7% 
Östeurop. 13,5% 16,9% 6,8% , 11,6% 74% 3,8% | 12,9% 10,7% 5,1% 


BRICs 17,3% 8,4% 4,6% | 12,1% 5,4% 2,9% | 13,7% 4,9% 2,4% 
China 17,4% 3,5% 1,9% | 12,8% 2,1% 1,2% | 16,1% 1,5% 0,9% 
USA 1,8% 7,2% -3,1% | -3,0% 5,7% -2,9% | 0,0% 7% -2,7% 
Import WR SA2008 SV WR SA2008 SV | WR SA2008 SV 

Gesamt 5,2% 100% 0,0%| 3,6% 100% 0,0% | 5,4% 100% 0,0% 


Eurozone 5,0% 45,2% -0,4%| 4,0% 57,1% 1,6% | 4,4% 47,0% -3,7% 
Nicht-Euroz. 5,3% 54,8% 0,4%| 3,1% 42,9% -1,6% | 6,4% 53% 3,7% 


DE 4,0% 19,1% 0,6% | 4,8% 14,5% -0,7% 
FR 2,8% 8% -1,6% 1,4% 9,1% -3,3% 
BeNe-Lux 7,3% 20,2% 3,0%| 5,2% 18,8% 2,2% | 5,2% 8,8% -0,2% 
Krisenläinder 2,2% 10,1% -2,7% | 2,6% 17% -1,4% | 5,8% 11,6% 0,4% 
Osteuropa 10,5% 17,2% 5,6%| 15,9% 8,5% 5,0% | 13,2% 10,3% 4,5% 
BRICs 13,2% 12,3% 5,4% | 11,1% 8% 3,4% | 13,7% 10,7% 4,9% 
China 14,7% 6,4% 3,2% | 11,3% 3,9% 1,7% | 17,4% 5,5% 3,2% 
USA -1,6% 4,3% -3,0% | -3,2% 4,2% -3,0% | -0,7% 3,6% -2,2% 


„BRICs“ sind das Aggregat aus Brasilien, Russland, Indien und China. WR = durchschnittli- 
che jährliche Wachstumsrate; SA = Strukturanteil, SV = Strukturanteilsveränderung. 
Quelle: Eurostat, Comext-Datenbank; eigene Berechnungen. 


Krisenländer. Der Unterschied ist, dass Deutschland die Importe aus den Kri- 
senländern durch Importe aus anderen Ländern ersetzte, während dies für die 
Krisenländer umgekehrt nur in geringerem Ausmaß möglich war. Die simple, aber 
wahrscheinlich angemessene Erklärung für die spiegelbildliche Entwicklung ist, 
dass die peripheren europäischen Länder stärker unter einer neuen Konkurrenz im 
Segment der Produkte mittlerer technologischer Komplexität litten - namentlich 
aus China und Osteuropa - und ihre Anteile an diese verloren. Deutschland, in 
der Hierarchie des Weltmarkts am oberen Ende, konnte hingegen seine komplexen 
Produkte weiterhin sowohl in der Eurozone als auch global veräußern. Der Fakt, 
dass die Eurozone für Deutschland wie für die Krisenländer im Import wie im 
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Export an Bedeutungverloren hat, sollte ein weiterer Hinweis daraufsein, dass die 
maßgeblichen Entwicklungen im Außenhandel weniger auf die Entwicklungen 
innerhalb der Eurozone und stärker aufdie Entwicklungen des Weltmarkts zurück- 
gehen, in dem Deutschland und die Krisenländer unterschiedlich positioniert sind. 

Selbst dies wäre jedoch als Erklärung der Eurokrise nicht ausreichend. Denn 
die Exportperformance der Krisenländer war vor 2009 längst nicht so schlecht 
wie ihr heutiger Ruf. Vergleicht man die einzelnen Länder, dann zeigt sich, dass 
die geringere Exportdynamik der Krisenländer in erster Linie auf die schlechte 
Exportdynamik Irlands und Italiens zurückgeht. Die Exporte Griechenlands 
sind vor der Krise sogar stärker gewachsen als die Exporte Deutschlands. Zwar 
sind die Importe Griechenlands noch schneller gewachsen als die Exporte, was 
das Leistungsbilanzdefizit erklärt; ein Zeichen von mangelnder internationaler 


Wettbewerbsfähigkeit ist das jedoch nicht unbedingt (vgl. Tabelle 2). 


Tabelle 2: Warenhandel der Eurozone und der Ländergruppen 2000-2008 im Vergleich 


Durchschnittliche jährliche Wachstumsraten im Warenhandel 2000-2008 


Deutschland Frankreich Italien Spanien 
Export Import | Export Import | Export Import | Export Import 


Gesamt 6,4% 5,2% 2,1% 3,6% 4,5% 5,0% 5,5% 6,8% 
Eurozone 5,6% 5,0% 1,8% 4,0% 3,4% 3,4% 4,6% 5,0% 


Irland Portugal Griechenland 
Export Import | Export Import | Export Import 


Gesamt 0,2% 0,4% 5,0% 5,1% 6,7% 7,6% 
Eurozone 1,2% 3,3% 4,5% 5,2% 5,6% 5,8% 
WR = durchschnittliche jährliche Wachstumsrate. 


Quelle: Eurostat, Comext-Datenbank; eigene Berechnungen. 


Ein noch gravierenderes Problem der Standarderklärungen der Krisenursachen ist, 
wie bereits erwähnt, dass sie die Kapitalbilanz alseine sckundäre Bilanz betrachten, 
die auf die Entwicklungen in der Leistungsbilanz und damit in der „Realwirt- 
schaft“ reagiert. Wir behaupten dagegen, dass die entscheidendere wirtschaftliche 
Dynamik in der Vorkrisenphase nicht in der Industrie und im Außenhandel, 
sondern in der finanziellen Integration zu suchen ist. Und in der Tat, vergleicht 
man die Außenhandelsumsätze mit den Beständen an Portfolioinvestitionen, 
zeigt sich schnell, welche von beiden Größen dynamischer und bedeutender ist. 

Natürlich lassen sich die Größen nicht direkt vergleichen, denn es handelt sich 
einerseits um Bestandsgrößen (Portfolioinvestitionen), andererseits um Fluss- 
größen (Handel). Ein Vergleich des Warenhandels mit dem jährlichen Fluss 
der Portfolioinvestitionen in der Eurozone war nicht möglich, danach Ländern 
aufgeschlüsselte Transaktionsdaten nicht öffentlich verfügbar sind (Hobza/ 
Zeugner 2014: 294). Dennoch zeigt sich in diesen Grafiken der enorme Be- 
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Abbildung 2: Frankreich: Portfolioinvestitionsbestände und Außenhandelsumsätze 
mit der Eurozone im Vergleich, in Mill. € 
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Abbildung 3: Deutschland: Portfolioinvestitionsbestände und Außenhandelsumsätze 
mit der Eurozone im Vergleich, in Mill. € 
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Abbildung 4: Spanien: Portfolioinvestitionsbestände und Außenhandelsumsätze mit 
der Eurozone im Vergleich, in Mill. € 
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Quellen Abbildung 2-4: IWF (CPIS/ BOP(IIP)), Eurostat (Comext). 
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deutungszuwachs der grenzüberschreitenden Portfolioinvestitionen, die nicht 
nur im Strom, also zum Zeitpunkt der einzelnen Transaktionen, sondern im 
Bestand eine ökonomische Relevanz haben, da sie Forderungen der Investoren 
bzw. Erwartungen zukünftiger Gewinne verkörpern. 

Abgesehen vom schnelleren Wachstum der Portfolioinvestitionen (PFI) zeigt 
sich hier, im Gegensatz zum Außenhandel, auch eine positive Korrelation mit der 
Eurozone. So haben sich die Anteile der Eurozone an den PFI-Vermögen sowohl 
Deutschlands (45,2%) als auch Frankreichs (46,3%) vor der Krise erheblich 
erhöht - was in beiden Ländern vor allem auf Investitionen in den späteren Kri- 
senländern zurückgeht (Deutschland: +5,5%; Frankreich: 6,3%). Betrachtet man 
die Bedeutung der späteren Krisenländer für die außenwirtschaftliche Struktur 
Deutschlands und Frankreichs, so wird eine deutliche Dominanz der finanziellen 
Verflechtungen gegenüber dem Warenhandel deutlich. Während Deutschland 
2008 nur 12,9 Prozent seiner Warenexporte in den späteren Krisenländern er- 
zielte (Frankreich: 19,6%), lagen 2007 Deutschlands Portfolioinvestitionen zu 
26,6 Prozent in diesen Ländern (Frankreich: 27,4%). 

Errechnet man den Quotienten aus PFI-Beständen und Außenhandelsumsät- 
zen, erhält man einen weiteren Indikator, der diese Zusammenhänge beleuchtet. 
Mit diesem Indikator lässt sich zeigen, dass die Bedeutung der PFI-Investitionen 
gegenüber dem Außenhandel insbesondere in der Eurozone besonders schnell 
gewachsen ist. 


Tabelle 4: Quotient aus Portfolioinvestitionsvermögensbeständen und Warenexpor- 
ten für Frankreich und Deutschland 


Quotient PFI-Vermögen / Warenexporte 
Frankreich Deutschland 
2002 2007 2002 2007 
Welt 2:5 4,9 1,3 1,8 
Eurozone 32 6,1 2,0 2,9 
Nicht-Eurozone 1,9 3,8 0,8 1,1 


Tabelle 5: Quotient aus Portfolioinvestitionsverbindlichkeitsbeständen und Waren- 
importen für Italien, Spanien, Irland, Portugal und Griechenland 


Quotient PFI-Verbindlichkeiten / Warenimporte 
Italien Spanien Irland Portugal Griechenland 
2002 2007 2002 2007 | 2002 2007 | 2002 2007| 2002 2007 
Welt 3,0 3,4 2a 3,8 81 217 2,0 2,8 6,8 12,2 
Eurozone 3,3 4,3 2,1 4,2 9,0 26,8 18 32| 121 18,6 
Nicht-Eurozone 2,7. 2,6| 2,0 3,4 7,8 20,0 24 19 2,5 7,3 
Quellen: Eurostat, Comext-Datenbank; IWF (CPIS/ BOP(IIP)); eigene Berechnungen 
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Für Frankreich und Deutschland gilt demnach, dass die PFI-Vermögen im 
Verhältnis zu den Exporten gegenüber der Eurozone 2007 erheblich höher waren 
als gegenüber dem Rest der Welt. Und für alle Krisenländer gilt, dass die PFI- 
Verbindlichkeiten im Verhältnis zu den Importen 2007 gegenüber der Eurozone 
wesentlich höher waren als gegenüber dem Rest der Welt. Das heißt, dass die 
relative Bedeutung der Portfolioinvestitionen gegenüber dem Warenhandel in 
den internen Wirtschaftsbeziehungen der Eurozone deutlich größer waralsin den 
externen. Da aber die Zahlungsbilanzungleichgewichte innerhalb der Eurozone 
besonders bedeutsam waren, die Eurozone gegenüber dem Rest der Welt in der 
Vorkrisenperiode jedoch eine ausgeglichene Zahlungsbilanz aufwies, lässt dies 
den Schluss zu, dass die Dynamik der Portfolioinvestitionen für die Entwicklung 
der internen Ungleichgewichte maßgeblich war. Zwar ließe sich dieses Verhält- 
nis theoretisch auch dadurch erklären, dass die Krisenländer international an 
Wettbewerbsfähigkeit verloren, und diesen Verlust durch Kreditaufnahme in 
Frankreich und Deutschland ausgeglichen hätten. Dagegen spricht aus unserer 
Sicht erstens, dass für die Krisenländer wie oben dargestellt weniger die Ex- 
portschwäche, sondern eher die Importintensität das Problem war. Zweitens 
erfolgen Portfolioinvestitionen zum Teil in Wertpapiere, wie etwa Aktien eines 
Unternehmens, die aufgrund der Wachstums- oder Profiterwartungen dieses Un- 
ternehmens gekauft werden. Aus unserer Sicht ist Milios und Sotiropoulos (2013) 
darin zuzustimmen, dass der Zustrom von Kapitalbestimmend für den Importsog 
und die damit verbundenen Leistungsbilanzdefizite in den Krisenländern war 
(vgl. Hale/Obstfeld 2014). Das Kapital kam teilweise aus den Überschussländern, 
wurde etwa per carry trade von Kapitalzentren außerhalb der Eurozone importiert 
und in die Peripherie exportiert. 

Dice hier präsentierten Daten sprechen dafür, die Ursache für die ökonomische 
und soziale Katastrophe nicht primär in der divergierenden Wettbewerbsfähigkeit 
zu suchen, sondern vor allem in der ungleichgewichtigen Form der finanziellen In- 
tegration. Bevor die Krise zu einer Staatsschuldenkrise wurde, war sie eine Finanz- 
krise. Als Finanzakteure unter dem Stress der Finanzkrise ihre Anlagen einem 
kritischeren Blick unterzogen hatten, waren es primär deutsche und französische 
Investoren, allen voran Banken, die sich mit großem Kapitalverlust konfrontiert 
sahen. Das geschah zu einem Zeitpunkt, zu dem die deutsche und französische 
Regierung schon erhebliche Mengen an Steuergeldern in die Rekapitalisierung 
der Banken investiert hatten (Deutschland 3,1% des BIP, Frankreich 1,8%; vgl. 
Thompson 2015: 8). Der Bailout Griechenlands war ein von Frankreich und 
Deutschland gegen vielfachen Widerstand? durchgesetzter Präzedenzfall, durch 


9 Sogabesvon Anfangan Zweifel sowohlan der Nachhaltigkeit der eingeschlagenen Stra- 
tegie, als auch an der Intention des Rettungspaketes,. Das belegen interne Diskussionen 
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den besonders Deutschland seinen Banken Zeit erkaufte, und zwar auf Kosten 
der zukünftigen wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung in Griechenland 
(Ihompson 2015: 9ff.). Wenn esum den Ausbruch und die Ursachen der Krise 
geht, müssen also die riskanten Praktiken der Banken der europäischen Kern- 
länder sowie die Entscheidung der deutschen und französischen Regierung, die 
Kosten ihrer Bankenrettungen zu europäisieren und zu sozialisieren, im Zentrum 
stehen. Erst aufeiner nachgeordneten Erklärungsebene sind die Wachstumskrise 
und die aggressive Deflationspolitik Deutschlands zu betrachten." 


2.2 Krise der finanziellen Integration, exportgetriebene Erholung 
und Erschöpfung des Integrationspotenzials 


Die Krise hatte auf die finanzielle Integration verheerende Auswirkungen. Die 
obigen Grafiken (Abbildung 2, 3 und 4) zeigen, insbesondere in Spanien und 
Frankreich, wie stark die Portfolioinvestitionen nach Ausbruch der Krise wieder 
zurückgegangen sind. Die Portfolioinvestitionen wuchsen in der Phase vor der 
Krise insgesamt schneller und nach Ausbruch der Krise langsamer als die Exporte 
(Tabelle 6). Auch in Deutschland und Irland, den Ausnahmen von dieser Regel, 
hat sich das Wachstum der Investitionen deutlich stärker verlangsamt als das 
Exportwachstum. 

Beiden Ländern, die inzwischen wieder Wirtschaftswachstum aufweisen, ist 
dieses vor allem exportgetrieben. Die Handelsbilanz der Eurozone ist insgesamt 
deutlich positiv. Rechnet man aus dieser Bilanz allerdings Deutschland heraus, 
bewegt sich die Außenhandelsbilanz bestenfalls in eine ausgeglichene Richtung. 

Es lässt sich also die Ihese aufstellen, dass sich das Verhältnis von Außenhandel 
und finanzieller Verflechtungumkehrt: Die finanzielle Kontraktion ist stärker als 
die Kontraktion des Handels; und der durch die herrschende Politik unterstützte 
Weg zu neuem Wirtschaftswachstum ist exportgetrieben. 


des IWF beim Beschluss über das Rettungspaket am 9. Mai 2010. So äußerte sich etwa 
der brasilianische IWF-Delegierte: „... it may be scen not asa rescue of Greece, which will 
have to undergo a wrenchingadjustment, but as a bailout of Greece’s private debt holders, 
mainly European financial institutions.“ (WS] 2013) 

10 Institutionelle Mängel der Eurozong, die nicht Gegenstand dieser Untersuchung sind, 
spielen eine weitere, erhebliche Rolle. Insbesondere das Fehlen eines lender of last resort 
und die dadurch bedingte extreme Abhängigkeit der Staaten von den Kapitalmärkten, 
denen so die Macht gegeben wurde, eine „self-fulfilling speculative attack“ (Chang/ 
Leblonde 2015: 627) gegen die Eurozone und einzelne Staaten zu lancieren, hatte kata- 
strophale Folgen. Dies war freilich kein bloßer Konstruktionsfehler, sondern politisch 
gewollt, insbesondere von Deutschland (Lucarelli 2011: 210fF.). 
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Tabelle 6: Durchschnittliche jährliche Wachstumsraten der Warenexporte und Port- 
folioinvestitionen im Vergleich 


Wachstumsraten der Warenexporte und Portfolioinvestitionen im Vergleich 
DE FR IT SP IR PT GR 
Warenexport, 2000-2008 64% | 2,1%| 45% | 55%| 0,2%| 5,0%| 6,7% 


Gesamt 2008-2014  2,4%| 0,8%| 13%| 4,2%| 0,6%| 3,7%| 4,1% 
PFI-Vermögen, 2001-2007 12,1%| 16,5%) 5,1% | 17,0%| 18,2% | 16,9% | 45,6% 
Gesamt 2007-2013  3,8%| 0,7%| -0,3% | -8,9%| 41% | -2,8% | 3,7% 


DE FR IE SP IR PT GR 
Warenexport, 2000-2008 5,6% 1,8%] 34% | 4,6%| 12%| 45% | 5,6% 


Eurozone 2008-2014  -0,3%!| -0,2% | -0,5%| 2,1% -1,7%| 2,2% | -0,6% 
PFI-Vermögen, 2001-2007 13,6% | 18,6% 9,6% | 16,3% | 23,4% | 20,8% | 39,7% 
Eurozone 2007-2013 3,3% | 0,9% 1,1% | -7,6% | 0,7% | -0,2%| 19,6% 


Quellen: Eurostat, Comext-Datenbank; IWF (CPIS/ BOP(IIP)); eigene Berechnungen. 


Abbildung 5: Warenhandelsbilanz der Eurozone und der Eurozone ohne Deutschland 
(in Tsd. €; nach Außenhandelsstatistiken) und nominaler effektiver Wechsel- 
kurs des Euro mit den Währungen der EWK-20-Gruppe!! 
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Quellen: Eurostat (Comext), Bundesbank (effektiver Wechselkurs); eigene Berechnungen. 


Das Terrain, aufdem sich diese Entwicklung abspielt, ist jedoch nicht der interne 
Handel der Eurozone. Im Gegenteil verliert dieser noch einmal deutlich stärker 


11 Dereffektive EWK-20 Wechselkurs wird auf Grundlage eines Währungskorbes errechnet, 
der die Währungen der 20 wichtigsten Handelspartner der Eurozone enthält. Die Währun- 
gen werden nach der Bedeutungder Handelspartner gewichtet und in drei-Jahres-Rhythmen 
aktualisiert. Der effektive Wechselkurs wird als Indexwert berechnet, mit dem Basiswert 
vom 1. Quartal 1999 Zuletzt hat der chinesische Renminbi den US-amerikanischen Dollar 
als wichtigste Währung in diesem Währungskorb abgelöst (EZB 2015). 
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als in der Vorkrisenphase für alle Länder an Bedeutung (siche Tabelle 7). Wäre 
nur der Handelsbilanzüberschuss Deutschlands gegenüber den Krisenländern 
das Problem, wäre es bereits gelöst, denn der Überschuss Deutschlands gegenüber 
den Krisenländern hat sich auf nahezu null reduziert (siche Abbildung 1). Das 
eigentliche Terrain des Exportwettrennens ist jedoch der Weltmarkt - ganz so, 
wie es die deutsche Rosskur vorgeschen hat. Und oberflächlich betrachtet müsste 
die verbesserte Außenhandelsbilanz der Eurozone und auch der Krisenländer für 
erste Erfolge dieser Rosskur sprechen. 

Differenziert man diese Aussage nun jedoch innerhalb der Eurozone, dann 
zeigt sich, dass diese „Erholung“ extrem ungleich ist. Die akkumulierten Dif- 
ferenzen der Wettbewerbsfähigkeit kommen erst seit dem (langsamen) Wirt- 
schaftswachstum zum Tragen, das durch den Außenhandel getrieben wird. Die 
Verbesserung der Handelsbilanzen in den Krisenländern ist demnach in erster 
Linie einer Kontraktion der Importnachfrage zu verdanken, und erst in zweiter 
Linie der Exportsteigerung, insbesondere gegenüber der Nicht-Eurozone. 

Deutschlands Erholung nach der Krise ist hingegen ganz klar exportgetrieben. 
Die Quelle des Wachstums in Deutschland liegt ganz eindeutigaußerhalb der Eu- 
rozone. Während die Exporte in die Eurozone auch 2014 noch unter dem Niveau 
von 2008 lagen, wuchsen die Exporte in Länder außerhalb der Eurozone bereits um 
jährliche 4,2 Prozent ("Tabelle 7). Dementsprechend ist der Anteil der Eurozone 
an den deutschen Exportzielen von 42,7 Prozent im Jahr 2008 auf nur noch 36,4 
Prozent im Jahr 2014 gesunken. Die Krisenländer, auf die 2008 noch 12,9 Prozent 
der deutschen Exporte entfielen, haben dabei als Markt am stärksten an Bedeutung 
verloren und absorbieren nur noch 9,5 Prozent aller deutschen Exporte. 

Die keynesianische Kritik an der Krisenpolitik Deutschlands, die auf die 
Widersprüche einer reinen Exportorientierung verweist und dabei hoflt, dass 
die deutsche Regierung irgendwann zur Einsicht gezwungen sein wird, weil 
eine Rezession in Südeuropa auch dem deutschen Exportpotenzial schadet (vgl. 
Lucarelli 2011: 218), greift daher unserer Meinung nach zu kurz. Es ist keines- 
wegs notwendigerweise im aufgeklärten Eigeninteresse der Herrschenden in 
Deutschland, die wirtschaftliche Entwicklung und damit die Nachfrage in den 
Staaten Südeuropas zu fördern. Im Gegenteil profitiert Deutschland zu einem 
gewissen Grade von der rezessiven Entwicklungin der EU. Die Schwäche des Euro 
verhilft zu einem kleinen Wettbewerbsplus, das deutschen Unternehmen gegen 
ihre globale Konkurrenz zu Gute kommt, um auf dem für sie perspektivisch viel 
wichtigeren globalen Markt Anteile zu erobern. Zwar hat diese Abwertung auch 
den anderen Eurostaaten geholfen, ihre Handelsbilanz mit der Nicht-Eurozone 
aufzubessern; da aber insbesondere Frankreich und die Krisenländer einen viel 
größeren Anteil ihres Handels mit der Eurozone abwickeln, bleibt Deutschland 
der Hauptnutznießer des niedrigeren Euro-Außenwerts. 
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Tabelle 7: Warenhandel in der Eurozone 2008-2014 im Vergleich. „Krisenländer“ sind 
ein errechnetes Aggregat aus Italien, Spanien, Irland, Portugal, Griechenland 


und Zypern 
Warenhandel 2008-2014 
Deutschland Frankreich Krisenländer 
Export WR SA2014 SV WR SA20144 SV WR SA2014 SV 
Gesamt 2,4% 100% 0,0% | 0,8% 100% 0,0% | 2,2% 100% 0,0% 


Eurozone -0,3% 36,4% -6,3% | -0,2% 46,9% -2,7%| 0,4% 43,3% -4,8% 
Nicht-Euroz. 4,2% 63,6% 6,3%| 1,6% 53,1% 2,7% | 3,8% 56,7% 4,8% 
DE 1,6% 16,5% 0,8%| 1,7% 11,0% -0,4% 
FR 1,4% 9,0% -0,5% 0,9% 11,3% -0,9% 
BeNe-Lux 0,0% 10,7% -1,6% | 0,7% 12,0% -0,1% | 2,0% 70% -0,1% 
Krisenländer -2,7% 5% -3,4% | -2,1% 16,4% -3,1% | -1,9% 11,0% -3,1% 


Osteurop. 1,4% 15,9% -1,0% | 0,9% 74% 0,0% | 1,3% 10,1% -0,6% 
BRICs 6I% 10,9% 2,4% | 4,9% 69% 15% | 4,2% 5,4% 0,6% 
China 14,1% 6,6% 3,1%! 10,3% 3,7%  15%!| 8,6% 2,1% 0,6% 
USA 5,2% 8,5% 13% | 2,4% 6,3% 0,6% | 4,2% 7,8% 0,9% 
Import WR SA2014 SV WR SA2014 SV WR SA2014 SV 

Gesamt 2,1% 100% 0,0% | 0,8% 100% 0,0% | -1,4% 100% 0,0% 


Eurozone 2,0% 44,9% -0,3% | 0,9% 57,6% 0,5% | -2,0% 45,5% -15% 
Nicht-Euroz. 2,2% 55,1% 0,3% | 0,6% 42,4% -0,5% | -1,0% 54,5% 15% 
DE 1,0% 19,5% 0,3% | -2,6% 13,6% -1,0% 
FR 1,8% 7,9% -0,2% -1,6% 9,0%  -0,1% 
BeNe-Lux 2,3% 20,3% 0,1%| 1,1% 19,2% 0,4% | -1,1% 9,0% 0,2% 
Krisenländer 1,3% 9,6% -0,5% | 0,3% 16,6% -0,4% | 2,3% 11,0% -0,6% 
Osteurop. 5,0% 20,4% 3,1%| 1,0% 8,6% 0,1% | 2,9% 13,4% 3,1% 


BRICs 17% 119% -0,3% | 1,3% 8,2% 0,3% | -0,2% 115% 0,8% 
China 2,8% 6,7% 0,3%| 4,8% 5,0% 1,0% | 0,2% 6,1% 0,6% 
USA 1,1% 4,0% -0,3% |, 3,7% 5,0% 0,8% | -1,5% 3,5% 0,0% 


WR = durchschnittliche jährliche Wachstumsrate; SA = Strukturanteil, SV = Strukturanteils- 
veränderung. Quelle: Eurostat, Comext-Datenbank; eigene Berechnungen. 


Was sich für Deutschland als nützlich erweist, wird für die Krisenländer al- 
lerdings nicht funktionieren. Eine Konvergenz in der EU nach oben ist, wie 
nicht nur der Fall Griechenlands zeigt, unter den Bedingungen der Austeri- 
tätspolitik illusorisch. Darauf verweisen nicht nur die einbrechende Nachfrage 
und die finanzielle Kontraktion - selbst bei leicht steigenden Exporten in den 
Krisenländern wird keine Kopie des Modells Deutschlands möglich sein. Die 
Entwicklungsweisen der südeuropäischen Gesellschaften sind viel weniger global 
ausgerichtet. Es wird auch unmöglich sein, die Gesellschaft in einem solch kurzen 
Zeitraum gegen den Widerstand zahlreicher Akteure einfach von den Füßen auf 
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den Kopf zu stellen. Das Projekt der „internen Abwertung‘ setzt aufeine Reduk- 
tion der Lohnstückkosten. Das aber verschärft genau das Wachstumsproblem 
der „peripheren“ Gesellschaftsformationen in der EU, das sich schon im Vorfeld 
der Krise abzeichnete: Die Abhängigkeit von relativ arbeitsintensiven, niedrig 
entlohnten Sektoren. Wenn die Strategie der deutschen Regierung aufginge, 
den Krisenländern einen niedrigeren Rang in der Hierarchie der internationa- 
len Arbeitsteilung zuzuweisen, könnte dies zwar kurzfristig zu Exporterfolgen 
führen. In den letzten Jahrzehnten waren Lohnsenkungen aber in den Ländern 
des globalen Südens und der osteuropäischen Peripherie tendenziell einfacher 
durchzusetzen als in der südeuropäischen Peripherie, wo Lohnabhängige aufeine 
Geschichte von Errungenschaften zurückblicken, die sie nicht so leicht aufgeben. 
Die Verlagerung von Unternehmen aus Griechenland nach Bulgarien trotz der 
enormen Lohnsenkungen in Griechenland zeigt, wie aussichtslos die Strategie 
der „internen Abwertung“ ist - von der Konkurrenz mit Standorten in Süd- und 
Ostasien einmal ganz abgeschen.'* Ist der Weg der internen Abwertung einmal 
eingeschlagen, macht er immer wieder weitere Kostensenkungen erforderlich, 
um gegen neue Konkurrenten auf dem Weltmarkt erfolgreich zu bleiben. Die 
Anstrengungen der europäischen Staatsapparate, diesen Prozess der internen 
Abwertung durch institutionelle Zwänge auf Dauer zu stellen (vgl. Bieling2013), 
zeugen von diesem Sachverhalt. Die ungleiche Entwicklungin Europa wird durch 
diese Politik noch zusätzlich verschärft. Eine merkantilistisch-ordoliberale Lö- 
sung der Krise im Sinne einer Wiederherstellung der Profitabilität des Kapitals 
wäre vielleicht möglich, wenn die Märkte außerhalb Europas weiterhin stark 
wachsen. Angesichts des jüngsten Wachstumsrückgangs in China darfdies jedoch 
bezweifelt werden. Eine weitere Bedingung, die nicht als gegeben angeschen 
werden kann, ist, dass durch die Außenhandelsüberschüsse der Eurozone kein 
Währungskrieglosgetreten wird, in dem Staat für Staat versucht, den Außenwert 
der eigenen Währung zu senken. Eine solche Krisenlösung im Sinne des Kapitals 
würde aber, selbst wenn sie erfolgreich ist, mit einer massiven und langfristigen 
Verschärfung der Ungleichheit zwischen den Ländern der Eurozone - und in- 
nerhalb der Länder'’ - einhergehen. Zur ökonomischen Krise gesellt sich jedoch 
längst schon die politische. Auch wenn die deutsche Regierung in der Griechen- 
landfrage vorläufig einen Sieg einfahren konnte, kann sie nicht kaschieren, dass 


12 Der Deutschlandfunk berichtete am 12.8.2015, dass es zu Beginn der Krise ungefähr 
1.500 griechische Unternehmen in Bulgarien gab, während es heute etwa 14.000 sind. 
In dem Beitrag wird unter anderem auf die niedrigeren Steuersätze in Bulgarien verwie- 
sen. Siche: http://www.deutschlandfunk.de/griechenland-unternehmen-zicht-es-nach- 
bulgarien.795.de.html?dram:article_id=328059, Zugriff: 16.9.2015. 

13 Deutschland führt auch in Sachen Vermögenskonzentration. Vgl. Bach et al. 2015. 
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die politische Basis für die deutsche Krisenlösung längst erodiert. Das hat nicht 
nur der Erfolg Syrizas bei den Parlamentswahlen im Januar und des „OXI“ im 
griechischen Referendum gezeigt. 


2.3 Die zunehmende Asymmetrie in der deutsch-französischen Achse 


Die Legitimität einer merkantilistisch-ordoliberalen Krisenlösungbröckelt nicht 
mehr nur von der europäischen Peripherie her. Auch die deutsch-französische 
Achse verliert an Tragkraft, was zu Beginn der Krise vor allem darauf zurückzu- 
führen ist, dass die deutschen wie die französischen Banken erheblich in riskante 
Papiere in den südeuropäischen Ländern investiert hatten und vielfach vor dem 
Bankrott standen (vgl. Thompson 2015: 13ff.). Zudem haben sich die ökonomi- 
schen Interessen Deutschlands und Frankreichs längst auseinanderentwickelt. 
Frankreichs Handelsbilanz geht steil abwärts (Abbildung 6). Die durchschnitt- 
liche Wachstumsrate französischer Exporte betrug nach Ausbruch der Krise 
lediglich 0,8 Prozent. Dies lässt sich zum Teil mit der unterschiedlichen Ex- 
portstruktur erklären: Frankreich (49,6%) war unmittelbar vor der Krise bereits 
stärker aufdie Eurozone konzentriert als Deutschland (42,7%); insbesondere die 
Krisenländer spielten dabei eine bedeutendere Rolle für den Absatz Frankreichs 
(19,6%; Deutschland: 12,9%). Gleichzeitig war Frankreich deutlich weniger als 
Deutschland in der Lage, globale Märkte zu erobern, die den Export stabilisierten. 


Abbildung 6: Warenhandelsbilanz Frankreichs (in Tsd. €; nach Außenhandels- 


statistiken) 
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Quelle: Eurostat (Comext), eigene Berechnungen. 


Und auch bei den Portfolioinvestitionen zeichnet sich eine Divergenz zwischen 
Deutschland und Frankreich ab. Während Deutschland die krisenbedingten 
Einbrüche in den PFI relativ gut verkraften konnte und sich Verbindlichkeiten 
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und Vermögen annähernd parallel entwickelten, zeichnen sich für Frankreich 
eine Stagnation der Vermögen und ein starkes Wachstum der Verbindlichkeiten 
ab. Diese unterschiedliche Performance liegt einerseits im Binnenverhältnis von 
Deutschland und Frankreich begründet. Das deutsche PFI-Vermögen in Frankreich 
wuchs mit einer Rate von 9,7 Prozent überdurchschnittlich schnell, während der 
Anteil Deutschlands an den französischen PFI-Vermögen von 14,3 auf 8,4 Prozent 
regelrecht abstürzte. Andererseits hat sich Deutschland auch viel stärker aus den 
Krisenländern zurückgezogen als Frankreich, sodass der Anteil der Krisenländer 
am deutschen PFI-Vermögen auf 18,7 Prozent fiel, während Frankreichs Anteil 
mit 25,6 Prozent nur geringfügig unterhalb des Vorkrisenniveaus lag (Tabelle 8). 

Die deutsche Wirtschaft vermochte es, in allen Phasen der ökonomischen 
Entwicklungkräftigvon der Eurozone zu profitieren. In der Phase der finanziellen 
Integration vor der Krise gelang dies deutschen und französischen Anleger_innen 
von profitablen Investments insbesondere in den Krisenländern, die über ein 
Viertel des deutschen und französischen Portfolios ausmachten. Als die Ver- 
werfungen der Finanzkrise zunächst die Banken, dann einige Staaten in massive 
Zahlungsschwierigkeiten brachten, gelang es Deutschland und Frankreich, die 
Kosten der notwendiggewordenen Anpassungallein den Schuldner_innen ihrer 
Anleger_innen, bzw. den Bürger_innen in den Schuldnerstaaten, aufzubürden. 
Unter der Krise litten die deutschen Exporteure nur kurzfristigund aus heutiger 
Perspektive weniger als die Exporteure anderer Länder. Die Abwertung des Euro 
seit dem Ausbruch der Krise - ein Ergebnis der Kapitalabwanderung aus der 
Eurozone - hat den deutschen Exporteuren aufdem Weltmarkt sogar zu einem 
unverhofften Standortvorteil verholfen. Von dieser Entwicklung ist Deutschland 
der Hauptnutznießer, dessen Export zu einem vielgeringeren Teil als die Exporte 
anderer Länder auf die Eurozone entfällt. 

Angesichts dieser Lage ist die Hoffnung mancher linkskeynesianischen Kriti- 
ker_innen, die deutsche Regierung würde endlich die ökonomische Unsinnigkeit 
ihrer Politik einschen und die Austeritätsfixierung aufgeben, leider unange- 
bracht. Zudem ist es zumindest zweifelhaft, ob eine Erhöhung der deutschen 
Binnennachfrage oder eine Reduktion deutscher Exporte - so erstrebenswert 
dies innen- und weltpolitisch auch sein mag - wirklich eine realistische Lösung 
der Eurokrise darstellt. 


3. Die Zukunft der Eurozone 


Die ungleiche Entwicklung der verschiedenen Länder der Eurozone entwickelt 
sich seit dem Ausbruch der Krise zunehmend zum Sprengsatz für die Währungs- 
union. Anders als viele Kritiker_innen der Währungsunion nahelegen, ist sie nicht 
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nur in dieser selbst begründet, sondern ein allgemeines Merkmal kapitalistischer 
Entwicklung. Es ist illusorisch, anzunehmen, dass es unter der Dominanz der 
kapitalistischen Produktionsweise zu einer räumlich ausgewogenen Entwicklung 
kommen könnte. Das gegenwärtige Währungsregime wirkt aber als Verstärker der 
kapitalistischen Krisenzyklen. In der Boomphase vor der Krise wurde das wirt- 
schaftliche und soziale Gefälle zwischen den Zentren und der Peripherie der EU 
durch stark wachsende Kapitalflüsse in Richtung der Peripherie vermindert. Da die 
Inflationsraten in der Euro-Peripherie höher waren als in den Zentren, führten die 
einheitlichen Leitzinsen der EZB in der Peripherie zu niedrigeren Realzinsen und 
begünstigten dort die Kreditaufnahme und damit das stärkere Wachstum als in den 
Zentren (Heine/Herr 2006: 367). Die finanzialisierte Entwicklungsweise erwies 
sich jedoch nicht als nachhaltig. Seit dem Ausbruch der Krise ist die finanzielle 
Integration rückläufig und die Ungleichheit der Produktionsstrukturen kommt 
stärker zur Geltung, wobei die Austeritätspolitik diese ungleiche Entwicklung 
verstärkt. Währungsabwertungen, wie sie für weniger konkurrenzfähige Länder 
charakteristisch sind, scheiden in der Eurozone als Anpassungsmechanismus an 
veränderte Weltmarktbedingungen aus, sodass der Anpassungsdruck auf Löhnen 
und Arbeitsbedingungen lastet. In der Währungsunion gibt es auch keine ausrei- 
chenden fiskalpolitischen Ausgleichsmechanismen. Das Budget der Europäischen 
Kommission ist im Verhältnis zum Budget der nationalen Regierungen zu ver- 
nachlässigen. Diese Form der Integration ist allerdings keinem Unfall geschuldet, 
sondern durchaus intendiert. Sie wurde historisch so vor allem von den maßgeb- 
lichen deutschen Akteuren durchgesetzt und entspricht den Kapitalinteressen 
insofern, als die Lohnabhängigen dadurch europaweit unter Druck gesetzt und 
diszipliniert werden (vgl. Stützle 2013; Milios/Sotiropoulos 2013). 

Durch die ungleiche Entwicklung in der Eurozone steigt der Druck, die Wäh- 
rungsunion entweder zu reformieren oder aufzulösen. Auf längere Sicht wird das 
Währungsregime in der gegenwärtigen Form nicht existieren können. Denkbar ist 
entweder eine Vertiefung der europäischen Integration, die Mängel des Währungs- 
regimes beseitigt und den Spielraum für politische Maßnahmen zur Kompensation 
der ungleichen Entwicklung erhöht - oder ein Zerfall der Währungsunion. Die 
Frage der Vertiefung oder Lockerung der europäischen Integration führt zunch- 
mend zu Spaltungen, die quer durch die herkömmlichen politischen Lager von 
links bis rechts verlaufen (vgl. Nölke 2015). Je nachdem, wie sich die politischen 
Kräfteverhältnisse in der EU weiterentwickeln, können sowohl die Vertiefung als 
auch der Zerfall der Eurozone ganz unterschiedliche Formen annehmen und für die 
beherrschten Klassen in der EU Unterschiedliches bedeuten. Wir unterscheiden 
daher grob vier Szenarien für die weitere Entwicklung der Währungsunion: 

1. Vertiefung der europäischen Integration unter der Hegemonie der weltmarkt- 
orientierten Kapitalfraktionen. Die Europäische Bankenunion und die Versuche, 
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durch Veränderungen der europäischen Verträge bzw. neue zwischenstaatliche 
Verträge eine stärkere Kontrolle der nationalen Fiskalpolitiken zu erreichen (Eu- 
ropäisches Semester, Six-pack, Two-pack, Fiskalpakt), weisen bereits in diese Rich- 
tung, ebenso Merkels Pläne für einen „Paktfür Wettbewerbsfähigkeit“'‘, Junckers 
Pläne zur „Vollendung“ der Wirtschafts- und Währungsunion” und der Aktions- 
plan der Europäischen Kommission zur Schaffung einer „Kapitalmarktunion“"“. 
Wie eine solche Vertiefung am Ende im Einzelnen ausschen würde, ist ziemlich 
unklar, daeszwischen den maßgeblichen Akteuren noch zahlreiche Differenzen 
gibt. So betont die französische Regierung mehr die Notwendigkeit der Stärkung 
der supranationalen Instanzen und der fiskalischen Kapazität der EU, während 
die deutsche Regierungcher aufdie dauerhafte Institutionalisierungeiner restrik- 
tiven Fiskalpolitik und die intergouvernementale Kontrolle des EU-Apparats zielt. 
Ob sich cher die deutsche oder cher die französische Variante der Vertiefung der 
Integration durchsetzt, wird vor allem davon abhängen, wie sich der Widerstand 
gegen die Austeritätspolitik weiterentwickelt, wie sich die sozialdemokratischen 
Kräfte in der EU zukünftig orientieren und ob sich eine Allianz sozialdemokra- 
tisch geführter Regierungen in den Krisenländern unter der FüihrungFrankreichs 
herausbildet. Ungeachtet der Differenzen zwischen den neoliberal-konservativen 
und den sozialliberalen Kräften würde die Verwirklichung dieses Szenarios be- 
deuten, dass es - mit mehr oder minder starken Modifikationen im Falle eines 
Kompromisses zwischen der deutschen und französischen Variante - bei der 
autoritär-neoliberalen Integrationsweise bleibt, die die Entwicklung der EU in 
den letzten Jahren geprägt hat. Die vorliegenden Pläne sind nicht geeignet, der un- 
gleichen Entwicklung wirksam entgegenzusteuern. Je nachdem, welche Variante 
der autoritär-neoliberalen Vertiefung der europäischen Integration sich durch- 
setzt, könnte sich die Krise der EU sogar noch zuspitzen. Vor allem das eklatante 
Demokratiedefizit der EU würde bei einer Wirtschaftsunion, die vorrangig auf 
die Verhinderung expansiver Wirtschaftspolitik in einzelnen Ländern und eine 
entsprechende Beschneidung des Haushaltsrechts der nationalen Parlamente 
gerichtet ist, weiter zunehmen. Die Krise der EU und der Währungsunion wird 
damit nicht gelöst, aber sie gewinnt eine Bewegungsform und das muddling 
through kann noch eine ganze Weile weitergehen. Damit dieses Szenario über- 
haupt verwirklicht werden kann, müssen freilich sowohl die progressiven als auch 
die reaktionär-nationalistischen Kräfte eingehegt bzw. subaltern eingegliedert 
werden, die derzeit mit ihrer jeweiligen Kritik an der EU zunehmend stärker 
werden. Trotz der stärker werdenden Opposition ist dieses Szenario gegenwärtig 


14 Vgl. Merkel 2013. 
15 Vgl. Juncker u.a. 2015. 
16 Vgl. Europäische Kommission 2015. 
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aber das wahrscheinlichste, da es von den hegemonialen, weltmarktorientierten 
Kapitalfraktionen in Deutschland und in der EU unterstützt wird (vgl. Heine/ 
Sablowski 2013, Georgi/Kannankulam 2015). Gleichzeitigkönnte sich jedoch ein 
möglicher Konflikt zwischen deutschen und französischen wirtschaftspolitischen 
Interessen als Hindernis für dieses Szenario und als Einstiegspunkt für eines der 
anderen Szenarien erweisen. 

2. Zerfall der Währungsunion unter der Hegemonie rechtspopulistischer und 
nationalistischer Kräfte. Sollten rechtspopulistische Kräfte weiterhin stärker wer- 
den und in einzelnen Ländern der Eurozone an die Regierung gelangen, so ist 
ein Ausscheiden dieser Länder aus der Währungsunion denkbar. Gegenwärtig 
ist dieses Szenario noch nicht besonders wahrscheinlich. Selbst wenn Parteien 
wie der Front National die Regierung übernehmen würden, könnte es sein, dass 
sie unter dem Druck der weltmarktorientierten Kapitalfraktionen Abstriche an 
ihrem europapolitischen Programm machen müssen und auf den Austritt aus der 
Währungsunion verzichten müssen. Sicher ist das aber nicht. Sollte es zu einem 
„Exit“ unter der Hegemonie rechtspopulistischer und nationalistischer Kräfte 
kommen, so würde dort die „innere Abwertung“ nicht unbedingt gestoppt, sondern 
mit der äußeren Abwertung der eigenen Währung verbunden, immer mit dem 
Ziel, die Konkurrenzfähigkeit des Kapitals auf dem nationalen Territorium auf 
Kosten anderer zu stärken. Dieses Szenario hat ebenso wie das erste Szenario viele 
negative Implikationen für die beherrschten Klassen, in diesem Fall vor allem: die 
Abwertung der Arbeit, der Löhne und Transfereinkommen relativ zu anderen 
Währungen, Verteuerung der Importe, Verlust an Kaufkraft, beschleunigte Zu- 
nahme der sozialen Ungleichheit zwischen denen, die über Vermögen in fremder 
Währung verfügen, und denen, die nichts haben, beschleunigter Ausverkauf des 
Reichtums des Landes an internationale Investoren usw. — ganz abgeschen von 
dem nationalistischen, rassistischen, sexistischen und auf die Unterdrückung von 
Minderheiten gerichteten Charakter der Politik der extremen Rechten. Das erste 
und das zweite Szenario schließen sich nicht aus, wie etwa die Äußerungen von 
Schäuble deutlich machen. Denkbar ist durchaus, dass einzelne Länder aus der 
Eurozone austreten (oder de facto ausgeschlossen werden, wie für Griechenland 
vorgeschlagen wurde), während die verbleibenden Länder stärker integriert werden. 

3. Austritt einzelner Staaten unter der Hegemonie antineoliberaler oder sozi- 
alistischer Kräfte. Die Erfahrung der ersten Tsipras-Regierung in Griechenland 
hat gezeigt, dass ein Bruch mit der Austeritätspolitik in einem Lande innerhalb 
der Eurozone nicht möglich ist, solange eine Mehrheit konservativ-neoliberaler 
Kräfte die EZB kontrolliert und sie als Erpressungsinstrument gegenüber einer 
linken Regierung einsetzen kann. Daher wird gegenwärtig in der Linken in der 
EU verstärkt über einen „Plan B“, einen möglichen Austritt linker Regierungen 
aus der Eurozone diskutiert. Sollte es erneut zur Bildung linker Regierungen in der 
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Eurozone kommen und sollten diese sich nicht den Forderungen der konservativ- 
neoliberalen Kräfte beugen, so wäre der „Lexit“ (left exit) ein notwendiges Moment 
ihrer Selbstbehauptung. Dies würde freilich voraussetzen, dass die „linke Sakra- 
lisierung“ (Wahl 2015) des Euro und der EU überwunden wird und dass in den 
betreffenden Ländern auch gesellschaftliche Mehrheiten für den Bruch mit der 
Währungsunion und den europäischen Verträgen existieren. Letztere Bedingung 
war in Griechenland nach allen Meinungsumfragen bekanntlich nicht gegeben. 
Ein einseitiger Ausstieg aus der Währungsunion ist unter den Bedingungen der 
Sabotage linker Regierungen, mit der in jedem Fall gerechnet werden muss, äu- 
Berst schwer durchzusetzen. Denn die Einführungeiner neuen, eigenen Währung 
erfordert eigentlich eine Vorbereitungszeit von mehreren Monaten (vgl. Sapir 
2011), während die EZB innerhalb von wenigen Tagen Chaos herbeiführen kann, 
indem sie den Geldhahn für die Banken zudreht. Und wenn es gelänge, eine neue 
Währung einzuführen, so würde dies ja nicht bedeuten, dass der gegen jegliche linke 
Regierunggerichtete Wirtschaftskrieg dadurch beendet werden würde. Eine linke 
Regierung wäre neben den mit einer Abwertung verbundenen Schwierigkeiten 
(s.o.) in jedem Fall mit Kapitalflucht und anderen Sabotageakten konfrontiert, 
weil die herrschenden Klassen kein „Vertrauen“ in diese Regierung hätten. Um die 
negativen Konsequenzen der Währungsabwertung und des gegen sie gerichteten 
Wirtschaftskriegs aufzufangen, müsste eine linke Regierung weitreichende Maß- 
nahmen ergreifen: Vergesellschaftung der Banken, Kapitalverkehrskontrollen, Kon- 
trolle des Außenhandels etc. Um sozialer Ungleichheit entgegenzuwirken und die 
Massenarbeitslosigkeit zu bekämpfen, wären umfangreiche Investitionsprogramme, 
radikale Umverteilungsmaßnahmen und die Kontrolle von Schlüsselsektoren der 
Wirtschaft auch jenseits der Banken notwendig. Erst in der Verbindungmit solchen 
Maßnahmen macht der Austritt aus der Währungsunion aus linker Perspektive 
überhaupt Sinn, und dies unterscheidet den „Lexit“ auch von einem „Exit“ unter der 
Regie konservativ-nationalistischer Kräfte. Der „Lexit“ impliziert allerdings auch 
den Bruch mit den europäischen Verträgen, namentlich der in ihnen festgeschrie- 
benen Freiheit des Waren- und Kapitalverkehrs. Ob und wie lange sich eine solche 
linke Regierung unter den Bedingungen der Abhängigkeit von der internationalen 
Arbeitsteilung und der Wirtschaftsblockade halten könnte, ist schwer abzuschen. 
Das Beispiel der französischen Linksregierung unter Mitterrand Anfang der 1980er 
Jahre zeigt, dass auch bei der Verfügung über eine eigene Währung gravierende 
außenwirtschaftliche Restriktionen existieren, die den Handlungsspielraum linker 
Regierungen einengen - von militärischen Interventionen gegen linke Regierungen 
wie im Falle der Unidad Popular in Chile einmal ganz abgesehen. Ganz unmög- 
lich ist es allerdings selbst für Länder mit einer schwachen industriellen Struktur 
nicht, einen alternativen Entwicklungsweg zu beschreiten, freilich wäre er mit 
schr prekären Bedingungen verbunden, wie etwa die Entwicklung in Kuba zeigt. 
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4. Neubegründung Europas unter der Hegemonie antineoliberaler oder sozialisti- 
scher Kräfte. Neoliberale Prinzipien sind dermaßen tiefin den EU-Verträgen und in 
der Währungsunion verankert, dass ein Bruch mit dem Neoliberalismus zugleich 
einen Bruch mit den EU-Verträgen und dem Währungsregime in seiner jetzigen 
Gestalt impliziert. Je mehr Länder diesen Bruch vollziehen, desto leichter wird es 
für jedes einzelne Land. Das große Problem besteht aber in der Ungleichzeitigkeit 
der nationalen politischen Entwicklungen. Wenn es gelänge, den Bruch mit den 
neoliberalen Inhalten der EU-Verträge in einer Reihe von Ländern zu vollziehen, 
so würde dies nicht notwendigerweise zu nationalistischer Abschottung und 
einem Abwertungswettlauf führen, sondern vielmehr überhaupt erst den Spiel- 
raum für eine Neubegründung Europas eröffnen. Auf dem Wege einer regulären 
Änderungder EU-Verträge dürfte die notwendige Neubegründung Europas kaum 
durchsetzbar sein, denn dazu wäre die Einstimmigkeit aller EU-Mitgliedstaaten 
notwendig. Schon ein einziges Land als Vetomacht reicht aus, um progressive 
Vertragsänderungen zu blockieren. Die herrschenden Klassen aller Länder würden 
sich selbstverständlich darauf stützen. Es ist daher auch illusorisch zu glauben, eine 
linke Regierung in Deutschland oder auch linke Regierungen in allen Zentren 
der EU reichten aus, um entsprechende Vertragsänderungen durchzusetzen. Die 
deutsche Regierung ist gegenwärtig in der EU nur so mächtig, weil das deut- 
sche Kapital hinter ihr steht, und bei einer linken Regierung wäre das nicht der 
Fall. Um die EU-Verträge im progressiven Sinne zu verändern, bedürfte es eines 
gleichzeitigen Volksaufstandes mit anschließendem Regierungswechsel in allen 
Ländern, was ziemlich unrealistisch ist. Wahrscheinlicher sind sukzessive Brüche 
in einer Reihe von Ländern und Allianzen zwischen den dortigen linken Regie- 
rungen und Bewegungen. Auf der Basis dieser Allianzen könnte sich eine neue, 
solidarische Form der europäischen Integration entwickeln. Dies ist aus unserer 
Sicht das wünschenswerteste Szenario, aber auch das mit den anspruchsvollsten 
Voraussetzungen. Dafür bedarfes vor allem einer Hegemonie antineoliberaler bzw. 
sozialistischer Kräfte von Land zu Land. Ob die Linke hegemonial werden kann, 
hängt unter anderem davon ab, inwieweit sie Spaltungen vermeiden kann, darunter 
auch die Spaltung zwischen den sogenannten Euroskeptiker_innen und den pro- 
europäischen Linken. Während die Frage, ob ein Austritt aus der Währungsunion 
bzw. aus der EU notwendig ist oder nicht, die Linke gegenwärtig spaltet, besteht 
in der Kritik an der Austeritätspolitik, an der Flüchtlingspolitik in der EU oderan 
der geplanten Transatlantischen Handels- und Investitionspartnerschaft (TTIP) 
weitgehend Einigkeit. Daher sollten emanzipatorische Kräfte ausloten, inwieweit 
eine Aktionseinheit auch dann möglich ist, wenn die europapolitischen Ziele 
und Strategien der beteiligten Organisationen unterschiedlich sind. Zunächst 
sind weitere Abwehrkämpfe gegen die Krisenstrategie der deutschen Regierung 
und der weltmarktorientierten Kapitalfraktionen, d.h. gegen Austeritätspolitik, 
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Privatisierungen, den Abbau von Arbeiterrechten und die geplanten Freihandels- 
abkommen, notwendig, und diese Kämpfe müssen stärker als bisher europäisch 
koordiniert werden. In dem Maße, in dem diese Kämpfe erfolgreich sind, wird es 
auch möglich sein, nicht nur ein gemeinsames Programm für ein anderes Europa 
von unten zu entwickeln, sondern dieses auch durchzusetzen. 
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Kapitalistische und territorial-geopolitische Logiken 
der Macht 
Die Rolle der EU im Ukraine-Konflikt' 


1. Einleitung 


Mit dem Ukraine-Konflikt hat sich seit dem Frühjahr 2014 ein Konfliktherd 
an den östlichen Außengrenzen der Europäischen Union (EU), also in ihrer 
unmittelbaren Umgebung, entwickelt. Der Konflikt forderte laut Vereinten 
Nationen seit April 2014 bereits an die 8.000 Menschenleben in der Ostukraine. 
Darüber hinaus wurden 17.800 Verletzte und über zwei Millionen Flüchtlinge, 
davon 1,4 Millionen Binnenflüchtlinge verzeichnet (Euronews 2015; UN News 
Centre 2015; Stern 2015). Auslöser der Auseinandersetzungen stellte die Nicht- 
Unterzeichnung des Assoziierungs- und des darin integrierten Freihandelsab- 
kommen mit der EU durch den ehemaligen ukrainischen Präsidenten Wiktor 
Janukowytsch Ende November 2013 dar. Mit diesem Abkommen stellte die 
EU die Ukraine vor die Wahl, sich zwischen einer westlichen oder östlichen 
politischen und wirtschaftlichen Ausrichtung zu entscheiden. Sie verhinderte 
somit die Fortsetzung des ukrainischen außenpolitischen Lavierens zwischen 
Ost und West sowie deren mögliche Neutralität. Die EU trug damit wesentlich 
zur Eskalation des Konflikts bei. Seitdem sind die EU und ihre Mitgliedsländer 
bemüht, wieder Stabilität in der Region herzustellen - sei es in der Vermittlerrolle 
zwischen Regierungund Opposition kurz vor dem Sturz des Präsidenten Wiktor 
Janukowytschs im Februar 2014 oder rund um die Waffenstillstandsgespräche 
des Minsker Abkommens. Sollte es jedoch zu einer wie momentan geplanten 
Umsetzungdes Assoziierungs- und Freihandelsabkommen kommen, wären diese 
Bemühungen des Ausgleichs vergeblich. 

Die Ukraine ist als zweitgrößtes Land der ehemaligen Sowjetunion - nach 
Russland - nicht nur von wirtschaftlichem Interesse für den Westen und den 
Osten, sondern aufgrund ihrer Lage zwischen der Europäischen Union und Russ- 
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land vor allem auch von geostrategischer Bedeutung. Dies ist in den aktuellen 
Kämpfen in der Ostukraine klar ersichtlich. Vor dem Hintergrund dieser Ent- 
wicklungen gehe ich im folgenden Beitrag der Frage nach, welche Rolle die EU 
im Ukraine-Konflikt spielt. Meine These ist, dass im Zuge dieses Konflikts eine 
„territorial-geopolitische Logik“ über eine „kapitalistische Logik“ (Harvey 2003) 
die Oberhand gewonnen hat. Die Interessen der Kapitalfraktionen der EU-Länder 
an der Ukraine sind zwar vorhanden; sie reichen jedoch nicht aus, um den Konflikt 
in der Ostukraine vollständig erklären zu können. Vielmehr lässt sich dieser als 
nicht-intendierte Folge der EU-Politiken verstehen, die zu dem Konflikt mit 
Russland führten. Um diese Entwicklungen zu beleuchten, skizziere ich zunächst 
die Interessen der EU bzw. ihrer Kapitalfraktionen an der Ukraine, die sich bislang 
immer wieder an den Interessen der ukrainischen Oligarchie brachen. Genauer 
gehe ich auf die Sektoren Banken, Energie und Landwirtschaft ein, in denen sich 
der europäische Einfluss am stärksten manifestiert. Sodann führe ich angelehnt an 
David Harvey die Begriffe der kapitalistischen und territorial-geopolitischen Lo- 
gik ein. Schließlich untersuche ich die Durchsetzung.der territorial-geopolitischen 
Logik im Ukraine-Konflikt, die wesentlich durch die versuchte Integration der 
Ukraine in die westliche bzw. östliche Einflusssphäre bestimmt wird. 


2. Die Interessen der EU gegenüber der Ukraine 


Die Interessen der Kapitalfraktionen aus der Europäischen Union gegenüber 
der Ukraine scheinen auf den ersten Blick nicht evident. Denn üblicherweise 
werden die EU-Ukraine-Beziehungen aus dem Blickwinkel der Europäischen 
Nachbarschaftspolitik (ENP) und der darin verankerten Östlichen Partnerschaft, 
die die Beziehungen zu den östlichen Anrainerstaaten der EU regelt, beleuchtet. 
Die EU verfolgt darin ihr offizielles Ziel, in den Ländern der ENP „Wohlstand, 
Stabilität und Sicherheit aller Beteiligten zu stärken“ (Europäische Kommission 
2009). Die ENP hat vor allem die Implementierung bestimmter „policies“ zum 
Ziel, also die Übertragung des gemeinsamen Besitzstandes, des sogenannten 
„acquis communautaire“. Diese Übernahme wird als Demokratisierungsbestre- 
bung der EU gerahmt (Kubicek 2005). Im Zuge dessen wird der Ukraine aber, 
anders als das beiden ostmitteleuropäischen Ländern durch die Osterweiterung 
der Fall war, kein Mitsprachrecht innerhalb der Europäischen Union gewährt. 
Kommissionspräsident Romano Prodi hat dies 2002 einst treffsicher mit seiner 
Aussage aufden Punkt gebracht, es handele sich hierbei um eine „Teilhabe an der 
Union mit Ausnahme ihrer Institutionen“ (Prodi zit. nach Brand 2008: 1001). 

Seit der Unterzeichnung des Partnerschafts- und Kooperationsabkommens 
1994 wurde der Ukraine demnach vonseiten der EU nie eine Beitrittsperspektive 
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eröffnet (Wolczuk 2009: 192). Die einzelnen Mitgliedsstaaten hatten weder In- 
teresse, für die ökonomischen Kosten eines Beitritts der Ukraine aufzukommen, 
noch Ambitionen, in den geopolitischen Einflussbereich Russlands einzuwirken 
(Bojcun 2001). So lässt sich vermuten, dass selbst nach der Westöffnung des 
Landes („Orangene Revolution“) „der Misserfolg Juschtschenkos in manchen 
Hauptstädten der EU mit Erleichterung begrüßt wurde“ (Szeptycki 2014: 196). 
So musste man der Ukraine weiterhin keine Mitgliedschaft in Aussicht stellen. 
Nichtsdestotrotz trieb die EU mittels ihrer Nachbarschaftspolitiken ihre versuch- 
te Einflussnahme aufden ukrainischen Staat voran. Bereits in den 1990er Jahren 
veränderte sich die Handelsstruktur der Ukraine und öffnete sich in Richtung 
Westen. Der Anteil des Handels mit Russland am gesamten ukrainischen Au- 
ßenhandel sank von 80 auf 55 Prozent, mit den mittelosteuropäischen Beitritts- 
ländern von 20 auf 10 Prozent. Der Anteil des Handels mit den EU-Ländern 
erhöhte sich hingegen von sechs auf 20 Prozent. Handelsdefizite erwirtschaftete 
die Ukraine allerdings gleichermaßen gegenüber Russland wie gegenüber der 
EU. Gleichzeitig herrschten in den Bereichen Chemikalien, Nahrungsmittel, 
Textilien, in denen die ukrainische Industrie wettbewerbsfähig gewesen wäre, 
Importbeschränkungen vonseiten der EU vor, die eine Modernisierung dieser 
Industrien verhinderten (Bojcun 2001: 6ff.). 

Ab Mitte der 1990er Jahre richtete die Ukraine unter Leonid Kutschmas 
„multivektoraler“ Politik, die zwischen West und Ost lavierte, zunächst ihren 
außenpolitischen Kurs zumindest deklaratorisch auf den Westen aus, um ein 
Gegengewicht zur historisch bedingt starken Anbindung an Russland zu er- 
wirken. Sie artikulierte ihren Beitrittswunsch in den von Kutschma erlassenen 
präsidentiellen Dekreten, konkret in der Strategie der Integration der Ukraine 
in die Europäische Union 1998 und dem Programm der Integration der Ukraine 
in die EU 2000 (MFA 2012). 

Durch die Herausbildungund Festsetzung der oligarchischen Strukturen seit 
der Unabhängigkeit des Landes erwies sich die Ukraine jedoch lange als cher unat- 
traktiv für die EU. Diese Strukturen sind bei der Eroberung neuer Absatzmärkte 
und Produktionsstätten in der Ukraine besonders hinderlich und verursachen 
unter anderem, dass die Forderungen der EU nicht mit gewünschter Geschwin- 
digkeit und Intensität implementiert werden, falls sie gegen die Interessen der 
Oligarchen verstoßen. Denn letztere können aufgrund ihrer ökonomischen und 
politischen Beziehungen entweder selbst in der Funktion als Abgeordnete oder 
über Parteien mehr oder weniger direkt auf den Staatsapparat zugreifen und 
durch die Kontrolle der Medien die Gesellschaft beeinflussen (Becker 2015: 
409f.). Trotz deklaratorischer außenpolitischer Ausrichtung auf die Europäische 
Union ermöglichte die Politik des Präsidenten Leonid Kutschmas ab Mitte der 
1990er Jahren den Aufbau der Oligarchie als nationale Bourgeoisie und war 
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damit darauf ausgerichtet, ausländischen Akteuren eine nicht zu bedeutende 
Rolle einzuräumen (Müller 2015: 138; Plank 2014a: 45f.). Somit war im Ge- 
gensatz zu den Wirtschaftsmodellen der mittelosteuropäischen Staaten, wo sich 
westeuropäisches Kapital entscheidend einkaufte - Jan Drahokoupil spricht dort 
von der Entstehungeines „Kompradoren-Servicesektor“ (zit. nach Becker 2008: 
6) - ausländisches Kapitalunter Kutschma nur schwach in der Ukraine vertreten. 
Dies änderte sich mit der Orangenen Revolution und der dadurch losgetretenen 
Öffnung hin gegen Westen. 

Obgleich eine grobe Zuordnung der Phasen unter den Präsidenten Wiktor 
Juschtschenko (Öffnungzum Westen) und Wiktor Janukowytsch (Ausrichtung 
auf den Osten, allerdings mit dem Ziel einer „Schaukelpolitik“ zwischen EU 
und Russland) möglich ist, lassen sich die einzelnen Oligarchen nicht eindeutig 
„westlichen“ oder „östlichen“ Interessen zuordnen. Sie wechseln die Seite, unter- 
stützen auch mehrere Fraktionen gleichzeitigund haben insgesamt Machtgewinn, 
-ausweitung bzw. -erhalt zum Ziel. Anstelle einer eindeutigen Teilung des Landes 
in Kapitalfraktionen bzw. einzelnen Wirtschaftsbranchen, die sich entlang der 
West- und Ostukraine spalten oder zur Europäischen Union oder Russland zu- 
ordnen lassen, sind die ukrainischen Oligarchen nach regionalen Clans gegliedert 
und als unterschiedliche Finanz-Industrie-Gruppen zu verstehen. Hier haben 
sich Dnipropetrowsk und Donezk als die heute weiterhin wichtigsten Zentren 
behauptet. Die Oligarchen entstanden in erster Linie durch die Aneignung staat- 
licher Betriebe in den Bereichen Schwerindustrie, Energiewirtschaft und Banken, 
diversifizieren und investieren aber auch in andere Branchen wie beispielsweise 
in die immer bedeutsamer werdende Landwirtschaft (Yurchenko 2012; Plank/ 
Plank 2014; Matuszak 2012: 14f.). 

Mit dem 2014 ratifizierten Assoziierungs- und Freihandelsabkommen wird 
weiterhin die Übernahme des gemeinsamen Besitzstandes - dieses Mal sollen es 
bis zu 80 Prozent sein - in die Ukraine exportiert (Böttger 2014: 96). Dadurch 
erfolgt nicht nur eine Liberalisierung des Handels, sondern auch eine Übertra- 
gungvon Standards, die EU-Unternehmen den Zutrittzum ukrainischen Markt 
ermöglichen sollen. Ein Blick aufdie Außenhandelsstatistik zeigt allerdings, dass 
die Ukraine bislang sowohl mit dem westlichen als auch mit östlichen Nachbarn 
wirtschaftlich stark verwoben ist. 2012 stammten 40,7 Prozent der gesamten uk- 
rainischen Importe aus der EU und 19,6 Prozent aus Russland, wobei hier speziell 
die Energieimporte aus Russland von großer Bedeutung sind. Die ukrainischen 
Exporte gingen jeweils zu einem Viertel in die EU und nach Russland. Dabei 
liefert die Ukraine vor allem Rohstoffe in die EU, während sie nach Russland 
weiterverarbeitete Produkte exportiert. Eine einseitige Ausrichtung der ukrai- 
nischen Wirtschaft auf die EU würde ihr demnach schaden und nicht zu einer 
positiven Entwicklung beitragen (EuroMemorandum 2015: 44). Indem die EU 


Kapitalistische und territorial-geopolitische Logiken der Macht 597 


ein Assoziierungs- und Freihandelsabkommen mit der ökonomisch schwächeren 
Ukraine schließt, verspricht sie, ähnlich wie bei Abkommen des Internationalen 
Währungsfonds (IWF), dass nach einer möglichen schwierigen Übergangs- 
phase positive Effekte in der Zukunft eintreten, die zu einer Modernisierung 
des Landes führen würden. Aufgrund der ungleichen Austauschverhältnisse 
(verarbeitete Produkte vs. Rohstoffe) sind jedoch cher eine „Vertiefung der De- 
Industrialisierung und vertiefte Abhängigkeitsstrukturen“ (Becker 2014: 2) zu 
erwarten, die einer Entwicklung des Landes im Wege stehen. 

Wie genau bzw. in welchem Ausmaß die momentan herrschenden ukraini- 
schen Gruppen sich mit den EU-Interessen bzw. jenen des Westens verbinden, um 
daraus Profit zu schlagen, ist derzeit schwer abzuschätzen. Die Schwerindustrie im 
Osten musste bereits durch den Konflikt, der in jener Region ausgetragen wird, 
in dem sich die Produktionsstätten befinden, schwere Einbußen hinnehmen. 
Darüber hinaus wird erwartet, dass sie durch das Assoziierungs- und Freihandels- 
abkommen mit weiteren Verlusten zu rechnen hat, wohingegen die Agrarindustrie 
davon profitieren dürfte (Becker 2015: 421). Feststellen lässt sich jedoch, dass 
die Westausrichtung des Landes, wie sie bereits unter Juschtschenko nach der 
Orangenen Revolution eingeleitet wurde, von der neuen ukrainischen Regierung 
mit großem Nachdruck fortsetzt wird. 


3. EU-Interessen an einzelnen Sektoren der ukrainischen 
Wirtschaft 


In diesem Abschnitt betrachte ich drei Branchen (Banken, Energie und Landwirt- 
schaft), die sich für die EU bzw. deren Kapitalfraktionen in der Ukraine als zentral 
herausktistallisieren. Die EU bemüht sich hier um die Eroberung neuer Märkte 
und den Zugriff auf Ressourcen. Seit der Orangenen Revolution sind zahlreiche 
Banken verschiedener EU-Länder prominent in der Ukraine vertreten. So haben 
in weniger als fünf Jahren ausländisch geführte Banken über 50 Prozent des Sck- 
tors vereinnahmt. Der Anteil der vom ukrainischen Staat geführten Institute am 
gesamten Banken-Sektor des Landes schrumpfte auf weniger als ein Achtel, so die 
Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (nach Mykhnenko/Swain 
2010: 158). An dieser Verteilungänderte auch die Wirtschafts- und Finanzkrise im 
Grundsatz nichts. 2011 betrug der Anteil der ausländischen Anleger noch immer 
37 Prozent, wobei neben den westlichen Banken hier auch russische eine wichtige 
Rolle spielten. Der Bankenbereich zeichnet sich zudem durch eine „relativ geringe 
Präsenz der Oligarchen“ (Matuszak 2012: 46) aus. Nur die PrivatBank mit Ihor 
Kolomojskyj und Hennadij Boholjubow (Dnipropetrowsk Clan) auf Platz eins 
und Rinat Achmetows FUIB (First Ukrainian National Bank) (Donezk Clan) auf 
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Platz neun wurden 2011 von ukrainischen Oligarchen kontrolliert. Die Raiffeisen 
Bank Aval der österreichischen Raiffeisenbank International AG, die UkrSibbank 
der französischen BNP Paribas Group, die Ukrsocbank der italienischen Bank 
Austria und UniCredit Group, die ungarische OTP Bank, das Bank Forum der 
deutschen Commerzbank und die ING Bank der holländischen ING Bank H.B. 
zählten zu den zwanzig größten Banken der Ukraine. Zwar haben einige Banken 
wie beispielsweise die schwedische Swedbank, die Skandinaviska Enskilda Banken 
und die Commerzbank, in Folge der Wirtschafts- und Finanzkrise seit 2009 
Anteile verkauft oder beabsichtigen, aufgrund der Verluste bzw. der unsicheren 
Investitionslage ihr Engagement zu reduzieren. Dabei stehen sie allerdings oft 
vor der Schwierigkeit, geeignete Käufer zu finden (Matuszak 2012: 46ff.; Spie- 
gelOnline 2012). Insgesamt kann man in den letzten Jahren eine Verschiebung 
zugunsten der russischen Banken wie der staatlichen Prominvestbank und der 
Sberbank feststellen, die auch schon vor der Krise vertreten waren (Nationalbank 
der Ukraine 2015). Kredite des IWF sollen darüber hinaus Banken der Oligarchen 
Ihor Kolomojskyj, Rinat Achmetow, Wiktor Pintschuk (Dnipropetrowsk Clan) 
stützen, um dazu beizutragen, das ukrainische Bankensystem zu konsolidieren 
(Helmer 2015). In diesem Zusammenhang ist zu betonen, dass das Hilfsprogramm 
der Europäischen Union im Umfang von elf Milliarden Euro neben den 140 
Millionen Euro humanitäre Hilfe als Mikro-Finanzhilfe an die Erfüllung der 
IWF-Forderungen gekoppelt ist (EEAS o.).). 

Eine weitere Branche, die einen Schwerpunkt der IWF-Programme, des 
Reformprogramms der ukrainischen Regierung sowie für die EU darstellt, ist 
die Energiewirtschaft. Lange flossen 80 Prozent des von Russland an die EU 
gelieferten Erdgases über Pipelines quer durch die Ukraine, wodurch diese als 
Gas-Transitland von enormer Bedeutung war. Seit geraumer Zeit versucht die EU 
jedoch, mittels materieller und räumlicher Diversifizierungihre Abhängigkeit von 
importierten Energieträgern zu reduzieren, und Russland bemüht sich, alternative 
Transitrouten zu erschließen, die nicht durch die Ukraine führen. Deutschland 
ist seit 2011 über die Nord Stream Pipeline direkt mit Russland verbunden und 
umgeht somit die Ukraine (Schubert et al. 2014: 2). Außerdem wird mittels 
neuer Technik Erdgas in die Ukraine über die EU geliefert - 2014 waren es etwa 
ein Viertel der Importe (Europäische Kommission 2015). Nichtsdestotrotz ist 
und bleibt die Kontrolle des Sektors bzw. der Infrastruktur zentrales Thema für 
die Europäische Union. Daher schloss die EU bereits 2005 mit der Ukraine im 
Bereich Energie eine gemeinsame Absichtserklärung. Unter Präsident Wiktor 
Jaunkowytsch wurde das Land 2011 Mitglied der Europäischen Energiegemein- 
schaft. Diese wurde 2005 ursprünglich im Hinblick aufdie südosteuropäischen 
Staaten gegründet und dient dazu, die Übernahme des acquis im Bereich Energie 
unter ihren Mitgliedern zu forcieren und die Liberalisierung des Energiesektors 
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voranzutreiben (Szeptycki 2014: 191ff.). Auch das Assoziierungsabkommen 
beinhaltet ein eigenes Kapital zu Energie mit dem Ziel, eine unabhängige Regu- 
lierungsbehörde für Gas und Elektrizität einzurichten sowie die Senkung von 
Energiesubventionen für Haushalte durchzusetzen (EuroMemorandum 2015). 
Diese Ziele sollen dazu beitragen, den Energiescktor oligarchischer Monopol- 
kontrolle zu entreißen und ihn international wettbewerbsfähig zu machen. Mit 
Ukrnafta, dem größten staatlichen Ölunternehmen der Ukraine, das sich bis im 
Frühjahr 2015 noch faktisch in der Hand Kolomojskyjs befand, wurde bereits 
ein Anfang gemacht. Ebenso wurden Gesetze in Übereinstimmung mit dem 
Dritten Energiepaket der EU (von 2009) verabschiedet, die die Kontrolle von 
Oligarch Dimitry Firtasch, der im Nahverhältnis zu Gazprom steht, über Naftogaz 
einschränken sollen. Als Nächstes wird angestrebt, Achmetows MonopolDTEK 
am Elektrizitätsmarkt aufzubrechen (Kyiv Post 2015: 26ff.). Zudem hat die ukra- 
inische Regierung insgesamt die Privatisierung von 350 Staatsunternehmen ins 
Auge gefasst. Energieunternehmen und Kraftwerke aber auch andere Objekte 
wie der Hafen in Odessa sollen (unter Ausschluss von russischem Kapital) an 
Unternehmen aus den USA und der EU gehen, um die leeren Staatskassen zu 
füllen (Die Presse 2015a; Die Presse 2015b). 

Als dritter Sektor, der auf wachsendes Interesse bei der EU stößt, ist die Land- 
wirtschaft zu nennen. Sie verspricht hohe Gewinne. Die ukrainische Stahl- und 
Kohleproduktion hingegen gingum 17 bzw. 22 Prozent im Vergleich zum letzten 
Jahr zurück (Rachkevych 2015: 14). Die Landwirtschaft stellt seit Beginn der 
2000er Jahre, aber insbesondere seit der Wirtschafts- und Finanzkrise, ein immer 
profitableres Geschäftsfeld dar und wird darüber hinaus im Assoziierungs- und 
Freihandelsabkommen anvisiert. Dieses unterstützt vor allem den Export von 
Agrarrohstoffen und Nahrungsmitteln in die EU (EU 2015). Dadurch fördert es 
die Entwicklungder Ukraine als Rohstoffproduzentin und -exporteurin, wovon 
wiederum jene Oligarchen profitieren, die in der Agrarindustrie tätig sind (Eu- 
roMemorandum 2015: 44). Dazu zählt der „Schokoladenkönig“ und derzeitige 
Präsident Petro Poroschenko aber auch Achmetow und Kolomojskyj mischen hier 
mit ihren über 100.000 Hektar großen Agroholdings HarvEast und der Privat- 
Agroholding mit (Latifundist 2015). Viele der Agroholdings in der Ukraine, 
bei denen es sich um vertikal und horizontal integrierte Agrarbetriebe handelt, 
die oftmals aus chemaligen Kolchosen bestehen, werden mittels Krediten der 
Europäischen Bank für Wiederaufbau und Entwicklung (EBWE) unterstützt 
und sind an europäischen Börsen notiert (Plank/Plank 2014). Diese fördern 
damit einhergehend die Industrialisierung der Landwirtschaft und tragen dazu 
bei, dass die Agroholdings die landwirtschaftlichen Flächen in der Ukraine kont- 
rollieren. Außerdem liefern sie Expertise im Bereich Privatisierungvon Land und 
assistieren damit bei der Öffnung des ukrainischen Bodenmarkts (Plank 2015). 
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Auch im landwirtschaftlichen Sektor werden von der ukrainischen Regierung 
Privatisierungen von Staatsunternehmen unter europäischer Anleitung anvisiert 
oder um es mit den Worten des aktuellen ukrainischen Landwirtschaftsministers 
auszudrücken: „Wir werden uns nicht auf unseren Lorbeeren ausruhen - wir 
werden weiter die Industrie deregulieren und die Privatisierung europäischer 
Gesellschaften sowie die gesetzgeberische Arbeit in Richtung europäische Inte- 
gration fortsetzen.“ (Pavlenko 2015) 

Zusammenfassend ist daher festzustellen, dass die ökonomischen EU-Inte- 
ressen seit der Westöffnung Juschtschenkos versucht haben, im Land Fuß zu 
fassen, dies aber bisher nur in eingeschränktem Maße gelang - mit Ausnahme 
der Bankenbranche. Der Energiesektor befand sich bislangin der Hand der ukra- 
inischen Oligarchie. Die Politiken der EU in Kombination mit den Forderungen 
des IWF scheinen hier jedoch eine Umstrukturierung des Sektors zu initiieren, 
die gleichzeitig von den herrschenden Gruppen in der Ukraine genutzt werden 
könnten, um sich gegenüber ihren konkurrierenden oligarchischen Kollegen 
durchzusetzen. Die Landwirtschaft weckt schließlich mittels Kontrolle des Bo- 
dens sowie der gesamten agrarischen Wertschöpfungskette neue Profithoffnungen 
bei Oligarchen wie auch bei der EU. Wenngleich der wieder eingeschlagene Kurs 
den Interessen des europäischen Kapitals zugutekommen dürfte, können die 
europäischen ökonomischen Interessen für sich alleine betrachtet den Ukraine- 
Konflikt nicht erklären. Stattdessen liefern die oligarchischen Strukturen eine 
bestimme Eigendynamik, die den Konflikt im Osten des Landes beeinflussen 
und daher mit zu berücksichtigen sind. 


4. Die kapitalistische und territorial-geopolitische Logik 
der Macht 


Die Rolle der EU im Ukraine-Konflikt lässt sich zudem nicht nur auf Kapital- 
interessen zurückführen, die versuchen, aufden ukrainischen Staat zuzugreifen. 
Vielmehr ist die territoriale Komponente ausschlaggebend, um den Konflikt zu 
verstehen. In den Worten von Klaus Müller (2015: 136) geht esum das „Zusam- 
menspiel oligarchischer Machtstrategien, identitätspolitischer Mobilisierungund 
geopolitischen [sic] Rahmenbedingungen‘“, ergänzt um die in den vorangegange- 
nen Abschnitten betrachteten ökonomischen Strategien der EU. Im Folgenden 
beziehe ich mich daher auf David Harveys Verständnis des Zusammenspiels 
kapitalistischer und territorial-geopolitischer Logiken, um die Bedeutung der 
EU im Konflikt erklären zu können. 

Um die krisenhaften Tendenzen des Kapitalismus zu beschreiben, unterscheidet 
Harvey im Anschluss an Giovanni Arrighi zwischen den beiden Logiken der 
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Macht, die die beiden Teile des „kapitalistischen Imperialismus“ (Harvey 2003: 26) 
bilden und denen unterschiedliche Interessen zugrunde liegen. Unter „territorialer 
Logik“ versteht Harvey „politische, diplomatische und militärische Strategien, 
die von einem Staat geltend gemacht und verwendet werden“ (ebd.: 26). Die 
„kapitalistische Logik“ umfasst wiederum die „Wirtschaftsmacht, die quer durch 
ein durchgehendes Raumkontinuum hin zu oder wegvon territorialen Einheiten 
fließt“ (ebd.: 26) und die sich beispielsweise im Handel, in Kapitalströmen oder 
in Währungsspekulationen äußert. Die Interessen des Kapitals sind von Profit- 
maximierung bestimmt. Politiker_innen hingegen sorgen sich in erster Linie um 
den Erhalt und Ausbau von Macht. Harvey zufolge scheinen letztere im weitesten 
Sinne für das angebliche Allgemeinwohl oder eben die Interessensbefriedigung 
gewisser Eliten verantwortlich zu sein, verfügen über ein Territorium und sind 
im Falle von demokratischen Staaten an Wahlen gebunden. Im Gegensatz dazu 
unterliegen Unternehmen keinem demokratischen Machtwechsel und Kapital 
kann - im Unterschied zu den an Territorien gebundenen Staaten - Räume er- 
obern bzw. ebenso rasch wieder aus diesen abgezogen werden (ebd.: 27). 

Zugleich spielen Staaten oder auch eine Gruppe von Staaten wie die Euro- 
päische Union eine wichtige Rolle in der Absicherung des Kapitalismus mittels 
„institutioneller Strukturen des Rechts, des Privateigentums, der Verträge und 
der Sicherheit der Geldform“ (Harvey 2003: 89). Harvey bezeichnet in diesem 
Zusammenhang den bürgerlichen Staat als präferierte Form, um Klassenkonflikte 
zu bearbeiten: „Kapitalisten benötigen einen solchen Rahmen nicht unbedingt, 
um zu funktionieren, aber ohne ihn schen sie sich größeren Risiken ausgesetzt.“ 
(Ebd.: 90) Die Aufrechterhaltung des kapitalistischen Systems wird daher maß- 
geblich durch den Staat unterstützt. 

Wenn Kapital sich innerhalb eines Staates nicht mehr profitabel verwerten 
lässt, sucht es nach anderen Räumen, die profitabel erscheinen. Die Einflussnahme 
bzw. die Kapitalverwertung in den neu erschlossenen Räumen erfolgt oftmals 
über die kapitalistische Logik, also erwa über Handelsverträge oder Investitions- 
abkommen. Diese spiegelt sich im Assoziierungs- und Freihandelsabkommen 
der Europäischen Union mit der Ukraine wider. Die Risiken, in der Ukraine 
tätig zu werden, waren für die Kapitalfraktionen der EU bislang hoch, da die 
herrschende Klasse dort mit der Staatsklasse eins zu eins verbunden und damit 
auch keine relative Autonomie des Staates im Sinne Poulantzas’ vorhanden war 
(van der Pijl 2015: 57; Becker 2015: 410). Dies verunmöglichte bzw. erschwerte 
den Zugriff außenstehender Kräfte auf den ukrainischen Staat, der mittels ei- 
nes neuen Assoziierungsabkommens erleichtert werden soll. Die Herstellung 
von Konsens ist hierbei wichtiges Mittel, um, wie Harvey es für die Zeit des 
Kalten Krieges beschrieb, die „privaten Haus- und Grundstückbesitzenden“ 
(Harvey 2003: 39) gegen den Sozialismus zu vereinigen, in diesem Falle gegen 
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das post-sozialistische und korrupt-oligarchische System sowie die ineflizienten 
Staatsbetriebe. Eine andere Möglichkeit der Durchsetzung von Interessen ist 
die Geopolitik, wobei „die geopolitischen Konflikte fast notwendigerweise aus 
den molekularen Prozessen der Kapitalakkumulation entstehen“ (ebd.: 107). 
Dementsprechend setzte Russland auf einen geopolitischen Kampf, um seine 
Einflusssphäre in der Ukraine zu verteidigen. 

Die kapitalistische und territorial-geopolitische Logiken der Macht sind da- 
her nicht als getrennt voneinander zu verstehen, sondern sie sind miteinander 
verwoben. Harvey bezeichnet die Beziehung der Logiken der Macht auch als 
„eher oft widersprüchlich (sprich dialektisch) als funktional und einseitig“ (ebd.: 
30). Dies führt nicht zuletzt dazu, dass diese auch gänzlich im Widerspruch 
zueinanderstehen können (ebd.: 29). In Bezugauf den Ukraine-Konflikt äußert 
sich dieser Widerspruch, der zwischen den beiden Logiken herrscht, offen im 
Handeln der Europäischen Union gegenüber Russland. Die wirtschaftlichen 
Beziehungen der EU zu Russland, die sie über jene stellt, die sie mit der Ukraine 
führt, sind durch die militärischen Auseinandersetzungen in der Ostukraine 
gefährdet. Die ökonomischen Interessen der EU stehen im Ukraine-Konflikt 
daher den territorial-geopolitischen diametral gegenüber. 


5. Der Ukraine-Konflikt als nicht-intendierte Folge 
der EU-Nachbarschaftspolitiken 


Die Nicht-Unterzeichnungdes Assoziierungs- und Freihandelsabkommens durch 
Wiktor Janukowytsch im November 2013 löste eine Kette von Ereignissen aus, 
mit denen die Europäische Union in keiner Weise gerechnet hatte. Diese verliefen 
über die Proteste am Majdan, die bis im Februar 2014 andauerten, die Abspal- 
tung der Krim im März 2014, bis zum seit April 2014 andauernden Konflikt 
in der Ostukraine, der sich in die lange Reihe eingefrorener Konflikte im post- 
sozialistischen Raum eingereiht hat (Bergkarabach, Transnistrien, Abchasien 
und Südossetien). Der in den beiden Minsker Abkommen vom September 2014 
und Februar 2015 vereinbarte Waffenstillstand zwischen den „pro-ukrainischen“ 
und „pro-russischen“ Parteien wurde immer wieder gebrochen. Der ukrainische 
Staat hat im Osten des Landes sein Gewaltmonopol verloren und die territoriale 
Integrität der Ukraine, die durch das derzeit oft in den Medien zitierte Buda- 
pester Memorandum von 1994 gewährleistet werden sollte, ist seit dem Konflikt 
nicht mehr gegeben. Das Abkommen wurde damals von der Ukraine, den USA, 
Großbritannien und Russland unterzeichnet - als Gegenleistung dafür, dass die 
Ukraine die bis in die 1990er Jahre in ihrem Besitz befindlichen Atomwaffen an 
Russland auslieferte (Council on Foreign Relations 1994). 
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Die Politik der Europäischen Union gegenüber der Ukraine bzw. gegenüber 
Russland wird etwa als naiv eingeschätzt (vgl. Jopp/Böttger 2014) oder mit der 
zugespitzten Aussage kommentiert, dass der Westen am Konflikt schuld sei (vgl. 
Mearsheimer 2014). Dagegen vertrete ich die Ihese, dass die Verschärfung der 
Situation als nicht-intendierte Folge der Nachbarschaftspolitiken der EU zu 
verstehen ist. Darin hat die territorial-geopolitische gegenüber der kapitalistischen 
Logik an Bedeutung gewonnen und sich gegenüber dieser durchgesetzt. Die 
EU hat die Reaktion der Ukraine als auch Russlands zur Verteidigung seiner 
Interessen im „nahen Ausland“ einerseits unterschätzt, andererseits hat sich 
ihre Politik verselbstständigt. So bot die Europäische Union der Ukraine das 
Assoziierungs- und Freihandelsabkommen nach den Majdan-Protesten erneut 
zur Unterschrift an, woraufhin der politische Teil des Abkommens im März und 
der wirtschaftliche Teil im Juni 2014 von der Regierung Arsenij Jazenjuk und 
Petro Poroschenkos unterzeichnet wurden. Im September 2014 ratifizierten das 
ukrainische und das Europäische Parlament das Abkommen. Im Januar 2016 soll 
es trotz Russlands Widerspruch in Kraft treten. Obgleich die wirtschaftlichen 
Fragen im Zentrum des Assoziierungs- und Freihandelsabkommens stehen, ist 
im politischen Teil von militärischer Zusammenarbeit in Sicherheitsfragen die 
Rede, was die geopolitische Komponente des Dokuments unterstreicht und dazu 
beiträgt, den Konflikt zu verstetigen (EuroMemorandum 2015: 46). 

Die Annäherungder Ukraine an die NATO, und damit der Schritt in Rich- 
tung Integration in die euroatlantische Einflusssphäre, stellte bereits in den 
1990er Jahren ein Vordringen ins russische „nahe Ausland“ dar. 1994 trat die 
Ukraine als erster GUS-Staat dem „Partnership for Peace Programm“ bei. 1997 
wurden die Beziehungen durch eine „besondere Partnerschaft“ vertieft ([NATO 
2015), die 2003 bis hin zur Entsendung ukrainischer Soldaten in den Irak führte 
(Spinner 2005). Trotzdem herrschte lange ein historisch bedingtes Nahever- 
hältnis zwischen der Ukraine und Russland im Bereich Militär. Die Ukraine 
äußerte zunächst nicht den Wunsch, NATO-Mitglied zu werden (Bojcun 2001: 
8). Ab 2004 strebte Juschtschenko allerdings nicht nur eine Integration in die 
EU an, sondern auch in die NATO, wohingegen Janukowytsch sich 2010 als 
erster ukrainischer Präsident offiziell gegen den NATO-Kus stellte und die 
Stationierung der russischen Schwarzmeerflotte auf der Krim für weitere 25 
Jahre im Gegenzug für billigeres russisches Gas verlängerte (EurActiv 2010). Die 
NATO genoss lange Zeit in der ukrainischen Bevölkerung kein hohes Anschen, 
auch aufgrund des Einsatzes in Serbien Ende der 1990er Jahre. Dies hat sich 
allerdings im Zuge des jüngsten Konflikts verändert. Während sich im April 
2012 noch nicht einmal 15 Prozent der ukrainischen Bevölkerung für einen 
NATO-Beitritt ausgesprochen haben, waren es im Juli 2015 bereits 64 Prozent 
(Zolinka 2015). 
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Insgesamt war das Interesse der USA, die Ukraine - sowie generell den gesam- 
ten früher unter Einfluss der Sowjetunion stehenden Raum - in ihren geostrate- 
gischen Einflussbereich zu bringen, größer als das Interesse der EU, die Ukraine 
ökonomisch zu integrieren. Dies äußerte sich auch darin, dass die Ukraine in 
den 1990ern der drittgrößte Empfänger von US-Entwicklungshilfegeldern war 
(Bojcun 2001: 8). Außerdem weitete die NATO ihren Einflussbereich mit dem 
Beitritt von Polen, Tschechien und Ungarn 1999 und der baltischen Staaten, 
Bulgarien, Rumänien, Slowakei und Slowenien 2004 wesentlich aus. 

Noch bis vor Kurzem schien es so, als ob die EU die Einflusssphäre Russ- 
lands im GUS-Raum respektierte. Sie wollte augenscheinlich nicht riskieren, 
ihre „Russland zuerst“-Politik, die Russland vor alle anderen Ost-Staaten stellte, 
zu unterwandern. Denn „[die] Ukraine, Belarus, die Republik Moldau sowie die 
anderen postsowjetischen Republiken im Südkaukasus und in Mittelasien gelten 
allgemein als viel zu unwichtig, um deswegen eine “Verstimmung Russlands’ 
oder sogar - wie nicht wenige Beobachter zu glauben scheinen - die Versorgung 
mit russischen Energieträgern zu riskieren.“ (Malek 2010: 179) Ein Grund, der 
zur Veränderung der Kräfteverhältnisse innerhalb der EU, und damit zu deren 
Positionierung gegenüber Russland bzw. den USA beitrug, war der Beitritt der 
ostmitteleuropäischen Staaten zur EU. Mit der Osterweitung 2004 erhielt die EU 
nicht nur eine gemeinsame Außengrenze mit der Ukraine, auch das Verhältnis 
zu Russland veränderte sich durch die neuen Mitgliedsländer. Polen und die 
baltischen Länder wie später auch Rumänien sind Anhänger einer unilateralen 
von den USA dominierten Weltordnung. Dies hängt engmit ihrer historischen 
Erfahrung mit der Sowjetunion zusammen. Dabei bleiben jedoch auch ihre 
Abhängigkeiten von Energieressourcen aus dem post-sowjetischen Raum groß. 
Damit stärken die neuen Mitgliedsländer die an den USA orientierte Fraktion, zu 
der Großbritannien zählt, welche Frankreich und Deutschland gegenübersteht, 
die für einen eigenständigeren Kurs der EU eintreten (Becker 2008). 

So ist die EU-Politik gegenüber der Ukraine ein Resultat von teilweise wi- 
dersprüchlichen Interessen der Nationalstaaten und Kapitalfraktionen. Diese 
sind auch im Umgang mit den wirtschaftlichen Sanktionen gegenüber Russland 
ersichtlich, die als Reaktion auf den Konflikt verhängt wurden. Die EU sprach 
Einreiseverbote gegenüber ukrainischen und russischen Politikern aus und fror 
deren Konten ein. Die Sanktionen beinhalten darüber hinaus Beschränkungen 
im Bereich Waren und Dienstleistungen im Energiesektor, ein Waffenembargo, 
beschränkten Zugang zu den Kapitalmärkten und Handels- und Investitionsbe- 
schränkungen für die Krim und Sewastopol (GTA 2015). Deutschland stimmte 
eher widerwillig zu, weil es seine wirtschaftlichen Beziehungen zu Russland, 
insbesondere in Energie-Fragen, nicht zu schr aufs Spiel setzen wollte. Aber 
auch Österreich, Italien, Tschechien, Ungarn und die Slowakei waren zunächst 
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dagegen, wohingegen Großbritannien, Polen, Rumänien und die Balkanländer 
für Sanktionen eintraten (EuroMemorandum 2015: 44). Die Zusammenarbeit 
mit Russland im Bereich Atomenergie in Ungarn, in der Rüstungsindustrie in 
Frankreich und mit den Banken in Österreich erklären die Ausnahmen bei den 
Sanktionen gegenüber Russland (Brangsch 2015). Russland antwortete auf die 
EU-Sanktionen mit Agrar- und Lebensmittelimportstopps aus der EU, den USA, 
Kanada, Norwegen und Australien sowie mit Einreiseverboten gegenüber euro- 
päischen Politikern. Überdies kündigte es an, die Sanktionen auf die Ukraine 
auszuweiten, sollte sie den wirtschaftlichen Teil des Assoziationsabkommens 
realisieren. Der europäischen Landwirtschaft bereiten die Sanktionen erhebliche 
Probleme (GTAI 2015). 


6. Schlussfolgerungen 


Die Erweiterungspolitiken der Europäischen Union, die in der Unterzeichnung 
des Assoziierungs- und Freihandelsabkommens gipfelten, hatten zum Ziel, die 
Ukraine vor allem in den wirtschaftlichen Einflussbereich des Westens zu brin- 
gen. Die Erschließung des ukrainischen Raums durch das Abkommen soll der 
Verwertung des europäischen Kapitals dienlich sein. Die russischen Interessen 
wurden dabei jedoch missachtet, wodurch ein geopolitisch-militärischer Konflikt 
hervorgerufen wurde, der in der Ostukraine ausgetragen wird. 

Die kapitalistische Logik schlug für die EU in nichtr-intendierter Weise im 
Moment der Konflikte um die Unterzeichnung des Assoziierungs- und Freihan- 
delsabkommens in die territorial-geopolitische Logik um. Diese wurde durch die 
US- und NATO-Bemühungen verstärkt und richtet sich damit teilweise gegen 
sich selbst, weil nun durch die betriebene Sanktionspolitik der EU die euro- 
päischen Wirtschaftsinteressen gegenüber Russland wesentlich beeinträchtigt 
werden. Die EU hatte die Folgen rund um das Angebot und die Unterzeichnung 
des Assoziierungs- und Freihandelsabkommens mit der Ukraine insgesamt maß- 
geblich unterschätzt. „Erst spät ist europäischen Politikern aufgegangen, dass 
die Alternativen des Assoziierungsabkommens zu riskant formuliert waren.“ 
(Müller 2015: 150f.) Der Konflikt kann daher als nicht-intendierte Folge der 
EU-Nachbarschaftspolitiken gefasst werden und er kann nur beendet werden, 
wenn die EU „aufdas Assoziationsabkommen in der vorgesehen Form verzichten 
und sich aufein politisch tiefer gehängtes Kooperationsabkommen beschränken 
[würde], das Kompromiss-Spielräume in der Ukraine schaffen könnte.“ (Becker 
2014: 3) Diese Schaffungvon Kompromissen wäre notwendig. Die Entschärfung 
des Konflikts setzt eine Stellung der Ukraine als neutraler Staat zwischen West 
und Ost voraus. 
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Die Eiserne Seidenstraße 


Chinas Politik der Hochgeschwindigkeitsbahnen und ihre 
Auswirkungen auf seine Nachbarländer’ 


Im Mai 2014 putschte das Militär in Thailand und setzte die demokratisch ge- 
wählte Regierung von Premierministerin Yingluck Shinawatra ab. Die politische 
Spaltung, die im Putsch ihren Höhepunkt fand, und dessen Verlaufsind aus der 
thailändischen Innenpolitik und aus den inner-thailändischen Kräfteverhält- 
nissen heraus schwer erklärbar. Sie erschließen sich jedoch, wenn man sie im 
Zusammenhang mit dem chinesischen Großprojekt One Belt, One Road inter- 
pretiert. Dieses ambitionierte Infrastrukturprojckt stellt einen wichtigen Schritt 
beim weiteren Aufstieg Chinas dar - ein Aufstieg, der auch als Umbruch zu 
einem neuen Akkumulationszyklus der Weltwirtschaft geschen wird. Vor diesem 
Hintergrund lassen sich die Entwicklungen in Thailand historisch einordnen 
und als Beispiel dafür analysieren, welche Verwerfungen mit einem derartigen 
Umbruch in der Peripherie des neuen Zentrums China einhergehen. Dabei ist 
die Errichtungeines autokratischen Systems jedoch nicht direkt aufden Einfluss 
Chinas zurückzuführen, sondern ergibt sich aus dem Zusammenspiel innerer 
Faktoren in Thailand. 


Die Rückkehr des Autoritarismus in Thailand 


Am 22. Mai 2014 putschte das Militär in Thailand und vertrieb die 2011 mit 
großer Mehrheit gewählte Regierung von Yingluck Shinawatra, der Schwester 
des exilierten Ex-Premiers Thaksin Shinawatra aus dem Amt. Dieser Putsch 
markiert den Höhepunkt der politischen Spaltung Thailands in zwei Lager - 
den Gelbhemden, die dem Königshaus und royalistisch-konservativen Eliten 
nahestehen, und den Rothemden, die Ihaksin unterstützen. Mit dem Putsch, 


1 Vielen Dankan Ingo Stützle und Markus Wissen für dic hilfreichen Kommentare zu einer 
früheren Version, an Alex Demirovic für seinen Hinweis auf das chinesische Großprojekt 
und dessen Interpretation, die den Ausgangspunkt für diesen Text darstellten. 
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dem konzertierte Demonstrationen der Gelbhemden vorausgegangen waren, hat 
das royalistisch-konservative Lager die Macht an sich gerissen. Während sich bei 
früheren Putschen die jeweilige Junta beeilte, ihre Machtergreifung als vorüber- 
gehende Maßnahme darzustellen, die notwendig sei, um über eine Neufassung 
der Verfassung einen Defekt im politischen System zu beheben, hat die jetzige 
Junta keinen Zeitpunkt für die Verabschiedung einer neuen Verfassung verkün- 
det. Wahlen wurden auf unbestimmte Zeit verschoben. Der nach dem Putsch 
verhängte Ausnahmezustand wurde fast ein gesamtes Jahr aufrechterhalten und 
erst im April 2015 durch eine Verfügung ersetzt, die dem Militär weitreichende 
Befugnisse in der Verwaltung und Rechtsprechung einräumt. 

Mit der dauerhaften Etablierung eines Militärregimes liegt Thailand zwar im 
globalen Trend eines sich ausbreitenden Autoritarismus, dessen augenfälligste 
Parallelen in Ägypten und der Türkei zu beobachten sind, oder der sich auch in 
der zunehmend autoritären Krisenpolitik der EU niederschlägt. Für Thailand ist 
dieser Befund jedoch in mehrerlei Hinsicht erklärungsbedürftig, denn noch in 
den 1990er Jahren galt das Land als Flaggschiff für Demokratie in Südostasien 
und als Vorbild für erfolgreiche Demokratisierung. Nach der Verabschiedung 
der unter großer Beteiligung der Zivilgesellschaft entworfenen „Verfassung des 
Volkes“ von 1997 wurde die Demokratie zudem als konsolidiert angeschen. 

Der Putsch ist jedoch nur der vorläufige Höhepunkt eines längeren Prozesses, 
in dessen Verlauf es schon mehrfach zu überraschend heftigen Ausbrüchen von 
politischer Gewalt kam. Im Frühjahr 2010 lancierten die Rothemden ihre bis 
dahin größte politische Kampagne. Der Hintergrund der Mobilisierung war, dass 
2008 eine Regierung des royalistisch-konservativen Lagers mit äußerst zweifel- 
haften Mitteln ins Amt gekommen war: Unter dem politischen Druck der Straße 
sowie im Zuge der Besetzung des Flughafens von Bangkok durch die Gelbhemden 
hatte das Verfassungsgericht die regierende Thaksin-nahe Partei aufgelöst und 
damit die oppositionelle Demokratische Partei, die politische Vertretung des 
Gelben Lagers, in die Regierung gehoben. Die Rothemden traten daher 2010 
mit der schlichten Forderung nach Neuwahlen an, wohl wissend, dass sie noch 
immer die Mehrheit der Bevölkerung hinter sich hatten. 

Die Regierung zeigte sich jedoch unnachgiebig und nach mehrwöchigen 
Protestaktionen an unterschiedlichen Orten der Stadt verschanzten sich die 
DemonstrantInnen hinter Barrikaden im zentralen Geschäftsviertel Bangkoks. 
Diese Camps wurden schließlich im Mai 2010 mit schwerem militärischem Gerät 
geräumt, wobei mehr als 90 Personen teilweise gezielt getötet wurden (Montesano 
et al. 2012). Vor dem Hintergrund der in keiner Hinsicht radikalen Forderung 
der DemonstrantInnen stellt sich die Frage, warum das royalistisch-konservative 
Lage so kompromisslos an der Macht festhalten wollte und auch vor dem Einsatz 
des Militärs an einem exponierten Ort mitten in der Stadt nicht zurückschreckte. 
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Als nach mehreren Terminverschiebungen im Juli 2011 schließlich ein neues Par- 
lament gewählt wurde, siegte erwartungsgemäß erneut die Partei aus dem Lager 
Thaksins, und Yingluck Shinawatra wurde Premierministerin. Ihre Amtsführung 
wird gemeinhin als defensiv und als /ow profile charakterisiert, was die Strategie 
widerspiegelt, dem royalistisch-konservativen Lager keine Angriffsfläche und den 
Gelbhemden keinen Anlass für neue Demonstrationen zu bieten. 

Trotzdem starteten die Gelbhemden im November 2013 erneut eine kon- 
zertierte Aktion, um die Regierung zu stürzen. Unter dem Motto Shut Down 
Bangkok — Restart Thailand blockierten die DemonstrantInnen die zentralen 
Verkehrsknotenpunkte der Bangkoker Innenstadt - nach dem Vorbild der Be- 
setzung des Flughafens von 2008. Die riesigen LED-Bildschirme an zentralen 
Bühnen und die landesweite Übertragung über Fernsehen und Printmedien, die 
dem royalistisch-konservativen Lager nahestehen, deuteten aufdie finanzielle und 
logistische Unterstützung potenter Kreise hin. Von diesen Bühnen wurde die 
Forderung vorgetragen, Wahlen ganz abzuschaffen und die Regierung durch ein 
von Berufsgruppen zu ernennendes Reformgremium zu ersetzen. Um die Protest- 
bühnen herum bildeten sich bewaffnete Sicherheitsgruppen, die mit Motorrädern 
Hetzjagden gegen politische GegnerInnen initiierten. Inähnlicher Art trat auch 
die sogenannte Müllbeseitigungsorganisation hervor - eine facebook-basierte 
Gruppe, die von dem Chefarzt eines renommierten Krankenhauses gegründet 
und von prominenten VertreterInnen unterstützt wurde, unter anderem Profes- 
sorInnen führender Universitäten und PolitikerInnen. Laut den eigenen Statuten 
hat die Gruppe zum Ziel, Thailand innerhalb von zwei Jahren von „sozialem 
Müll“ zu reinigen. Damit sind Personen gemeint, die sich als nicht loyal gegen- 
über der Monarchie zeigen. Auf facebook werden Namenslisten geführt und 
regelmäßig Aufrufe zu Aktionen veröffentlicht, die sich gegen einzelne Personen 
richten (Human Rights Watch 2014). 

Ähnlichkeiten zur Etablierung des Austrofaschismus oder des Estato Novo in 
Portugallegen nahe, diese Vorgänge vor dem Hintergrund einer bonapartistischen 
Faschismustheorie zu interpretieren (Saage 2007): Das Land ist in zwei Lager 
geteilt, von denen keines stark genugist, den Konflikt für sich zu entscheiden und 
die Macht zu übernehmen. Das in die Enge getriebene royalistisch-konservative 
Lager, das unter der städtischen oberen Mittelschicht Anhänger mobilisieren 
kann, rekrutiert und organisiert gewaltbereite Schlägertrupps, die den politischen 
Gegner einschüchtern und eine Entscheidung im Machtkampf herbeiführen 
sollen. Ziel der Kampagne ist es, über die Abschaffung des parlamentarischen 
Systems und die Einsetzungeines korporatistischen Repräsentationssystems den 
gesellschaftlichen Status quo zu zementieren. Das Bürgertum - d.h. die obere 
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Mittelklasse in Bangkok - entmachtet sich politisch selbst, um über seine soziale 
Macht seinen Status zu erhalten. Die von der Junta nach dem Putsch organisierten 
Volksfeste in den Städten, bei denen unter dem Motto Bring Happiness back to 
Thailand der Bevölkerungkleine Geschenkpakete und Mahlzeiten ausgehändigt 
wurden und Popstars in Camouflage-Kostümen den Happiness-Song der Junta 
darboten, komplettierten den Eindruck eines aufkeimenden faschistischen Re- 
gimes mit einer Orwell‘schen Norte. 

Wie in den sozialen Auseinandersetzungen zwischen organisierten Arbeite- 
iInnen und dem bürgerlichen Kapital im Europa der 1920er und 1930er Jahre 
werden die beiden Fraktionen in Thailand als maximale Gegensätze und als Ver- 
fechter zweier diametral entgegengesetzter Wirtschaftsprojekte charakterisiert: 
Yingluck Shinawatra wurde aufden Bühnen der Gelbhemden als Repräsentantin 
eines korrupten, an schnellen Gewinnen am globalen Markt orientierten „raf- 
fenden Kapitals“ dargestellt. Bemerkenswert - und, wie sich später zeigen wird: 
vielsagend - ist jedoch, dass zu keinem Zeitpunkt eine Diffamierungskampa- 
gne gegen die Familie Shinawatra als „Chinesen“ begonnen wurde, obwohl in 
Thailand und anderen Ländern Südostasiens Ausgrenzung und Pogrome gegen 
ChinesInnen als „ausbeuterische Kapitalisten“ eine lange Tradition haben.” Als 
Gegenentwurfzu Thaksin präsentieren sich die VertreterInnen des royalistisch- 
konservativen Lagers als VerfechterInnen einer sanften, an lokalen Strukturen 
orientierten, nachhaltigen Entwicklung. Das königliche Konzept der Sufficiency 
Economy — ein indigenes, an buddhistischen Prinzipien ausgerichtetes alterna- 
tives Entwicklungskonzept - dient hier als Referenzpunkt und wird mit einem 
essentialistischen Diskurs von nationaler Identität - Thainess - verbrämt. 


Hochgeschwindigkeitsbahnen und das chinesische Projekt 
der Eisernen Seidenstraße 


Jenseits dieses Diskurses der Unterschiedlichkeit beider Lager legen einige Vor- 
gänge im Zusammenhang mit dem Putsch jedoch eine ganz andere Interpreta- 
tion nahe. Zu den zentralen Vorwürfen gegen Yingluck Shinawatra zählte ihr 
Plan, in Thailand ein Netz von Hochgeschwindigkeitszügen zu bauen. Dieses 
Infrastrukturprojekt war ehrgeizig: Neben dem Ausbau von öffentlichem Perso- 
nennahverkehr in den Ballungszentren und dem Ausbau von Straßen sollten von 


2 König Vajiravudh veröffentlichte 1914 ein Pamphlet mit dem Titel Phuak yio haeng 
burapha thit lae mueang thai jong tuen toet [Die Juden des Ostens und Wach auf Thai- 
land!], in dem er unter direktem Bezug auf antisemitische Gedankenfiguren aus Europa 
die chinesische Minderheit in Thailand charakterisierte (Baker/Pasuk 2009). 
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einem Investitionspaket von 44 Milliarden Euro knapp die Hälfte in den Bau von 
zwei Hochgeschwindigkeitstrassen investiert werden, die an Trassen ausSüdchina 
und Laos anschließen, durch den Norden und den Nordosten führen und nach 
Süden über die malaiische Halbinsel bis nach Singapur reichen. Entsprechende 
Pläne waren in der zweiten Hälfte des Jahres 2013 vorbereitet worden. Im Ok- 
tober 2013 eröffnete die chinesische staatliche Eisenbahngesellschaft, die Träger 
des Projekts werden sollte, eine Ausstellung zu Hochgeschwindigkeitszügen in 
Bangkok und die Regierung Yingluck Shinawatra entfaltete rege diplomatische 
Aktivitäten, um das Projekt und seine Finanzierung voranzutreiben. Die Bezah- 
lung der Investitionen, die bei einem Staatshaushalt von 59,4 Milliarden Euro im 
Jahr 2013 (National Statistical Office 2014) und einem Bruttoinlandsprodukt 
von 291,47 Milliarden Euro im Jahr 2013 eine enorme Summe darstellen, sollte 
von Thailand über Lieferungen von Reis und Naturkautschuk an China erbracht 
werden (Takahashi 2013). 

Diese Pläne wurden von den Gelbhemden als Beleg für den gewissenlosen 
Umgang mit dem Budget und als Hinweis auf korrupte Machenschaften skan- 
dalisiert. Parallel zur Mobilisierung auf der Straße strengte die Opposition ein 
Verfahren vor dem Verfassungsgericht an. In einer im Fernschen übertragenen 
Anhörungkam Anfang Januar ein leitender Richter nicht nur zu dem Schluss, 
dass die Investitionssumme zu hoch sei, sondern auch, dass „Thailand noch nicht 
so weit sei, Hochgeschwindigkeitszüge zu nutzen“. Vielmehr müssten erst Schot- 
terstraßen asphaltiert werden (Bangkok Pundit 2014). 

Mit diesem politischen Statement positionierte sich das Gericht in Über- 
schreitung seiner Kompetenz auf der Seite der Gelbhemden - ein Vorgang, 
der allerdings zu erwarten war, da die Gerichte seit der politischen Spaltung 
politisiert sind und aufseiten der royalistisch-konservativen Eliten agieren (He- 
wison 2014). Anfang März wurde das Projekt gerichtlich gestoppt; Anfang Mai 
wurde Yingluck Shinawatra - in Bezug auf einen anderen Vorgang - wegen 
Amtsmissbrauchs ihres Postens enthoben. Damit machten sich die Gerichte zum 
eigentlichen Akteur des Putsches, bevor wenige Tage später das Militär formell 
die Macht übernahm. 

Vor dem Hintergrund der öffentlichen Debatte zum Thema Hochgeschwin- 
digkeitszüge, des öffentlich inszenierten Gerichtsverfahrens und der Rolle, die 
dieses Projektbei der Absetzungvon Yingluck spielte, ist es höchst verwunderlich, 
dass wenige Wochen nach dem Putsch die nun regierende Junta ankündigte, 
genau dieses Projekt mit der gleichen Investitionssumme umzusetzen (Amorn- 
rat 2014). Seither positioniert sich der zum Premier ernannte General Prayuth 
Chan-ocha als engagierter Förderer des Eisenbahnausbaus. 

Eine Interpretation dieser Vorgänge erschloss sich erst, als Ende März 2015 der 
volle Umfang des chinesischen Infrastrukturprojekts One Belt, One Road einer 
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breiteren Öffentlichkeit zugänglich wurden. Die Trassen, die durch Thailand ge- 
baut werden sollten, waren nur Teil eines viel größeren Projekts. In einer gemein- 
samen Pressekonferenz der Nationalen Entwicklungs- und Reformkommission, 
des Außenministeriums und des Handelsministeriums, sowie am gleichen Tag 
in einer Rede von Präsident Xi Jingping offenbarte die chinesische Regierung, 
dass mit dem Projekt, das auch als „Eiserne Seidenstraße“ bekannt wurde, nichts 
weniger geplant seials die Erschließung und Integration des gesamten eurasischen 
Kontinents. Das Projekt soll durch zwei neue, von China kontrollierte Entwick- 
lungsbanken (BRICS-Bank; Asian Infrastructure Investment Bank, AIIB) und 
einen speziellen Investitionsfonds finanziert werden (Chen/Mardeusz 2015). Das 
Volumen wird auf 21 Billionen US-Dollar geschätzt (Eyler 2015). 

Vor diesem Hintergrund stellt sich der Antagonismus zwischen dem Thak- 
sin-Lager und den royalistisch-konservativen Eliten weniger als Konflikt un- 
terschiedlicher Wirtschaftsmodelle dar, sondern vielmehr als Konkurrenz um 
das gleiche Projekt - als Konkurrenz um den Zugang zu und die Gestaltungs- 
möglichkeiten bei einem chinesischen Großprojekt, dem Kommentatoren das 
Potenzial attestieren, eine tektonische Verschiebung im Welthandelssystem zu 
initiieren. So vergleichen Thadoor (2014) und Eyler (2015) das Projekt mit dem 
Straßennetz und Aquäduktbau des antiken Rom, mit der maritimen Expansion 
des chinesischen Ming-Reichs des 14. Jahrhunderts, mit dem japanischen Projekt 
einer großostasiatischen Wohlstandssphäre oder mit dem US-amerikanischen 
Marshall-Plan nach dem Zweiten Weltkrieg. Der chinesische Außenminister 
Wang Li wies allerdings im März 2015 Vergleiche mit dem Marshall-Plan als 
Denkmuster des Kalten Krieges zurück und bestand darauf, dass es sich um ein 
friedliches, rein auf Integration durch Handel beruhendes Unternehmen handele. 

Nichtsdestotrotz steht hinter den Plänen mehr als nur eine Verbesserungvon 
Verkehrswegen für den Absatz chinesischer Waren. Der rasante wirtschaftliche 
Aufstieg Chinas hat in den vergangenen Jahren zu einer Fülle von Literatur 
geführt, die eine Verschiebung des Zentrums der Weltwirtschaft weg von den 
USA hinzu China vorhersagen. Neben den Analysen, die eine weitere Expansion 
der Wirtschaft und des Einflusses Chinas für wahrscheinlich halten, verweisen 
andere Autoren auf die über Jahrzehnte aufgebaute Infrastruktur und auf die 
militärischen Ressourcen, die weiterhin zugunsten des Westens wirken (Schmalz 
2011: 115). Die jüngsten Anstrengungen der USA, mit dem Transatlantischen 
Freihandelsabkommen (TTTIP) zwischen den USA und der EU sowie mit der 
Transpazifischen Partnerschaft (TPP) um China herum ein Netz von Frei- 
handelsverträgen zu knüpfen, sind als eine Strategie zu lesen, diese den Westen 
begünstigenden Strukturen des Weltwirtschaftssystems zu festigen und China 
einzuhegen. Vor diesem Hintergrund ist der Bau eines Schienennetzes, das nicht 
nur einen direkten Landweg zu den europäischen Märkten, sondern auch zu 
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ressourcenreichen Regionen in Zentralasien erschließt, und darüber hinaus über 
verschiedene Korridore durch Südostasien einen Seeweg nach Indien, in die 
arabische Welt und nach Ostafrika eröffnet (Yale 2015), ein visionärer Schritt 
der chinesischen Wirtschaftsstrategie mit globaler Bedeutung: Das Projekt One 
Belt, One Road tritt in direkte Konkurrenz zu den Bemühungen der USA, ihre 
Hegemonie zu erhalten. Verglichen mit den USA, die wirtschaftliche Integration 
durch Handelsverträge voranzutreiben und festzuschreiben suchen, unterscheidet 
sich das chinesische Projekt grundsätzlich in seinem Charakter. China setzt auf 
den Ausbau der physischen Infrastruktur, vertraut somit auf die integrierende 
Macht der materiellen Präsenz. Dieses qualitativ ganz anders konzipierte Projekt 
zeigt deutliche Auswirkungen in den Ländern der chinesischen Einflusssphäre 
- wie zum Beispiel in Thailand. 


Der Einfluss des chinesischen Infrastrukturprojekts in Thailand 


Die Interpretation, dass beide politische Lager in Thailand um das chinesische 
Projekt konkurrieren, wird gestützt durch die diplomatischen Initiativen, die das 
royalistisch-konservative Lager seit 2013 entfaltete. Parallel zu den Staatsbesu- 
chen, bei denen Yingluck Shinawatra das Memorandum of Understanding mit 
den chinesischen Stellen aushandelte, reiste Prinzessin Sirinthorn, die als wichtige 
Repräsentantin des thailändischen Königshauses gilt, mehrfach nach China 
und trafam Rande ihrer dem Wissenschafts- oder Kulturaustausch gewidmeten 
Reisen hohe RepräsentantInnen der chinesischen Regierung. Dabei wurde immer 
wieder die freundschaftliche Nähe des thailändischen Königshauses zu China 
betont, ebenso wie das gemeinsame Anliegen, in Fragen von Entwicklung und 
Technologie eng zusammenzuarbeiten (Zhao/Zhang 2015). 

So entsteht das Bild, das den Putsch gegen Yingluck und die Etablierung 
eines autoritären Systemsin Thailand im Zusammenhang mit dem chinesischen 
Großprojekt zeigt. Es ist eine gängige Gedankenfigur, die Verbreitungvon Auto- 
ritarismus in Thailand mit dem Einfluss Chinas in Zusammenhang zu bringen 
- insbesondere mit chinesischer Wirtschafts- und Entwicklungszusammenarbeit. 
Vor allem bei Projekten der Entwicklungszusammenarbeit in Afrika wird oft 
betont, dass China sein Engagement weder an Konditionen wie die Einhaltung 
von Menschenrechten koppelt, noch davor zurückschreckt, mit Diktatoren zu- 
sammenzuarbeiten. Dadurch werde der Konsens der im Development Assistance 
Committee (DAC) der OECD versammelten westlichen Geberländer ausgehöhlt, 
nämlich mit Entwicklungszusammenarbeit auch Demokratie zu befördern. Reilly 
(2013) oder Grävingholt (2011), die hier beispielhaft für eine ganze Gattung 


von Beiträgen stehen, vertreten, dass es einen unmittelbaren Zusammenhang 
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zwischen dem Scheitern von Demokratisierungsprozessen in Südostasien und 
dem Einfluss Chinas gibt. Die zugrundeliegende Gedankenfigur ist, dass das 
Reich der Mitte die Quelle eines Autoritarismus darstellt, der entweder direkt 
exportiert wird, oder der aufgrund des wirtschaftlichen Erfolgs Chinas besonders 
attraktiv erscheint. Diese These gilt es, im Zusammenhang mit den Vorgängen 
in Thailand kritisch zu untersuchen. 


Das Verhältnis Thailand-China aus der Perspektive 
der Weltsystemtheorie 


Vor dem Hintergrund der Tatsache, dass das One Belt, One Road-Projekt von 
vielen KommentatorInnen in welthistorischen Dimensionen wahrgenommen 
wird, sind Arbeiten zum chinesischen Aufstieg aus dem Umfeld der Weltsystem- 
theorie besonders relevant (Schmalz 2010). Vor allem Giovanni Arrighi (2007; 
Arrighi/Silver 2011; Robinson 2011) und Andre Gunder Frank (1998) haben 
sich mit dem Aufstieg Chinas befasst, interpretieren diesen Aufstieg jedoch schr 
unterschiedlich. 

Im Fokus von Arrighi und Silvers Aufmerksamkeit steht die Entfaltung des 
kapitalistischen Weltsystems, die sie als unterscheidbare, aufeinander folgende 
Zyklen und als Expansionsbewegung charakterisieren. Sie unterscheiden vier 
aufeinanderfolgende Zyklen: einen von der Stadt Genua dominierten Zyklus im 
16. Jahrhundert, der in eine von den Niederlanden dominierte Periode im 17. 
Jahrhundert überging, während sich das Zentrum im 18. und 19. Jahrhundert 
nach Großbritannien verschob, um nach dem Zweiten Weltkrieg von den USA 
abgelöst zu werden. Die Verschiebung des Zentrums der Weltwirtschaft nach 
China interpretieren sie als eine neue Entwicklung - als einen Bruch, der einen 
Übergangin ein neues „Langes Jahrhundert“, zu einer neuen Ordnungmit neuem 
Hegemon darstellt. 

Mit einer ganz anderen Akzentuierung behandelt Frank (1998) in ReOrient 
den gegenwärtigen Aufstieg Chinas. Er geht davon aus, dass bereits lange vor 
derimperialistischen Expansion Englands und der USA ein integriertes globales 
Welthandelssystem existierte, dessen Zentrum in Asien lag. Konkret vertritt er, 
dass es eine Phase der wirtschaftlichen Expansion ab 1400 bis ca. 1760 gab, die 
mit der Erschließung von Handelsrouten und dem Aufbau von Produktionska- 
pazitäten durch chinesische Händler begann und in ein von China kontrolliertes 
expandierendes Finanzwesen mündete. Hierauf spielt Thadoor (2014) an, der 
das One Belt, One Road-Projekt mit den Expeditionen von Admiral Zheng He 
im Auftrag der Ming-Kaiser im frühen 15. Jahrhundert vergleicht. In dieser 
Sicht sind die zeitgleichen Entwicklungen in Genua und den Niederlanden nur 
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ein unbedeutendes westliches Anhängsel eines größeren Zyklus, dem nur aus 
der verzerrten Perspektive einer eurozentristischen Geschichtswissenschaft eine 
zentrale Bedeutung zugesprochen wird. Aus seiner Sicht wandert das Zentrum 
nicht an einen neuen Ort, sondern kehrt an den Ort zurück, an dem es seit Beginn 
der 15. Jahrhunderts bereits lag. 

Die Periodisierung von Arrighi und Silver und die noch größeren Bögen, die 
Frank aufspannt, kann man sicherlich als holzschnittartig kritisieren. Wood 
(2003) hat darauf hingewiesen, dass der genuesische und der niederländische 
Zyklus noch nicht als kapitalistische Akkumulationszyklen verstanden werden 
können. Ebenso hinkt der anspielungsreiche Vergleich zwischen der chinesischen 
Expansion des 15. Jahrhunderts und dem heutigen Aufstieg Chinas gewaltig, 
wenn dabei übersehen wird, dass das Handelsimperium der Ming-Zeit aufeiner 
nicht-kapitalistischen Wirtschaft basierte. 

Darüber hinaus zeichnet sich die historische Methode der Weltsystemtheorie 
dadurch aus, dass sie erst über die Interpretation großer Datenmengen rückschau- 
ende Schlüsse zieht. Ihre Reichweite bei der Einschätzungder Gegenwart ist daher 
begrenzt. Das zeigtsich bei Arrighis Einschätzung, China sei kein kapitalistisches 
Land, sondern sein Aufstieg basiere auf der Expansion einer Marktwirtschaft, die 
jedoch von einer kapitalistischen Wirtschaft zu unterscheiden sei (Arrighi 2007: 
331f.) - eine Charakterisierung, die einer soziologischen Analyse der Produkti- 
onsverhältnisse wahrscheinlich nicht standhält. Allerdings diskutieren Arrighi 
und Silver durchaus die Frage, inwieweit die zunehmende geografische Expansion 
und qualitative Weiterentwicklung, wie sie bei den bisherigen Übergängen von 
Genua (als Stadtstaat) über die Niederlande, England hin zu den USA beobach- 
tet werden konnte, angesichts des weltweiten Krisengeschehens seit 2008 auch 
für einen nächsten Schritt des Übergangs zu einem chinesischen Jahrhundert 
fortgesetzt werden kann (Arrighi/Silver 2011). 

Im vorliegenden Text wird trotz aller Begrenzungen auf Arrighi und Frank 
zurückgegriffen, da deren Skizze großer Entwicklungslinien eine Perspektive 
eröffnet, unter der die aktuellen Entwicklungen in Thailand in historischer Kon- 
tinuität interpretiert werden können. Überdies findet sich ein starkes Argument 
für Frank, d.h. für die These, dass der Aufstieg des Westens eine Umleitung von 
Handelsströmen und nicht eine Hervorbringung neuer Produktionskapazitäten 
darstellt, in einer Arbeit von Evers, Korff und Pas-Ong (1987) zu Thailand. Es 
muss ein Zufall sein, dass Frank diese Arbeit in seinem Buch nicht berücksichtigt 
hat, denn sie stellt exakt diesen Übergang am Beispiel der Staatsbildung Siams 


vor.’ 


3 DerStaatan der Mündung des Chao-Praya-Flusses war als Siam bekannt und wurde erst 
1939 in Thailand umbenannt. 


618 Wolfram Schaffar 
Die Staatsbildung Siams unter dem Einfluss des Chinahandels 


Evers, Korff und Pas-Ong reagieren mit ihrer Arbeit auf Literatur der thailändi- 
schen marxistischen Geschichtsschreibung, die seit den 1950er Jahren mit der 
Frage beschäftigt war, inwieweit Siam/Thailand als kapitalistisch zu bezeichnen ist. 
Diese Frage stellte sich vor dem Hintergrund, dass Siam nie formell kolonialisiert 
war, während für andere Länder und Regionen Asiens gilt, dass die kapitalistische 
Produktionsweise von den Kolonialmächten durchgesetzt wurde (Reynolds/Hong 
1983). Nach einer verbreiteten marxistischen Lesart bildete der Bowring-Vertrag 
von 1855 den entscheidenden Wendepunkt: ein Freihandelsvertragzwischen Siam 
und dem englischen Königreich, durch den über eine forcierte Marktöffnung und 
die Abschaffung der Steuerpacht ein Bruch mit den feudalistischen Strukturen 
herbeigeführt und eine kapitalistische Wirtschaftsform durchgesetzt wurde. Da- 
mit entstand, so die Interpretation, ein semikoloniales System, indem das Land 
über chinesische Händler in das Weltsystem eingebunden wurde. 

Evers, Korff und Pas-Ong (1987) zeigen demgegenüber, dass die gesamte Staats- 
bildung Siams bereits seit 1767 durch die Einbindung in den Welthandel geprägt 
war — damals den Handel mit China. Nachdem die alte Hauptstadt Ayutthaya 
1767 im Krieg mit den Burmesen komplett zerstört worden war, hörte der vom 
siamesischen Feudalismus geprägte Binnenstaat auf zu existieren. An der Stelle 
Ayutthayas trat der chinesische Handelsstützpunkt Thonburi/Bangkok an der 
Mündungdes Chao-Praya-Flusses und wurde zur Hauptstadt und zum Ktistallisa- 
tionspunkt eines neuen, auf Außenhandel ausgerichteten Staatsgebildes. Zentrale 
Figur der Neugründung des siamesischen Staates ist Taksin, dem in der traditionel- 
len thailändischen Geschichtsschreibung die Rolle des Reichseinigers zukommt. 
Unter Nutzung seiner familiären ethnischen Verbindungen nach Südchina gelang 
es ihm, Kredite aus China zu erhalten, Lebensmittel und Waffen zu importieren 
und Stück um Stück weite Teile des Landes wieder unter eine militärische Kontrol- 
le zu bringen. Diese Kontrolle war - wie Evers, Korff und Pas-Ongzeigen - jedoch 
keine feudale Kontrolle, sondern gehorchten der Rationalität einer Handelsnation, 
und die staatlichen Einnahmen wurden nicht über Fronarbeit, sondern aus der 
Besteuerung von Handelsaktivitäten mit China bezogen. 

Schon diese Gründungsjahre Siams waren von Putschen geprägt. Die thailän- 
dische Geschichtsschreibungberichtet, dass Taksin 1782 „verrückt“ geworden sei 
und durch General Phraya Chakri, den Begründer der heutigen Chakri-Dynastie, 
abgesetzt und exekutiert wurde. Mit Evers, Korffund Pas-Ongkönnen wir diesen 
Putsch als Vorgang re-interpretieren, durch den sich eine neue Händlerdynastie 
mit chinesischen Wurzeln die politische Kontrolle der Handelsströme aneignete. 
Die komplette physische Vernichtung der Familie Taksins, die auf den Putsch 
folgte, ist ein erster historischer Verweis auf den existentiellen Charakter dieser 
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Konflikte zwischen rivalisierenden Wirtschaftsdynastien in Zeiten des Übergangs 
von einem Jahrhundert zum nächsten.* 


Die Einbindung Siams in das britisch dominierte Weltsystem 


Bowring, der britische Gouverneur in Hongkong, trafin den 1850er Jahren auf 
einem Kriegsschiff in Siam ein und der Abschluss des von ihm ausgehandelten 
Freihandelsvertrags markiert die Integration Siams in das Handelssystem unter 
der Pax Britannica. Laut Terwiel (1991) kam es zu diesem Vertragsabschluss nur 
deshalb, weil sich die siamesische Wirtschaft nach mehreren Boomphasen seit 
1840 in einer Krise befand. Vor diesem Hintergrund erhoffte sich der nunmehr an 
die Macht gekommene siamesische König Monkut neue Entwicklungschancen, 
wollte aber vor allem ein Appeasement der aggressiven Kolonialmächte erreichen. 
Die Aufzeichnungen Bowrings, in denen er die siamesische Wirtschaft als feuda- 
listische Tauschökonomie charakterisiert, sind daher als Momentaufnahme dieser 
Krise zu kontextualisieren. Die westliche wie auch die thailändische marxistische 
Geschichtsschreibung beruft sich jedoch auf diese verzerrte Wahrnehmung der 
siamesischen Wirtschaft, wenn sie die Ankunft des Kapitalismus in Siam auf 
den Abschluss des Bowring-Vertrags datiert. 

Demnach folgte der Abschluss des Bowring-Vertrags dem Muster, das Andre 
Gunder Frank allgemein für den englischen Zyklus annimmt: In Zeiten der 
wirtschaftlichen Schwäche tritt England als militärisch dominante Macht aufund 
kann über die vertragliche Zusicherung von Zollfreiheit eine Umleitung beste- 
hender Handelsströme nach Westen erzwingen. So folgte dem Bowring-Vertrag 
1863 ein ähnlicher Vertrag mit Preußen und 1869 mit Österreich-Ungarn. In 
diesem Sinn betonen auch Evers, Korff und Pas-Ong (1987), dass der freie Handel 
nur vermeintlich frei war, die Verträge durch ihre Bestimmungen vielmehr in 
erster Linie eine westliche Dominanz herbeiführten. 

Während die Position Siams im Weltwirtschaftssystem zu einer Herausbildung 
von Monostrukturen führte - vor allem zu Reismonokulturen im Chao-Paraya- 
Delta und zur Extraktion von Teakholz und Bodenschätzen - profitierte die 
Herrscherfamilie von der Expansion des Handels. Den krisenhaften Übergang 
zum US-dominierten Zyklus durchlebte Siam als Teil des westlich dominierten 


4 Heute umranken zahlreiche Mythen den Tod von König Taksin. Die Ähnlichkeit seines 
Namens mit Thaksin Shinawatra, und die Tatsache, dass beide Personen als politische 
Gegenspieler der Chakri-Dynastie gelten, führte dazu, dass die Rothemden 2010 ihre 
große Protestkampagne mit einer Zeremonie am Denkmal von König Taksin begannen. 
Thaksin gilt einigen sogar als Reinkarnation von König Taksin. 
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Handelssystems, und auch hier zeigten sich weitreichende innenpolitische Aus- 
wirkungen: Nach dem Zusammenbruch der Weltwirtschaft 1929 erschütterten 
soziale Unruhen das Land. Vonseiten der thailändischen Geschichtsschreibung 
wird die Verkündung der Verfassung von 1932 und der Übergang von der ab- 
soluten zur konstitutionellen Monarchie manchmal als Demokratisierung von 
oben bezeichnet, im Zuge derer ein aufgeklärter Monarch den Untertanen eine 
Verfassung schenkte. Eine adäquatere Darstellung ist sicherlich, die Ereignisse 
als eine Revolution zu charakterisieren: Vor dem Hintergrund der sozialen Un- 
ruhen entmachtete eine Gruppe entschlossener Militärs und Bürokraten das 
Königshaus und führte administrative und wirtschaftliche Reformen durch. 
So etablierten sich neben dem Königshaus kapitalistisch- bürokratische Eliten, 
die sich im neu beginnenden Akkumulationszyklus einen Platz sichern konnten 
(Riggs 1966). Das Königshaus selbst wurde auf repräsentative Funktionen be- 
schränkt, physisch hielten sich die Könige zeitweise gar nicht in Thailand, sondern 
in Europaauf. Abgeschnitten von dem unmittelbaren Zugriffauf die staatlichen 
Steuereinnahmen wurde das finanzielle Auskommen des Hauses Chakri durch 
die Etablierung eines königlichen Schatzamtes gesichert - eine Institution, die 
das Vermögen der Familie, vor allem deren Grundeigentum, verwaltete und zur 
Aufgabe hatte, durch die Bewirtschaftung dieses Vermögens dem Königshaus ein 
standesgemäßes Auskommen zu sichern. Dafür wurde eine besondere Rechtsform 
geschaffen, die das Schatzamt von allen Steuern und Abgaben und von jedweder 
Rechenschaftspflicht befreit (Porphant 2008). 

Die Aufbauphase des unter der Pax Americana stehenden neuen Zyklus prägte 
die wirtschaftliche Entwicklung Thailand nachhaltig: Fest eingebunden in die 
militärische US-Sicherheitsarchitektur, als militärische Basis für den Vietnam- 
krieg und als Standort vieler recreation centers für Soldaten, entwickelte sich 
eine spezifische Wirtschaftsstruktur. Ähnlich der japanischen zaibatsu oder 
koreanischen chaebol bildeten die chinesisch-stämmigen Händlerfamilien Bang- 
koks Konglomerate, zu deren Kern eine Bank und ein Handelshaus gehörten, 
und die in unterschiedlichen Industriesparten zu investieren begannen (Suchiro 
1989; Krirkkiat/Yoshihara 1983). Das königliche Schatzamt war eines dieser 
insgesamt fünf Konglomerate, in dessen Zentrum die Thai Farmers Bank und 
Industrieunternehmen wie Siam Cement stand (Porphant 2008). 


Die Reorganisierung des thailändischen Kapitals im Zuge der 
Asienkrise und die Entstehung der politischen Lager 


Die Asienkrise 1997/1998 erschütterte Thailand in seinen Grundfesten. Der 
Boom der 1980er und frühen 1990er Jahre hatte zu einer Immobilienblase 
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geführt. Die Banken hatten sich vor allem in der Immobilienbranche verspeku- 
liert und als die Bindung des thailändischen Baht an den US-Dollar aufgegeben 
werden musste und es zu einer massiven Abwertung kam, gingen mehrere Ban- 
ken bankrott und rissen die von ihnen kontrollierten Industriezweige mit. Der 
IWF gewährte an Strukturanpassungsprogramme gekoppelte Notkredite, die die 
Regierung in Rettungsmaßnahmen investierte. Porpant (2008) konnte zeigen, 
wie durch die strategische Selektivität der Staatsapparate die Fraktion um das 
königliche Schatzamt von den Rettungsmaßnahmen überproportional profitierte 
und letztlich als einzige Kapitalfraktion sogar gestärkt aus der Krise hervorging, 
So stieg das Schatzamt um die Jahrtausendwende zur größten Kapitalgruppe in 
der Hauptstadt auf. 

Daneben konnte sich im Schatten der Krise auch in den Provinzen vereinzelt 


Kapital reorganisieren.° Thaksin Shinawatra, dessen Familie aus der nordthai- 
ländischen Stadt Chiangmai stammt, gehört zu dieser Gruppe neuer Kapita- 
listen, die gemeinsam mit dem erstarkten Schatzamt Wege aus der Rezession 
zu suchten. Thaksin wurde 2000/2001 als Partner der Bangkoker städtischen 
Eliten gewählt und trat seine Amtszeit an mit dem Versprechen, Thailand aus 
der Krise zu führen. Die heutige Spaltung Thailands in ein Rotes und ein Gelbes 
Lager nahm in seiner Regierungszeit ihren Ausgang. Durch eine zweigleisige 
Wirtschaftspolitik - eine Kombination aus neo-liberalen Umstrukturierungen 
und umfangreichen Infrastruktur- und Sozialprogrammen - gelanges Ihaksin, 
innerhalb kurzer Zeit hohe Wachstumsraten zu erzielen und an die Boom-Jahre 
der 1980er und frühen 1990er anzuschließen. Dieser Erfolg, insbesondere die 
Infrastruktur- und Sozialprogramme, und allem voran die Einführung einer 
allgemeinen Krankenversicherung, sicherten ihm eine breite Anhängerschaft in 
den armen Provinzen des Nordens und des Nordostens. Auf dieser Basis gelang 
ihm 2005 eine fulminante Wiederwahl. Ein Novum in der Geschichte Thai- 
lands. Kaum einem Premier war es gelungen, eine Amtszeit voll auszuschöpfen, 
geschweige denn, eine zweite Wahl zu gewinnen (Pasuk/Baker 2004). 

Die ökonomische Macht Thaksins, dessen eigenes Unternehmensimperium 
durch das neue Wirtschaftswachstum enorm profitierte, stellte sich für die alten 
Eliten als zunehmende Bedrohungdar. Das Königshaus, das traditionell als Für- 
sprecher der Armen auftrat und über ländliche Entwicklungsprogramme eine 
sanfte Entwicklung zu fördern suchte, fürchtete darüber hinaus, dass Thaksin 
seine Machtposition im ländlichen Raum durch populäre Infrastruktur- und 
Sozialprogramme stärken könnte. Schließlich riefen der zunehmend autoritäre 


5 Diese Entwicklung kann mit dem Aufstieg der AKP in der Türkei verglichen werden. 
Die augenfälligste Parallele ist dabei die latente Konkurrenz zu den etablierten Kapital- 
fraktionen der jeweiligen Hauptstadt. Siche McCargo/Sarakol 2012. 
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Regierungsstil und die neo-liberalen Umstrukturierungen NGOs und die Ge- 
werkschaften von Staatsunternehmen auf den Plan (Pye/Schaffar 2008). 

In dieser Gemengelage formierte sich der Block der Gelbhemden. Gelb als 
Farbe der Protestdevotionalien wurde gewählt, weil der Königan einem Montag 
geboren wurde, und in der traditionell-thailändischen Kosmologie Montage 
mit der Farbe Gelb assoziiert werden. Unter der Führung von royalistisch-kon- 
servativen Kreisen organisierten unterschiedliche soziale Bewegungen, NGOs 
und Gewerkschaften in Bangkok über mehrere Monate Massendemonstrationen 
gegen Thaksin. Diese Proteste lähmten die Regierung Thaksins weitgehend, 
konnten ihn jedoch - auch wegen seines weiterhin großen Rückhalts unter der 
ländlichen Bevölkerung - nicht aus dem Amt vertreiben. Schließlich ergriffen 
die Militärs im September 2006 die Initiative und putschten (Ji 2007). 

Noch am Abend des Putsches sammelten sich DemokratieaktivistInnen und 
Intellektuelle, um gegen die Machtübernahme des Militärs zu demonstrieren. Re- 
ferenzpunkt war das Recht auf Selbstbestimmung, freie Meinungsäußerungund 
die generelle Ablehnungeiner politischen Rolle des Militärs. Diese Gruppe bildete 
den Kern einer neuen Opposition, die allerdings erst nach dem Schulterschluss 
mit Parteigängern und dem Parteiapparat des geschassten Premiers Thaksin 
Shinawatra zu einer breiten Bewegung anschwoll und sich als Abgrenzung zu 
den Gelbhemden die Farbe Rot für ihre corporate identity gab. 

Rot sollte ursprünglich nicht die Identifikation der Bewegung mit einer sozialis- 
tischen oder kommunistischen Internationalen zum Ausdruck bringen. Zwar bedie- 
nen sich die Rothemden seit den Demonstrationen von 2010 einer Klassenrhetorik 
und bezeichneten ihre eigenen Anhänger als phrai (Sklaven und Abhängige), die 
sich gegen amat (Feudalherren) in Stellung bringen. Auf den Mitgliedskarten 
der Rothemden, die im Vorfeld der Mobilisierung von 2010 ausgegeben wurden, 
stand jedoch als Slogan „für eine freie Marktwirtschaft“ - d.h. das Feindbild amat 
wurde auch im Sinne von verkrusteten, quasi-feudalen Strukturen verstanden, 
gegen die man Freiheit stellt, auch im liberalen Sinne eines freien Unternehmer- 
tums. Eine Analyse von Walker (2012) hat ergeben, dass es sich bei den aktivsten 
UnterstützerInnen der Roten im Norden und Nordosten weniger um Landarbei- 
terInnen oder Arme handelt, sondern vielmehr um politisierte Landwirte - also 
Angehörige der unteren Mittelschicht. Allerdings wurden die Demonstrationen 
der Rothemden im Laufe der Mobilisierung zum Anknüpfungspunkt für viele 
Arme und Marginalisierte, und auch einige der intellektuellen Köpfe der Roten 
haben eine internationalistische Vergangenheit. Selbst wenn der Ausgangspunkt 
der Farbwahl nicht kommunistisch/sozialistisch war, ließen sich die AktivistInnen 
auf die Verwechslung mit dem Rot der Internationalen in der Folge gern ein. 

So wurde der Elitekonflikt zwischen den beiden Kapitalfraktionen um Thaksin 
und um das königliche Schatzamt zu einem Kristallisationspunkt, an dem sich 
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nun auch soziale Konflikte artikulierten (Schaffar 2010). Wie bereits erwähnt, 
wird der Antagonismus zwischen diesen beiden Fraktionen oft mit unterschied- 
lichen Entwicklungs- und Wirtschaftsmodellen erklärt. Auf der einen Seite wird 
Thaksin als Repräsentant einer Kapitalfraktion charakterisiert, deren Gewinne 
sich vor allem der Teilhabe an globalisierten Wirtschaftsstrukturen verdanken. 
Exemplarisch hierfür steht sein Erfolgim Medien- und Telekommunikationssck- 
tor. Dies nicht nur, weil Telekommunikation an sich ein neues, mit Kommunika- 
tionsrevolution und Globalisierung verbundenes Geschäftsfeld darstellt, sondern 
auch, weil Ihaksin über die Grenzen Thailands hinaus im benachbarten Ausland 
(Kambodscha, Myanmar) genau so selbstverständlich und erfolgreich Geschäfte 
machte wie in Thailand selbst (Pasuk/Baker 2004). Zahlreiche innovative und auf 
einen globalen Markt gerichtete Geschäftsideen stehen für die wirtschaftspoliti- 
sche Ausrichtung und die enge Verzahnung seines Geschäftsimperiums mit staat- 
licher Wirtschaftspolitik, so etwa seine Nähe zum thailändischen Weltkonzern 
CP, der durch seine vertikale Integration der Produktionskette vom weltgrößten 
Futtermittelhersteller zu einem Lebensmittelkonzern und einer Fast-Food-Kette 
aufstieg. Die staatlich konzertierte Außenhandelsoffensive, Thailand mithilfe 
von CP zur Kitchen ofthe World zu machen, war dabei nur der Auftakt, CP als 
Konkurrenz von Wal Mart auf dem chinesischen Markt zu platzieren. Eines 
der von Ihaksin aufgelegten Entwicklungsprogramme war das sogenannte One 
Tambon, One Product-Programm - ein Fördertopf zur Regionalentwicklung, 
beidem Gemeinden angehalten wurden, ein lokales Produkt zu bestimmen, für 
dessen exportorientierte Produktion eine staatliche Unterstützungbeantragt wer- 
den konnte. Ebenso trat Thaksin für die Aushandlung eines US-thailändischen 
Freihandelsabkommens ein. Diesem Turbo-Kapitalismus gegenüber positionierte 
sich die royalistisch-konservative Kapitalfraktion um das königliche Schatzamt 
als Gegenprojekt. In Referenz zur königlich unterstützten Entwicklungsidee der 
Suffheiency Economy positionierte sich das Lager als Vertreter eines Wirtschafts- 
und Entwicklungsmodells, bei dem kleinteilige, für den lokalen Markt und die 
lokalen Bedürfnisse nötige Produktion, eine Abkehr von Konsumismus und 
westlichem Lebensstil im Vordergrund standen. 

Zusammengefasst basierte Ihaksins Wirtschaftswunder auf einer weiteren 
kapitalistischen Durchdringung Thailands, und zwar in neue Sektoren (Gesund- 
heitsmarkt, Telekommunikation) und in ländliche Regionen, die bislang noch 
nicht direkt in industrielle Produktionszusammenhänge integriert waren. Die 
Provinzen im Norden und im Nordosten waren vor seiner Regierungszeit nur 
als Reservoir für migrantische ArbeiterInnen wahrgenommen worden. Für sie 
stellte die Produktion von Nahrungsmitteln eine Rückfalloption dar, ebenso 
wie wegen ihrer teilweise intakten Subsistenzstrukturen auch für Arbeitslose, 
die unter anderem im Zuge der Asienkrise massenhaft dorthin zurückwander- 
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ten. Insofern stellt Thaksins wirtschaftliches Projekt tatsächlich eine qualitative 
Neuerung dar, die vor dem Hintergrund der Genese des thailändischen Staates 
als Bangkok-zentrierter Handelsstaat einen historischen Bruch bedeutete. Thai- 
land, dessen Wirtschaft seit der Begründung der Hauptstadt auf Thonburi/ 
Bangkok ausgerichtet war, zählt zu den am stärksten zentrierten Ländern der 
Erde, in dem sich zudem eine rekordverdächtige soziale Ungleichheit im Stadt- 
Land-Gefälle artikuliert. Der Ansatz Thaksins, durch Investitionsprogramme 
gerade die Regionen in den vernachlässigten Provinzen zu entwickeln, traf auf 
eine historische Übergangssituation, in der sich das auf England und die USA 
ausgerichtete „Lange Jahrhundert“, in das Siam/TThailand über das Drehkreuz 
Bangkok eingebunden war, seinem Ende zuneigte. Die Planungen von Thaksins 
Schwester Yingluck Shinawatra über Hochgeschwindigkeitszüge die neu entwi- 
ckelten Regionen des Hinterlands systematisch an China anzubinden, ist Teil 
dieses historischen Umbruchs. 

Die Umbruchsituation bedeutet weit mehr als eine andere Akzentsetzung 
in der Wirtschaftspolitik und bedingt die Verbissenheit in der Konkurrenz der 
beiden Kapitalfraktionen um die Gestaltungshoheit dieses Prozesses. Unge- 
achtet ihrer Rhetorik der alternativen Entwicklungsmodelle übernahmen die 
royalistisch-konservativen Eliten mehrfach politische Projekte und Geschäfts- 
ideen der Roten Vorgängerregierungen. So baute die durch den Putsch von 2006 
an die Macht gekommene, royalistisch-konservative Regierung das von Ihaksin 
eingeführte Gesundheitssystem aus — nachdem sie es zuvor als populistisches 
Programm bekämpft hatte. Und so begann die jetzige Junta nur wenige Tage nach 
dem Putsch mit der Umsetzung des Programms für Hochgeschwindigkeitszüge. 


Demokratietheoretische Implikationen und Ausblick 


Wenn man den letzten Putsch von 2014 vor dem Hintergrund der Weltsystem- 
theorie liest, spiegelt er die Verhältnisse und Vorgänge zwischen 1767 und 1855 
in umgekehrter Richtung wieder: Die Kapitalfraktion um das thailändische Kö- 
nigshaus, das sich ab 1767 als Handelsmonarchie etabliert und mit dem Bowring- 
Vertrag 1855 nach Westen umorientierte, vollzieht eine weitere Wendung. Wenn 
man Frank folgt, ist es eine Wendungzurück zu den Handelsstrukturen vor 1855, 
eine Re-Orientierung nach China. 

Gegenwärtig verharrt die thailändische Politik- und Geschichtswissenschaft 
wegen der drakonischen Strafen, die Paragraf 112 des Strafgesetzbuchs für Ma- 
jestätsbeleidigung vorschen, im Zustand einer Hofgeschichtsschreibung mit 
hagiografischen Zügen. Schon in früheren Jahrzehnten musste in Thailand jede 
Form von materialistisch informierter Geschichtswissenschaft mit emanzipato- 


Die Eiserne Seidenstraße 625 


rischem Anliegen durch Studierende und engagierte HistorikerInnen erkämpft 
werden. Einige von ihnen werden seit 2014 offen verfolgt oder befinden sich 
im Exil (Thai Political Prisoners 2015). Daher ist es nach wie vor geboten, die 
ökonomischen Eliten Thailands und ihre Aneignungsstrategien zu benennen. 
Vor allem aber gilt es herauszustellen, welche Rolle sie im Prozess der Errichtung 
eines autoritären Regimes spielen. 

Die Konfrontation der beiden Kapitalfraktionen in Thailand, die sich im Zuge 
der Asienkrise und ihrer Bearbeitungherausgebildet haben und miteinander um 
die Kontrolle des Übergangs zum nächsten „Langen Jahrhundert“ ringen, scheint 
einen Interessensausgleich und ein Nebeneinander, wie frühere Kapitalfrakti- 
onen es etwa in den 1970er und 1980er Jahren praktiziert haben, unmöglich 
zu machen. Im Zuge dieser Konfrontation, die nicht über die Verteilung eines 
Kuchens, sondern über die Existenz der jeweiligen Kapitalfraktion entscheidet, 
sind demokratische Formen des Interessensausgleichs zugunsten eines autoritären 
Systems mit faschistischen Zügen begraben worden. 

Die Entdemokratisierung Thailands, die mit der Reorientierung der ro- 
yalistisch-konservativen Eliten einherging, ist dabei nicht auf einen direkten 
Einfluss Chinas zurückzuführen. Die chinesische Regierung scheint sich - im 
Gegenteil - aus dem internen Konflikt in Thailand herausgehalten zu haben. 
Wirtschaftspolitisch sollte man annehmen, dass das Projekt von Thaksin näher 
an den Präferenzen Chinas liegt. Anders verhält es sich mit seiner politischen 
Rolle: Zu seinen Regierungszeiten hat Thaksin zwar keinen Hehl darausgemacht, 
dass er von Demokratie wenig hält. Nach seinem Sturz wurde er jedoch durch die 
Umstände seiner Entmachtungzum Referenzpunkt einer Demokratiebewegung 
- den Rothemden. Diese unverdiente Rolle als Gallionsfigur für Demokratie 
ließe erwarten, dass die chinesische Regierung seinem Lager gegenüber zurück- 
haltend agiert. Tatsächlich hat China aber sowohl mit Yingluck Shinawatra das 
Memorandum of Understanding zum Projekt der Hochgeschwindigkeitszüge 
unterzeichnet, als auch Yingluck gegenüber die Hoffnung ausgedrückt, die von 
ihr anberaumten vorgezogenen Neuwahlen im Februar 2014 mögen gut verlaufen. 

Mit der gleichen Selbstverständlichkeit hat die chinesische Regierung das Pro- 
jekt dann nach dem Putsch im Mai 2014 mit den neuen royalistisch-konservativen 
Machthabern weiter verfolgt. Arbeiten im Stil der oben zitierten von Reilly (2013) 
oder Grävingholt (2011) mögen eine Nähe der chinesischen Regierung zum 
autoritären Regierungsstil der neuen Administration herausstellen. Ideologisch 
trennt jedoch die nominell kommunistische Partei Chinas auch viel von einer 
Regierung, die sich offen royalistisch präsentiert. Die Indifferenz Chinas ge- 
genüber der jeweiligen Administration, mit der sie zusammenarbeitet, verweist 
auf den anders ausgerichteten Charakter des chinesischen Integrationsprojekts: 
Während die USA gegenwärtig versuchen, ihre Einflusssphäre durch Verträge 


626 Wolfram Schaffar 


abzusichern, deren Einhaltung einen politischen Willen bestenfalls gleich ge- 
sinnter Regierungen voraussetzt, organisiert China sein neues Projekt über den 
materiellen Ausbau der Infrastruktur und verlässt sich auf seine physische Präsenz. 
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Sybille Bauriedl 


Klimapolitik verstärkt globale und 


soziale Ungleichheiten 


Das Jahr 2015 soll als Meilenstein inter- 
nationaler Klimadiplomatie für eine kli- 
magerechte, nachhaltige Entwicklung in 
die Geschichte eingehen. Mit Blick auf die 
Anzahl langfristiger Zielvereinbarungen 
trifft dies aufjeden Fall zu: Im Juli fand die 
UN-Konferenz zur Entwicklungsfinanzie- 
rungin Addis Abeba statt; im September 
wurden in New York die globalen Nach- 
haltigkeitsziele (Sustainable Development 
Goals, SDG) verabschiedet; im Dezember 
sollen in Paris beim UN-Klimagipfel 
(COP 21) internationale Klimaschutzstra- 
tegien und -instrumente für die nächsten 
15 Jahre festgelegt werden. Diese drei Gip- 
fel-Vereinbarungen sind eng miteinander 
verknüpft. Die Entwicklungsfinanzierung 
soll den Weg für die Verwirklichung von 
Nachhaltigkeits- und Klimazielen ebnen. 
Auch der G7-Gipfel im Juni 2015 in EI- 
mau wird als Klimagipfel in Erinnerung 
bleiben, da die Teilnehmer_innen in ihrer 
Abschlusserklärung eine Dekarbonisie- 
rung der Weltwirtschaft verkündeten. 
Die vollständige Abkehr von fossilen Ener- 
gieträgern in Industrie, Mobilität sowie 
Strom- und Wärmeversorgung wäre ein 
großer Schritt für den Klimaschutz. Nur 
zwei Wochen später bremste der deutsche 
Wirtschaftsminister die Dekarbonisierung 
jedoch aus, indem er mit der Energie- und 
Kohleindustrie eine sogenannte Kapazi- 
tätsreserve vereinbarte und sie damit von 
Emissionsreduktionen entlastete. Mit dem 
Argument der Energiesicherheit in Zeiten 
schwacher Versorgung durch erneuerbare 


Energien sollen Arbeitsplätze im Alt- 
energiescktor gesichert werden. Auf diese 
Förderung der Kohleindustrie reagierten 
Umweltaktivist_innen mit überregiona- 
len Protestcamps und der Besetzung des 
Tagebaus in Garzweiler (vgl. die Aktion 
„Ende Gelände“). Diese und ähnliche 
Widerstandsaktionen sahen sich mit mas- 
siver staatlicher Repression konfrontiert. 
Gleichzeitig wird in den USA die unkon- 
ventionelle Erdgasförderung (Hydraulic 
Fracturing, kurz Fracking) gegen den Wi- 
derstand von der lokalen Bevölkerungund 
Umweltaktivist_innen an vielen Orten mit 
Regierungsmacht durchgesetzt. 

Wieso ist die internationale Klima- 
schutzpolitik trotz dieser Widersprüche 
glaubwürdig vermittelbar? Um dieser 
Frage nachzugehen, beschreibe ich im 
Folgenden zentrale Narrative der Klima- 
debatte, die strukturkonservatives staat- 
liches Klimaschutzhandeln ermöglichen. 
Die dominanten Beschreibungen und 
Bearbeitungsformen des Klimawandels 
sind, so meine These, Teil des Problems 
anhaltender globaler Erwärmung und blo- 
ckieren nachhaltige - im Sinne von global 
und intragenerational gerechten - Lösun- 
gen. Die Konservierung des Weltklimas 
und damit der Schutz der globalen Öko- 
systeme und der Bevölkerung sind ganz 
offensichtlich nicht der zentrale Antrieb 
der Klimapolitik. Und das wird solange so 
bleiben, bis die kapitalistisch-imperialen 
Wirtschaftsstrukturen, die die Krise gesell- 
schaftlicher Naturverhältnisse verursacht 
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haben, analysiert und in den entscheiden- 
den Institutionen diskutiert werden. 

Klimaschutz steht seit mittlerweile drei 
Jahrzehnten ganz oben auf der internati- 
onalen politischen Agenda. Die notwen- 
dige Dekarbonisierung von Industrie und 
Mobilität wurde jedoch bisher und auch 
im Gipfeljahr 2015 in die ferne Zukunft 
verlegt. Das Ziel soll erst am Ende des 21. 
Jahrhunderts erreicht sein - wenn die 
Erdöl- und Kohlevorkommen ohnehin ab- 
gebaut sein werden. Es bleiben also noch 85 
Jahre Zeit. Der Endspurt wirdzukünftigen 
Generationen überlassen. 

Während jedes Klimagipfels mahnten 
die Delegierten und Staatschefs, dass die 
Zeitzum Handeln knapp sei. Die Botschaft 
dieser Mahnung war stets: Die Zeit ist zu 
kurz für die Suche, Erprobungund Analyse 
alternativer Entwicklungspfade jenseits 
etablierter Wachstums- und Wohlstands- 
modelle. Es hieß immer: Auf die Schnelle 
helfen nur bewährte Strategien und Inst- 
rumente. Positive Ergebnisse für den Kli- 
mawandel sind jedoch bisher ausgeblieben. 
Die globalen Treibhausgasemissionen wur- 
den nicht reduziert, und Menschen in vie- 
len Regionen des Globalen Südens leiden 
immer stärker unter den Folgen der globa- 
len Erwärmung, des Meeresspiegelanstiegs 
sowie unter zunehmenden Dürreperioden 
und Stürmen. Im Rückblick hat sich also 
das Beharren auf etablierte Wirtschafts- 
und Gesellschaftssysteme als Zeitver- 
schwendung erwiesen und die Analyse 
sozialer und ökonomischer Ursachen des 
Klimawandels verhindert. Die Warnung 
vor der drohenden Klimakatastrophe und 
die Mahnungfür schnelle, einfache Lösun- 
gen hält dennoch weiter an. 

Seit Beginn der internationalen Klima- 
verhandlungen versuchen das Sekretariat 
der Klimarahmenkonvention und die 
Mitgliedsstaaten der Konvention aus dem 
Globalen Norden, den Klimawandel mit 


Sybille Bauriedl 


den gleichen Mitteln zu bekämpfen, die 
ihn verursacht haben. Die internationale 
Klimapolitik fußt auf drei Säulen: auf 
der Technologieentwicklung, auf markt- 
basierten Finanzinstrumenten sowie auf 
internationalen Institutionen, die globale 
Umweltpolitik im Interesse internationa- 
ler Wirtschaftseliten betreiben. Das Mittel 
zum Zweck ist die Inwertsetzung von Na- 
tur, die weiterhin Wirtschaftswachstum 
generieren und gleichzeitig das Klima 
schützen soll. Diese Ideologie ist in die 
ökonomischen und politischen Rahmen- 
bedingungen der 1990er Jahre eingepasst, 
die gekennzeichnet waren von neolibera- 
ler Globalisierung, dem Ende des Kalten 
Krieges und der Neuordnung globaler 
Machtgeometrien. Seitdem dominiert 
eine strukturkonservative, neoliberale 
undneoimperiale Klimapolitik, die sowohl 
Nord-Süd-Verhältnisse als auch innerge- 
sellschaftliche Wohlstandsgefälle manifes- 


tiert und in vielen Fällen verschärft. 


Krisendefinition im Anthropozän 


Klimawissenschaft und -politik betrachten 
das Problem des Klimawandels in einem 
planetarischen Maßstab. Als betroffene 
Akteure wird die Menschheit bzw. der An- 
thropos oder das Kollektiv der Erdbevöl- 
kerung adressiert; diese haben das Raum- 
schiff Erde und die Regenerationsfähigkeit 
des Systems Erde zu bewahren sowie die 
Folgen ihres Handeln in erdgeschichtlicher 
Dimension in den Blick zu nehmen. Mit 
dieser „Wir sitzen alle in einem Boot“- 
Rhetorik wird der Umgang mit dem Kli- 
mawandel als Gemeinschaftsaufgabe und 
als ressourcenökonomische Problematik 
vermittelt. Die zentralen Narrative dieser 
Deutung sind die Tragfähigkeitsgrenzen 
und die drohenden Kipppunkte. 

Das Argument der Tragfähigkeitsgren- 
zen der Erde wurde schon 1972 mit der 
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Studie „Limits to Growth‘, basierend auf 
einer computergestützten Modellierung 
globaler Bevölkerungsentwicklung und 
Ressourcenverbräuche, in die Umwelt- 
und Entwicklungsdebatte eingebracht. Alle 
Zielsetzungen internationaler Klimapolitik 
beruhen seitdem auf diesem Argument. Zu- 
gespitzt für die Klimadebatte wurde diese 
Perspektive mit der Studie „Planetarische 
Grenzen“ (Rockström et al. 2009), die für 
neun Umweltmedien Grenzen definiert, 
deren Überschreitung zu einem ökologi- 
schen Kollaps des Erdsystems führt. Die 
sogenannten Kipppunkte für Stickstoff- 
kreislaufund Biodiversität sind nach dieser 
Studie schon erreicht. Das Autorenkollektiv 
rund um Johan Rockström, Will Steffen, 
Richard Constanza, Paul Crutzen und 
Hans Joachim Schellnhuber veröffentlichte 
in der Zeitschrift Science rechtzeitig zum Pa- 
riser Klimagipfel eine aktualisierte Fassung 
ihrer Grenzstudie (Steffen et al. 2015) und 
stellte diese beim Weltwirtschaftsforum in 
Davos vor. Die Beteiligten, überwiegend 
Naturwissenschaftler_innen, versuchen 
mit ihren Diagnosen, die Notwendigkeit 
und die Dringlichkeit politischen Handelns 
zu begründen. Ihre naturwissenschaftlichen 
Erkenntnisse verbinden sie mit alarmieren- 
den Botschaften: „Das Raumschiff Erde hat 
keinen Notausgang“ (Crutzen et al. 2011). 
Die Forschung zu Tragfähigkeitsgrenzen 
wird vorangetrieben von europäischen Erd- 
systemwissenschaftler_innen (International 
Geosphere-Biosphere Program, Stockholm 
Resilience Centre, Potsdam-Institut für 
Klimafolgenforschung), die sich an der 
Grenze zwischen Wissenschaft und Poli- 
tik bewegen. Als leitende Autor_innen der 
IPCC-Berichte (Intergovernmental Panel 
on Climate Change) liefern ihre Argumente 
und Begriffe die Grundlagen internationa- 
ler Klimapolitik. 

Das Argumentder planetarischen Gren- 
zen ist eng verknüpft mit der Definition 
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eines neuen geologischen Zeitalters, des 
Anthropozäns. Vom Anthropozän sprach 
als Erster der Chemienobelpreisträger und 
‘Entdecker’ des Ozonlochs Paul Crutzen 
in einem viel zitierten kurzen Artikel in 
der Zeitschrift Nature (Crutzen 2002). 
Seitdem hat Crutzen mit den gleichen 
Kolleg_innen, die auch die planetarischen 
Grenzen bestimmt haben, das Anthropo- 
zän populär gemacht (Steffen et al. 2011). 
Der Begriffbezeichnet ein Zeitalter, indem 
der Mensch die globalen Ökosysteme so 
stark beeinflusst hat, dass dadurch geolo- 
gische Abläufe verändert werden. In der 
Klimadebatte wird diese Beeinflussungals 
positives Argument gewendet. Wer durch 
technologische Innovationen (Dampfma- 
schine, Verbrennungsmotor etc.) solche 
Spuren auf der Erde hinterlässt, der kann 
diese Kreativität auch dazu einsetzen, den 
Klimawandel einzudämmen. 

Als Antwort auf die geologische Wir- 
kung menschlicher Aktivitäten schlagen 
die gleichen Wissenschaftler_innen 
eine nachhaltige, post-fossile Ökonomie 
vor, die auf technologischen Innovatio- 
nen, staatlicher Steuerung und globaler 
Klima-Governance beruht. Schellnhuber 
hat auch das Hauptgutachten des Wissen- 
schaftlichen Beirats der Bundesregierung 
zu Globalen Umweltveränderungen von 
2011 „Große Transformation“ als Ant- 
wortaufden Klimawandel mitverfasst, in 
dem genau diese Ihesen vertreten werden 
(WBGU 2011). 

Vergessen wird in der Anthropozän-De- 
batte, dass die Industrialisierungnnicht nur 
die Umwelt geschädigt hat, sondern einen 
sozialen und institutionellen Strukturwan- 
del sowie globale Ungleichheitsverhältnisse 
zur Folge hatte, die durch eine technologi- 
sche Bearbeitung des Klimawandels nicht 
verändert werden. Der Klimawandel wird 
als äußerer Feind, als Systemstörung be- 
trachtet. Und auf diese Störung wird mit 
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dem Versuch der Systemstabilisierung 
reagiert. 

Seit Beginn der Anthropozän-Debatte 
gibt es Kritik an den Kriterien, die der De- 
finition eines neuen Zeitalters zugrunde 
gelegt werden, sowie an den Aussagen über 
den Einfluss des Menschen in der Vergan- 
genheit und in der Zukunft (Lövbrand et 
al. 2015). Jason Moore (2014) kritisiert, 
dass die Bestimmung der industriellen 
Revolution als Beginn des Anthropozäns 
die Umweltzerstörung in einen unkorrek- 
ten historischen Zusammenhang stelle 
und damit das Verhältnis von Kapital und 
Macht verdecke. Er schlägt vor, die aktuelle 
Epoche als „Capitalocene“ zu bezeichnen 
und die Geburtsstunde aufdie Entstehung 
des englischen und niederländischen Ka- 
pitalismus ab 1450 zu datieren, um so die 
Umweltzerstörung als unvermeidbares 
Ergebnis des Kapitalismus kenntlich zu 
machen. Elmar Altvater hat diese Pers- 
pektive in die deutschsprachige Kritik der 
Anthropozän-Debatte übersetzt (Altvater 
2013). Die Begriffsdebatte zeigt, dass die 
Perspektive auf die Abfolge von sozialen 
Prozessen und Umweltkonsequenzen hart 
umkämpft ist. Das gilt nicht nur für die 
Ursachendiagnose, sondern auch für die 
Lösungsvorschläge zur Vermeidung ext- 
remer Auswirkungen des Klimawandels. 


Krisenbewältigung durch 
Inwertsetzung von Natur 


Die Klimadebatte ist geprägt von Begriff- 
lichkeiten, die gegensätzliche Interessen 
der Naturnutzungund des Naturschutzes 
miteinander versöhnen sollen und sich 
dabei bestenfalls gegenseitig plausibili- 
sieren: Klimaneutralität, Energiewende, 
Effizienzrevolution, Biotreibstoffe, Bio- 
ökonomie oder klimafreundlicher Konsum 
sind die Schlüsselbegriffe internationaler 
Klimapolitik (Bauriedl 2015). Sie lassen 
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Wirtschaftswachstum und Klimaschutz 
als vereinbar erscheinen. Begründet wird 
dieses Harmonisierungsargument mit Kos- 
ten-Nutzen-Rechnungen, die einer wirt- 
schaftswissenschaftlichen Logik folgen. 
Kohlenstoffemissionen bekommen einen 
Preis und lassen sich mit Investitionen für 
den Klimaschutz gegenrechnen. So wird 
Klimaschutz auch ökonomisch rational. 
Die Definition von Tragfähigkeitsgren- 
zen der Atmosphäre erlaubt, die maximal 
vertretbaren, globalen Treibhausgasemis- 
sion zu berechnen. Diese Grenzwerte 
sollen durch die Bilanzierung realer und 
potenzieller Einsparungen von Treibh- 
ausgasemissionen erreicht werden. Alle 
Grenzwerte basieren auf naturwissen- 
schaftlichen Berechnungen, werden aber 
nichtsdestotrotz politisch ausgehandelt. 
Die Vorverhandlungen für den Pariser 
Klimagipfel konzentrierten sich auf die 
Festlegung des maximalen Eintrags von 
Emissionen in die Atmosphäre (350ppm! 
bis 500ppm) und die maximal akzeptable 
globale Erwärmung (2 Grad bis 3,5 Grad). 
Alle UN-Staaten reichen für die Klimaver- 
handlungen nationale Minderungsziele 
des Kohlendioxid-Ausstoßes ein, die dann 
aufsummiert werden, um zu schen, ob es 
am Ende reicht für einen internationalen 
Klimavertrag. Das Potsdam-Institut für Kli- 
mafolgenforschung hat eine maximal ver- 
tretbare globale Kohlenstoffemission von 
35 Milliarden Tonnen Kohlendioxid (CO,) 
im Jahr 2015 errechnet, um die sogenannte 
2-Grad-Leitplanke nicht zu durchbrechen 
(Wicke/Schellnhuber/Klingenfeld 2010). 
Hinter dieser Grenzwert- und Zielwert- 
debatte verschwinden die Fragen, nach wel- 
chen Kriterien vertretbare Klimawandel- 
folgen festgelegt werden sollen. Was sagen 


l ppm steht für „parts per million“, d.h. 
Millionstel. 
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die Grenzwerte und Zeitkorridore über 
heutige und zukünftige sozial-ökologische 
Realitäten aus? Erstmal gar nichts. Die Bi- 
lanzierungslogik zielt auf den Einsatz von 
Efhizienztechnologien, die Ausweitungvon 
erneuerbaren Energien unddie Etablierung 
von Kohlenstoffmärkten. Die beim Pariser 
Klimagipfel verabschiedeten Klimaschutz- 
instrumente können einerseits als Antwort 
auf den aktuellen und vor allem auf den 
prognostizierten Klimawandel betrachtet 
werden (Bumpus/Liverman 2011: 203) 
und andererseits als Zugeständnis an in- 
ternationale Wirtschaftseliten, die auf der 
Suche nach neuen Finanz- und Absatz- 
märkten sind. 

Die Kyoto-Instrumente von 1997 
(Clean Development Mechanism, CDM 
und Joint Implementation, JI) und der 
später eingeführte Emissionshandel und 
Waldschutz (REDD+) haben die Möglich- 
keit geschaffen, einen Klimaschutz zu ent- 
wickeln, der auf Inwertsetzung orientiert 
ist. Die noch vorhandene Biodiversität der 
Erde wird in der internationalen Klimapo- 
litik als Naturkapital verstanden, als sich 
verknappendes Vermögen. Dieses Natur- 
verständnis öffnet die Tür für die Kommo- 
difizierung sogenannter Dienstleistungen 
des Ökosystems (Alcamo et al. 2003). 
Natur soll in dieser Logik nicht mehr aus- 
gebeutet und verbraucht, sondern „in Wert 
gesetzt“ werden. Das ist die Grundidee des 
„grünen Kapitalismus“, der weiterhin un- 
begrenztes Wachstum verspricht und da- 
mit einen Wandel der Konsumgesellschaft 
unnötig macht. Inwertsetzung von Natur 
istjedoch ein Grundbaustein des alten Ka- 
pitalismus, meint immer die Unterordnung 
von Natur unter die Gesetze der Kapitalak- 
kumulation und ist begleitet von sozialen 
Konflikten (Görg 2016). 

REDD+, CDM und andere Instru- 
mente der Klimaschutzkompensation 
bieten ökonomische Anreize für die 


633 


Inwertsetzung natürlicher Ressourcen 
durch deren Nicht-Verbrauch (z.B. Erhal- 
tung von Regenwäldern als Reservat für 
Biodiversität und als Kohlenstoffsenke). 
Die Aufwendungen für den Erhalt dieser 
Ressourcen im Globalen Süden wird als 
Dienstleistung an Unternehmen, Kom- 
munen und Privatpersonen im Globalen 
Norden verkauft, die damit das Recht 
erwerben, ihre Emissionen zu neutrali- 
sieren. Mit diesen Emissionszertifikaten 
ist ein neues handelbares Gut geschaffen 
geworden, das den Globalen Norden und 
den Globalen Süden durch ein komplexes 
Zusammenspielvon Technologien, Institu- 
tionen und Diskursen verbindet undeinen 
neuen Markt für Energietechnologieunter- 
nehmen, Emissionszertifikatedienstleister 
und Zertifizierer geschaffen hat. Diesen 
Markt dominieren bisher in der Mehrheit 


europäische Unternehmen. 


Globale Arbeitsteilung des 
Klimaschutzes 


Die Atmosphäre ist ein Gemeinschaftsgut. 
Jeder kann in ihr Treibhausgasemissionen 
abladen. Jedoch nehmen Vielverschmutzer 
Extrarechte zulasten anderer in Anspruch. 
Die Aufgabe des Klimaschutzes soll den- 
noch aufalle Schultern verteilt werden. Die 
„Unsere gemeinsame Zukunft“-Rhetorik 
suggeriert, dass alle Menschen gleichbe- 
rechtigte Partner_innen bei der Lösung 
von Klimaproblemen sind. Das Schluss- 
dokument des „Rio+20“ UN-Gipfels für 
Umwelt und Entwicklung, „Ihe Future 
We Want“, benennt an keiner Stelle die 
historischen und strukturellen Bedin- 
gungen von Armut, Ungleichheit und 
Nicht-Nachhaltigkeit wie zentralisierte 
Staatsmacht, Kapitalmonopole, Neokolo- 
nialismus, Rassismus und Patriarchat. Wer 
ist aber das kollektive „Wir“, das hier an- 
gerufen wird? Und haben alle Teile dieses 


634 


„Wir“ die gleiche Zukunft im Sinn? Wohl 
kaum. Dennoch kommt die Klimapolitik 
ohne Sozial- und Kolonialgeschichte aus. 

Widersprüche globaler und sozialer 
Ungleichheit verschwinden hinter dem 
Versprechen einer ökologischen Moder- 
nisierung und dem Versprechen globaler 
Partnerschaften auf Augenhöhe. Die 
Klimaverhandlungen sind jedoch alles 
andere als ökologisch förderlich oder 
ausgeglichen partnerschaftlich. Sie sind 
gekennzeichnet von Interessenkonflikten 
bei der Chancen- und Kostenverteilung 
zwischen Wirtschaft, Staat und Privatper- 
sonen, zwischen Industrie-, Schwellen- und 
sogenannten Entwicklungsländern sowie 
zwischen einzelnen Staaten. Das Konsen- 
sprinzip der Klimaverhandlungen führt 
dazu, dass diese Konflikte immer zulas- 
ten der schwächeren Staaten entschieden 
werden. Ein zentraler Kompromiss mit 
fatalen Folgen ist die Vereinbarung, dass 
Emissionsreduktion immer dort betrieben 
werden soll, wo sie am billigsten zu haben 
ist (also in Entwicklungsländern) und 
Kohlenstoffbindung dort gefördert wer- 
den soll, wo sie am effektivsten ist (also in 
tropischen Wäldern). Dass Klimaschutz 
ausgerechnet im Globalen Süden günstiger 
realisiert werden kann, ist nicht „natür- 
lich“, sondern hat eine Geschichte, und 
diese wird mit Kompensationszahlungen 
für Klimaschutzleistungen fortgeschrie- 
ben. Diese Vereinbarunghat zu einer spezi- 
fischen Geografie globalen Klimaschutzes 
geführt. 

Viele Städte und Unternehmen im 
Globalen Norden haben sich selbst zur 
mittelfristigen „Klimaneutralität“ oder 
„Nullemission“ verpflichtet. Das kann 
nur funktionieren, wenn sie genug Anbie- 
ter_innen von zertifizierten Klimaschutz- 
projekten finden, mit deren Hilfe sie ihre 
Emissionen kompensieren können. Dafür 
müssten heutige Entwicklungsländer 
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langfristig weit unter ihrem Kohlenstoff- 
budget bleiben und dort auch 2050 noch 
billige Arbeitskräfte für den Klimaschutz 
verfügbar sein. Woher nehmen die Regie- 
rungsvertreter_innen der Industriestaaten 
die Gewissheit, dass in den nächsten 35 
Jahren nicht alle Entwicklungsländer zu 
Schwellenländern geworden sind, mit den 
entsprechenden Emissions- und Lohn- 
niveausteigerungen? Das Zukunftsbild 
internationaler Klimapolitik zeigt eine 
Kontinuität des globalen Wohlstandsge- 
fälles und einen Globalen Süden, in dem 
großflächiger Anbau von Agrartreibstoffen 
und großflächiger Waldschutz stattfindet. 
Damit einher gehen Landnutzungskon- 
flikte zwischen Klimaschutzprojekten 
und Agrarindustrie auf der einen und 
kleinbäuerlicher Landwirtschaft auf der 
anderen Seite. 

Diese Konflikte werden im Rahmen 
der Klimaverhandlungen durchaus the- 
matisiert, Ursache und Wirkung jedoch 
willentlich verwechselt. Das Post-Kyoto- 
Abkommen von Paris ist eng verknüpft 
mit den neuen Nachhaltigkeitszielen. Der 
Direktor des UN-Umweltprogramms 
(UNEP), Achim Steiner, stellte den 
Zusammenhang so dar: „Linking the 
SDGs, and ultimately policy, with climate 
mitigation will help countries build the en- 
ergy-efficient, low-carbon infrastructures 
ofthe future and achieve transformational 
change that echoes the true meaning of 
sustainable development.“ (Steiner 2015: 
4). Klimaschutz wird mit Armutsreduk- 
tion gleichgesetzt, ohne Armutsgründe 
zu benennen. Das ist schon seit einigen 
Jahren die Prämisse internationaler Ent- 
wicklungshilfe, die zur Förderung „kli- 
makompatibler Entwicklung“ geworden 
ist. Finanzierung von Entwicklungshilfe 
sollnun immer auch einen positiven Effekt 
für den Klimaschutz - also einen globalen 
Beitrag - leisten. 


Klimapolitik verstärkt globale und soziale Ungleichheiten 


Post_koloniale Machtverhältnisse las- 
sen sich hier gleich dreifach in den Blick 
nehmen: als historische Bedingung aktu- 
eller gesellschaftlicher Naturverhältnisse, 
Landnutzungsformen und Besitzverhält- 
nisse, als aktuelle Praxis der ökonomischen 
Inwertsetzung von Natur und Ressourcen- 
ausbeutung sowie als diskursive Praktik, 
durch die Dominanzverhältnisse zwischen 
dem Globalen Norden und Süden herge- 


stellt und reproduziert werden. 


Den Neoliberalisierungscode 
knacken 


Die internationale Klimapolitik sugge- 
riert, dass die richtigen Strategien für den 
Klimaschutz gefunden wurden und diese 
nur noch konsequent umgesetzt werden 
müssten. Die wirkmächtige win-win- 
storyline beruht aufdem Versprechen, für 
alle Umweltprobleme flexible und kosten- 
effiziente Lösungen finden zu können. 
Weltweit kritisieren jedoch viele Menschen 
und transnationale Bewegungen dieses 
Narrativ als nicht nachhaltig und krisen- 
verschärfend. Im September 2014 sind 
allein in New York beim People’s Climate 
March 300.000 Teilnehmer_innen aufdie 
Straßen gegangen, um von den Delegierten 
und Regierungsvertreter_innen des UN- 
Klimagipfels eine umwelt- und menschen- 
rechtsorientierte Klimapolitik zu fordern. 
Einen Tag später wurde die Kritik noch 
konkreter vorgetragen, als sich Aktivist_ 
innen der kapitalismuskritischen Klim- 
abewegung mit der Occupy-Bewegung 
vereinten, um die Wall Street zu besetzen 
und gegen die Rolle des Finanzkapitals bei 
der Verschärfung des Klimawandels zu 
protestieren. Die Kampagnen der trans- 
nationalen Klimabündnisse im Vorfeld 
des Pariser Klimagipfels konzentrieren 
sich darauf, konkrete Protagonist_innen 
fossiler Energieproduktion anzuprangern 
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(climate criminals) und deren Produktion 
zu stören. 

Seit einigen Jahren treiben soziale 
Bewegungen parallel zum Protest gegen 
Energiekonzerne und Institutionen in- 
ternationaler Klimapolitik Diskussionen 
über Formen der Wertschätzung von 
Natur jenseits ökonomischer Bewertung 
voran. Alternativen zu permanentem 
Wirtschaftswachstum, technologischen 
Innovationen und Ausbeutungsver- 
hältnissen, die Vielfalt, Integration und 
Verbundenheit mit Natur wertschätzen, 
werden in verschiedenen regionalen Kon- 
texten diskutiert. In Südamerika steht der 
Begriff „Gutes Leben“ (buen vivir oder su- 
mak kawsay) für die materielle und soziale 
Zufriedenheit, die nicht auf Kosten natür- 
licher Lebensgrundlagen realisiert wird. 
In Europa und Nordamerika ist mit dem 
Begriff des „Post-Wachstums“ (degrowth, 
decroissance) in den letzten Jahren eine 
neue Bewegungentstanden, die alternative 
Lebensweisen der Selbstversorgung und 
des Tausches erprobt und gleichzeitigeine 
Debatte zum Wert von Gemeinschaftsgü- 
tern (Commons), Sorgearbeit und Utopien 
des Zusammenlebens (Konvivialismus) in 
Gang gesetzt hat. 

Diese Beobachtungen zeigen, dass die 
aktuelle Klimadebatte geprägt ist von Pa- 
ralleldiskursen. Dem Ideal einer Grünen 
Ökonomie mit dem Versprechen eines 
dekarbonisierten Endloswachstums steht 
das Ideal eines Guten Lebens jenseits von 
Wachstumsstress gegenüber. Diese Dis- 
kurse haben eine zentrale Gemeinsam- 
keit. Für die Protagonist_innen beider 
Zukunttsideale gilt der Klimawandel als 
treibende Kraft dieser Transformation. 
Dabei wäre eine sozial und global gerech- 
tere Welt auch ohne Meeresspiegelanstieg 
und Extremwetterereignisse dringend 
nötig. Eine gesellschaftskritische Klima- 
forschung sollte sich daher auch mit der 
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Frage beschäftigen, warum soziale Krisen 
eine Umweltkatastrophe brauchen, um 
politisch relevant zu werden. 
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Keine Verdichtung unter dieser Nummer 


Das Fenster zu gesellschaftlicher Veränderung hat sich in 
Griechenland und Spanien wieder geschlossen 


In den vergangenen zwei Jahren fand eine 
wahrliche Stafette der linken Wahlhoff- 
nungen statt. In Europa wurde nach den 
großen sozialen Mobilisierungen 2010 bis 
2013 eine lange Reihe von Kandidaten 
(Alexis Tsipras, Jeremy Corbyn), Parteien 
(Izquierda Unida, Syriza, Podemos) und 
Ländern (neben Griechenland und Spa- 
nien auch Portugal) zum Hoffnungsträger 
für schnelle Veränderung. Die Notwendig- 
keit einer Verschiebung institutioneller 
Kräfteverhältnisse und die Einflussnahme 
auf politische Entscheidungen im Rahmen 
der parlamentarischen Demokratie liegen 
auf der Hand. Ebenso die Notwendigkeit, 
dass linke Bewegungen, Initiativen und 
institutionelle Akteure produktiv zusam- 
menarbeiten, um einen Politikwechsel 
einzuleiten. Doch sind die großen Hoff- 
nungen auf den institutionellen Weg be- 
gründet? Können Parteien und Wahllisten 
den Protest der Bewegungen in ein alterna- 
tives gesellschaftliches Projekt verwandeln 
und mittels Beteiligung an den Instituti- 
onen der repräsentativen Demokratie die 
Austeritätspolitik stoppen, so wie sie es 
beanspruchen? Welche Schlüsse können 
aus den Erfahrungen in Griechenland und 
Spanien bezüglich der „Verdichtung“ in der 
Parteiform und des Verhältnisses von Be- 
wegungen und Parteien gezogen werden? 

Die großen sozialen Mobilisierun- 
gen der vergangenen Jahre waren durch 
Praktiken direkter Demokratie und der 
Ablehnung der liberalen Demokratie und 


Parteien geprägt. „Ihr repräsentiert uns 
nicht“ schallte es millionenfach von den 
Straßen (Azzellini 2013; Sitrin/Azzellini 
2014). Die neuen Bewegungen zeigten 
eine ungeheure schöpferische Fantasie 
und Kreativität, experimentierten mit 
neuen Praktiken und Organisationsfor- 
men, entwickelten jedoch keine Form der 
Organisierung des Protests in einem gesell- 
schaftlichen Alternativprojekt. Der Fokus 
linker Aufmerksamkeit verschob sich zu- 
nehmend auf die institutionalisierte Poli- 
tik. Zwar sind die Bewegungen nicht völlig 
verschwunden, sondern diffundierten in 
konkrete Projekte in Nachbarschaften und 
Arbeitsstätten (Azzellini 2014; Sitrin/Az- 
zellini 2014). Doch aus dem Blickfeld der 
Medien sind sie damit genauso herausge- 
rückt, wie aus dem derjenigen, die nicht 
direkt involviert sind. 

Während und im Anschluss an die 
großen Bewegungen drängten zahlreiche 
linke AutorInnen darauf, die Bewegun- 
gen müssten sich in Parteien verwandeln 
bzw. mit linken Parteien verbünden. Die 
Verdichtung von Politik erfolge in der 
Partei (Porcaro 2011; 2013; Rehmann 
2013; Wainwright 2012). Der Vorschlag 
istweder überraschend noch originell. Die 
Parteiform wird von ihren Anhängerln- 
nen in jeder Situation als richtige Antwort 
gehandelt, auf die Schwäche der Linken, 
wie auch auf ihre Stärke, auf fehlende wie 
auf massive soziale Mobilisierung. Die 
Vorschläge, wie die „verdichtende Partei“ 
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aussehen soll, sind dann auch meist nicht so 
neu. Seies die autoritäre Variante mit „rela- 
tivenggestrickte[n] Führungsgruppen, die 
zuweilen oligarchisch oder halb-autoritär 
regredieren mögen“ (Porcaro 2011); oder 
die Partei mit der Strategiebildung auf der 
Grundlage der Überwindung von „sozia- 
len und kulturellen Spaltungen zwischen 
und innerhalb der subalternen Klassen“ 
(Rehmann 2013). Beides ist angesichts 
dessen, was die neuen Bewegungen aus- 
zeichnet, schwer vorstellbar. 

Es sind aber auch neue Parteien und 
Wahlinitiativen mit ganz anderen An- 
sprüchen und Vorstellungen entstanden, 
gegründet von BewegungsaktivistInnen - 
vor allem im spanischen Staat. In Madrid 
etwa gehörten der eher autonome post- 
operaistische Verlag samt Buchhandlung 
Traficantes de Suenos, die noch vor drei 
Jahren Parteien oder Wahlpolitik katego- 
risch ablehnten, zu den treibenden Kräften 
bei der Gründung der lokalen Wahlliste 
„Ganemos Madrid“ und schließlich der 
breiteren Liste „Ahora Madrid“, welche 
die neue Bürgermeisterin stellt: Manuela 
Carmena. Es ist zweifellos eine Zeit politi- 
scher Rekonfiguration. So ist auch Antonio 
Negri (2015), der vornichtallzu langer Zeit 
noch den „Exodus“ aus der Gesellschaft 
propagierte, nun plötzlich auf dem entge- 
gengesetzten Pol wiederzufinden und will 
Europa mit einer Front von Antiausteri- 
tätsparteien umkrempeln. 

Doch ein genauerer Blick aufdie „gegen- 
wärtigrelativ erfolgreichen Linksparteien“ 
(Rehmann 2013) offenbart wenig Grund 
zur Hoffnung. Die Wahlergebnisse bleiben 
fast immer weit hinter dem zurück, was die 
Tiefe der Krise und die Verschlechterung 
der Lebenssituation erwarten ließen. So 
beruht die Hoffnung auf Veränderung 
letztlich darauf, dass Linksparteien als 
kleinere Partner der Sozialdemokratie die 
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könnten. Diese Hoffnung entbehrt jeder 
Grundlage. In den vergangenen drei Jahr- 
zehnten sind es die sozialdemokratischen 
Parteien gewesen, die in Europa Neolibe- 
ralismus und Austerität ermöglicht haben. 
Und die Erpressung Griechenlands hat 
gezeigt, wo die Sozialdemokratie steht. 
Anden vergangenen 15 Jahren Regierungs- 
beteiligung von Linksparteien ist deutlich 
geworden: Ein Linksruck findet nicht statt. 
Zudem schwächten sie meist Bewegungen 
und Linksparteien. 

Die Anpassung an institutionelle Real- 
politik erfolgt im rasenden Tempo. Selbst 
an den Funktionsweisen alter und neuer 
linker Parteien und ihrem Verhältnis zu 
den Bewegungen ist viel weniger neu als oft 
angenommen. Weder gelingt esden neuen 
Parteiinitiativen noch den alten Linkspar- 
teien eine Synthese herzustellen. Die alten 
Linksparteien können kaum überzeugen, 
während die neuen Linksparteien den 
alten Politikstil, inklusive Führungsge- 
rangel, Top-down-Entscheidungen und 
Taktiererei übernehmen und so schnellden 
herkömmlichen Parteien ähnlich werden. 

Moissei Ostrogorski, Gründer der Par- 
teiensoziologie, stellte schon 1902 fest, 
dass demokratische Parteien eine nahezu 
pathologische Tendenz haben, sich in 
bürokratische und oligarchische Orga- 
nisationen zu verwandeln (Ostrogorski 
1902). Dem liegt keineswegs ein Automa- 
tismus zugrunde - die CUP (Candidatura 
d’Unidad Popular) in Katalonien und die 
Wahllisten in verschiedenen spanischen 
Städten gilt es diesbezüglich weiter zu 
beobachten -, dennoch entwickeln sich 
Parteien fast immer so. Die institutionelle 
Partizipation drängt zur Konstituierung 
als Partei, da sie die funktionalste Form für 
das System ist. Die Parteiform wiederum 
fördert Hierarchien, Autoritarismus und 
Repräsentation, da sie selbst Teil einer po- 
litischen und institutionellen Architektur 
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ist, die auf Grundlage dieser Prinzipien 
funktioniert. Entsprechend groß ist der im- 
manente Druck, sich diesen Mechanismen 
anzupassen. Der Anpassungsdruck wirkt 
auf Form und Inhalt. Die institutionelle 
Logik verleitet dazu, Mehrheiten im Status 
quo zu suchen (nahezu alle Parteien bean- 
spruchen die Mehrheit zu repräsentieren), 
anstatt sie in Kämpfen um soziale Trans- 
formation herzustellen. Die Realpolitik 
bahnt sich ihren Weg. Auch das ist keine 
alternativlose Entwicklung, aber eben schr 
wirkungsmächtig, wie wirin Griechenland 
und Spanien schen können. 


Griechenland 


Als größte Hoffnung der europäischen 
Linken galt Syriza. Das Resultat der ers- 
ten EU-Linksregierung, die den Auftakt 
bilden sollte, die Austerität in der ge- 
samten EU zurückzudrängen, ist jedoch 
sehr ernüchternd. Sicher, die Erpressung 
durch die EZB und EU, angetrieben von 
der deutschen Regierung, ist brutal. Die 
griechische Regierung kann fast nichts 
entscheiden, alles wird aus Brüssel vorge- 
geben, inklusive Gesetzestexte, die das hel- 
lenische Parlament absegnen muss. „Ihis 
is a coup!“ hieß es folgerichtig. Die sich 
daran anschließende Frage, warum sich die 
Linke für eine Marionettenregierungnach 
einem Coup hergeben sollte, wurde aber 
noch nicht beantwortet. So hat die Syriza- 
Regierung ein Memorandum ermöglicht, 
das keine andere Regierungso widerstands- 
los hätte unterzeichnen können. Dafür hat 
sich Tsipras über alle Wahlversprechen, 
das Referendumsergebnis und über alle 
innerparteilichen Entscheidungsgremien 
hinweggesetzt. Er berief Neuwahlen ein, 
verschob den Parteikongress und suchte 
die WahlkandidatInnen persönlich aus. 
Selbst der ehemalige Finanzminister Yanis 
Varoufakis bezeichnete das Vorgehen als 
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„Verrat“ an der griechischen Bevölkerung, 
an den Nein-Stimmen beim Referendum 
und der eigenen Partei (The Guardian, 
22.8.2015). 

Den Kurs mit Tsipras’ Wiederwahl zu 
rechtfertigen ist demokratisch bedenklich 
und schwer zu halten. Die Wahlbeteiligung 
sank 63,62 auf 56,7 Prozent (davon 2,4% 
ungültige oder leere Stimmzettel), so nied- 
rig wie noch nie zuvor. In absoluten Stim- 
men verlor Syriza 320.000 Stimmen und 
bekam 35,46 Prozent. Das Ergebnis unter- 
scheidet sich aber qualitativ von den 36,34 
Prozent im Januar. Damals wurde gegen 
Austerität und für ein anderes gesellschaft- 
liches Projekt gestimmt; im September 
wurde die weniger schlimme Austeritäts- 
partei gewählt. Dass die Syriza-Abspaltung 
LAE (Laiki Enotita, Volkseinheit) mit nur 
2,86 Prozent den Einzug ins Parlament 
verpasste, lag nicht an einer plötzlichen 
Zustimmung zu Memoranden. Vielmehr 
versprühte die LAE von Beginn an kaum 
Anziehungskraft. Es ist eine weitere Par- 
teigründung „von oben“ ohne Aussicht auf 
einen Wahlerfolg, was hingegen Syriza ja 
gerade so interessant gemacht hatte. An- 
gesichts der Tatsache, eigentlich nur ein 
Glaubensbekenntnis abgeben zu können, 
entschieden sich viele GriechInnen dazu, 
gar nicht zu wählen oder pragmatisch eine 
konservative Nea-Dimokratia-Regierung 
zu verhindern. 

Eine Analyse, die nur Prozentpunkte 
bei Wahlen zählt, verkennt die grundle- 
genden gesellschaftlichen Verschiebun- 
gen, die Syriza verursacht hat und die die 
Chancen für jedes linke Projekt rapide 
verschlechterten. Anstatt die Austeritäts- 
front in der EU zum Wanken zu bringen, 
„hat es der Stab des Ministerpräsidenten 
mit einer erstaunlichen Mischung aus Il- 
lusionen und bürgerlicher Europatümelei, 
Parteichef-Autokratie, Undurchsichtigkeit 
und Unwahrhaftigkeit, undemokratischen 
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Machenschaften und Unmoral geschaft, 
SYRIZA als Partei in Stücke zu schlagen, 
die sozialen Bündnisse zu verlassen, einen 
großen Teil des. 62% OXT zu enttäuschen, 
einen Teil der Gesellschaft zu überzeugen, 
daß es keine Alternative gebe und der ein- 
zige Weg die Memoranden seien; sie haben 
es geschafft, objektive Bedingungen für die 
Stärkungder extremen Rechten zu schaffen 
und vor allem, die Ideen und die moralische 
Dominanz der Linken zu diskreditieren“ 
(Dyktio 2015). 

Das Möglichkeitsfenster, welches sich 
im Januar 2015 öffnete und mit dem OXI- 
Sieg noch einmal aufgestoßen wurde, hat 
Syriza nicht genutzt. Es scheint, als sei das 
Referendum mit der Erwartungorganisiert 
worden, es zu verlieren.' Weitgehend unfä- 
hig, eine Politik außerhalb der staatlichen 
Institutionen zu denken, hat Syriza jenseits 
des Referendums keine gesellschaftlichen 
Dynamiken in Gang gesetzt und zudem 
keinen „Plan B* gehabt. Dabei wäre eine 
Radikalisierung und gesellschaftliche 
Mobilisierung notwendig gewesen, um 
den Druck auf die EU zu erhöhen und die 
gesellschaftlichen Bedingungen für einen 
Grexit oder eine andere finanzpolitische 
Maßnahme herzustellen. Dafür hätte sich 
Syriza aufeine gesellschaftliche Dynamik 
einlassen müssen, die nicht mehr unter der 
Leitungvon Partei und Institutionen steht 
und unkontrollierbar werden kann. Das 
widerspricht der Logik von systemimma- 
nenten Parteien und dieser Wegist nurschr 
selten eingeschlagen worden, etwa in Vene- 
zuela mit Hugo Chävez. Tsipras hatte hin- 
gegen, wie es ein Aktivist aus Thessaloniki 


1 Eine ähnliche Vermutung äußert auch 
Jannis Milios, der bis Frühjahr 2015 
Chefökonom bei Syrizsa war. Vgl. ht- 
tps://www.jacobinmag.com/2015/07/ 
tsipras-euro-merkel-debt-grexit/, Zugriff: 
25.102015. 
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mir gegenüber ausdrückte, mehr Angst vor 
der eigenen Bevölkerungals vor der Troika. 
Nur hatte Syriza zuvor genau das Gegenteil 
vorgegeben: Im Vorfeld wurden viele For- 
derungen der Bewegungen vertreten, die 
Existenz eines Plan Bwurde mehrmals ver- 
kündet, während eine Unterzeichnungdes 
Memorandums kategorisch ausgeschlossen 
wurde. 

Eine Alternative zur Austerität ist nur 
miteinem Mindestmaßan Lenkungs-und 
Eingriffsmöglichkeiten in die Finanz-und 
Währungspolitik möglich. Dies kann 
kaum im Rahmen des Euro geschehen. Ist 
aber ein Grexit nicht begleitet von radika- 
len Eingriffen der Regierungund einer all- 
gemeinen Mobilisierung der Bevölkerung, 
führt er zu einer größeren Ungleichvertei- 
lung. Das Argument, ein Grexit würde eine 
ökonomische Katastrophe bedeuten, blen- 
det aus, dass diese längst da ist: Der produk- 
tive Apparat ist weitgehend zusammenge- 
brochen und große Teile der Bevölkerung 
können ihre Grundbedürfnisse (Nahrung, 
Gesundheit) nicht befriedigen. Während 
die Umsetzungder Memoranden die Situ- 
ation weiter verschlechtert und zementiert, 
hätte ein Grexit zumindest eine andere 
Option eröffnet. Eine andere Möglichkeit 
wäre gewesen, als Regierung zurückzu- 
treten und sich am Widerstand gegen die 
Memoranden zu beteiligen. Wenn keine 
Möglichkeit zur Gestaltungbesteht, sollen 
die Verursacher des Desasters ihre tödliche 
Medizin selbst anbringen. Selbstverständ- 
lich gibt es auch hier keine Erfolgsgarantie. 
Doch angesichts der Alternativlosigkeit 
war eine Flucht nach vorne die einzige 
Option. Dazu war die Syriza-Regierung 
nicht bereit. Sie verließ sich vollständig 
darauf, Kraft der besseren Argumente 
die Austeritätspolitik in trauter Runde in 
Brüssel kippen zu können und dann eine 
andere Politik im institutionellen Rahmen 
zu betreiben. Eine Strategie, die scheitern 


Keine Verdichtung unter dieser Nummer 


musste: „Syriza musste kapitulieren, da sie 
sich auf einen aussichtslosen Kampf ein- 
gelassen und den einzig gangbaren Weg 
verworfen hat: den Austritt aus Europa“ 
(Agamben 2015). 

Der Bewegungslosigkeit der Regierung 
stand allerdings auch eine abwartende 
Haltung eines Großteils der Bevölkerung 
und der Bewegungen gegenüber, die kaum 
mobilisierten, auf Lösungen drängten oder 
Tatsachen schafften - etwa durch massive 
Besetzungen von geschlossenen Betrieben 
oder andere Formen der gesellschaftlichen 
Aneignung. Diese Haltung ist auf Skepsis 
gegenüber Syriza ebenso zurückzuführen 
wie aufhoffnungsvolle Erwartungen. Viele 
Linke schwiegen auch, weil öffentliche Kri- 
tik an Syriza während der ersten Tsipras- 
Regierung unter Linken als Tabu galt. 

Während im Ausland die Euphorie 
bezüglich Syriza überwog, waren viele 
Bewegungslinke in Griechenland cher 
skeptisch, obwohl die meisten von ihnen 
im Januar 2015 für Syriza stimmten und 
im Juni für ein OXI im Referendum mobi- 
lisierten. Der Hintergrund war, dass Syriza 
keine Neugründung war, sondern 2004 
als Wahlbündnis linker Splittergruppen 
und Parteien entstand, dominiert von der 
„sozialistischen“ Synaspismos. Bis 2009 lag 
ihr Stimmenanteil um die fünf Prozent. 
Als Bündelunglinker Kräfte gegen Auste- 
ritätspolitik, mit einem klaren öffentlichen 
Bezugaufdie Bewegungen und mit der Po- 
sition, kein Memorandum zu unterzeich- 
nen, konnte Syriza im Verlauf der Krise 
hohe Stimmengewinne verzeichnen. Doch 
trotz der öffentlichen Positionierung war 
Syriza bereits einen langen Weg der An- 
passung gegangen. Das Patentrezept zur 
Lösung der Krise lautet für Syriza ganz 
konventionell „Wirtschaftswachstum“. 
Der Horizont der Gesellschaftsorgani- 
sation bleibt in der fordistischen Schein- 
dichotomie Staat/Privat verhaftet. So 
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erklärten Syriza-VertreterInnen den über 
50 autonomen Gesundheitskliniken, die 
in Griechenland angesichts des nahezu 
kollabierten öffentlichen Gesundheits- 
systems Zehntausende versorgen, dass die 
Kliniken nicht mehr notwendig seien, 
wenn die öffentliche Gesundheitsversor- 
gung unter einer Syriza-Regierung wieder 
ordnungsgemäß funktioniere. Einmal 
an der Regierung tat Syriza nichts zur 
Unterstützung der besetzten und unter 
Arbeiterkontrolle produzierenden Fabrik 
Vio.Me., deren Gelände Ende 2015 ver- 
steigert werden soll. Anstatt Dynamiken 
der Selbstverwaltung zu unterstützen und 
weitere Inbetriebnahmen durch Arbeite- 
Innen zu ermutigen, wurde dem seit zwei 
Jahren von den Beschäftigten besetzten 
und selbstverwalteten öffentlichen TV- 
Sender ERT3 ohne Diskussion ein neues 
Direktorium vor die Nase gesetzt. 

Das Verhältnis von Syriza zur Selbst- 
organisierung war bereits vor Unterzeich- 
nungdes Memorandums nicht so rosig, wie 
häufigim Ausland, etwa Deutschland, dar- 
gelegt. Einerseits war Syriza keineswegs in 
allen Kämpfen und Bewegungen präsent; 
andererseits gab es in allen Bewegungen, in 
denen Syriza politisch oder personell be- 
teiligt war, Konflikte altbekannter Natur. 
Seien es die selbstorganisierten Gesund- 
heitskliniken oder die Kampagne gegen 
Wasserprivatisierung, sie alle beklagen 
Vereinnahmungsversuche von Syriza. Auf 
dem konkreten Terrain agierte Syriza nicht 
anders, als die Vorgängerparteien, die in 
Syriza fusionierten. 

Die linken Debatten um einen Euro- 
Austritt versus Griechenland als Baustein, 
um den EU-Austeritätskurs zu kippen, ge- 
hen aber an der Realität vorbei. Der Grexit 
verfügt über keine gesellschaftlich relevante 
Unterstützung, während die Syriza-Regie- 
rungResultat gesellschaftlicher Resignation 
und des Umsattelns der Eliten ist. Keine der 
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beiden Optionen verfügt über ein alternati- 
ves gesellschaftliches Projekt und keine ist 
mit Bewegungen verbunden. Syriza ist nicht 
Teil einer europäischen Anti-Austeritäts- 
front, sondern setzt EU-Austeritätspolitik 
um: Flughäfen und Häfen werden privati- 
siert, Renten wurden gekürzt, das Rentenal- 
ter auf 67 Jahre angehoben, Steuererleichte- 
rungen für Bauern und Bäuerinnen werden 
abgeschafft. Eine Erhöhungder Steuern für 
VermieterInnen von Immobilien wurde 
jedoch aus einem Gesetzesentwurf wieder 
herausgestrichen. Sogar das Moratorium 
für Zwangsräumungen von Menschen, die 
dadurch ihre einzige Unterkunft verlieren 
(zu Beginn der Krisenjahre von konser- 
vativen Regierungen eingeführt und stets 
verlängert), ließ Syriza auslaufen. Da spielt 
es keine Rolle, dass Syriza die Maßnahmen 
bedauert. In dieser Situation wirkt so man- 
che unbeirrbare Unterstützung für Syriza 
denn auch wie ein religiöses Bekenntnis, 
das jeder materiellen Grundlage entbehrt, 
etwa wenn Negri Syriza und TIsipras noch 
im September 2015 als Teil der Anti-Aus- 
teritätsfront angeführt sieht und fordert, 
dass ihnen „mehr Zeit gegeben werden soll“, 
denn wenn „ihm aufgezwungen wird, die 
Flughäfen zu privatisieren kann er sagen: 
dann verstaatliche ich die Häfen. Schreiben 
sie ihm vor das nationale Tariflohnsystem zu 
ändern? Dann kann er vielleicht mit einem 
garantierten Grundeinkommen antworten“ 


(Negri 2015). 


Spanien 


Im spanischen Staat existierte bereits vor 
den großen Bewegungen (2011) eine 
Vielzahl landesweiter und regionaler 
Linksparteien, von denen Izquierda Unida 
(Vereinigte Linke, IU) die größte war. Mit 
Abflauen der Bewegungen kam es zu einer 
Vielzahl landesweiter, regionaler und lo- 
kaler Partei- und Wahllistengründungen. 
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Diese gingen aus den Bewegungen hervor, 
womit sich die Situation von anderen 
Kontexten unterscheidet. Externe Beob- 
achterInnen hofften zunächst auf einem 
massiven Stimmenzuwachs für IU. Doch 
die blieb mit Ergebnissen um zehn Prozent 
bei den EU-Wahlen 2014 weit hinter den 
eigenen Ergebnissen Mitte der 1990er 
Jahre zurück. Die Unterstützung von IU 
für die sozialistische Minderheitsregierung 
von Jose Luis Rodriguez Zapatero (April 
2004 bis April 2008) und die Beteiligung 
an sozialdemokratischen und konservativen 
Lokal- und Regionalregierungen nährten 
das Misstrauen. In Umfragen im Herbst 
2015 lagIU bei etwa vier bis sechs Prozent. 

Entgegen verbreitetem Wunschdenken 
standen „Izquierda Unida, Gewerkschaf- 
ten und 15-M“ nie in einem „produktiven 
Spannungsverhältnis“ (Candeias 2013: 
146). Die Bewegungen waren stets darauf 
bedacht, Distanz zu IU und den Gewerk- 
schaften zu wahren. Dass die Basis der 
Gewerkschaften viele Diskurse, Organi- 
sations- und Aktionsformen der 15-M 
übernommen und dabei die Apparate der 
eigenen Organisation vor sich her getrieben 
hat, sollte nicht mit einer „strategischen 
Reorientierungder Gewerkschaften“ (Can- 
deias 2013: 145) verwechselt werden. Zum 
Teil organisiert sich die Gewerkschaftsbasis 
ausdrücklich nicht unter gewerkschaftli- 
chem Banner. So stammen die Mitglieder 
der laioflautas?, eine RentnerInnengruppe, 
die vor allem durch Bankbesetzungen be- 
kannt wurde, aus der sozialdemokratischen 
Gewerkschaft UGT (Uniön General del 
Trabajo) und der IU-nahen Gewerkschaft 
CC.OO. (Comisiones Obreras). Und die 


2 lIaioflautas ist eine Anspielung auf „per- 
roflautas“, Gammler, wie die Presse einige 
der Protestiereden bezeichnet. „Iaio“ ist 


an yayo/yaya (Opi/Omi) angelehnt. 
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als Marcas (Fluten) bekannten Bewegun- 
gen im Bildungs- und Gesundheitssektor 
eigneten sich die Versammlungspraxis des 
15-M an, statt ihre Proteste gewerkschaft- 
lich zu strukturieren. 

Im Januar 2014 entstand Podemos („wir 
können“) infolge eines politischen Mani- 
fests von Beteiligten an der Bewegung 
der Plätze. Es gründeten sich Basiszirkel, 
während die Leitung von Beginn an fest- 
stand. Aufder Mitgliederversammlungim 
Oktober 2014 in der Vista-Alegre-Halle 
in Madrid nahm Podemos eine konventi- 
onelle Parteistruktur an. Für die verschie- 
denen Ämter standen zwei geschlossene 
Listen zur Wahl; der Vorschlagder Leitung 
gewann. Die Struktur von Podemos war, 
ebenso wie die strategische Ausrichtung, 
stets stark von oben geprägt. Bei den EU- 
Wahlen im Mai 2014 erhielt Podemos fast 
acht Prozent und wurde viertstärkste Kraft. 
Nach diesem erfolgreichen Start stiegen 
die Umfragewerte weiter und erreichten 
zwischen November 2014 und Ende März 
2015 einen Höhepunkt, als gut ein Viertel 
der Befragten angaben, für Podemos stim- 
men zu wollen. In einigen Umfragen war 
Podemos sogar stärkste Kraft, noch vor 
dem Partido Popular (PP). Doch von da 
an sank der Zuspruch zu Podemos wieder 
kontinuierlich und lagim Herbst 2015 bei 
nur noch 13 bis 16 Prozent.° 

Podemos hat sich die Populismus-Ihe- 
sen von Ernesto Laclau zu eigen gemacht 
und sich an Lateinamerika orientiert‘ - 


3  http://www.electograph.com/p/electo- 
graph-poll-of-polls.html 

4  Populismusbietet für Laclau die Möglich- 
keit, in Hegemonickrisen und mit einer 
Dichotomisierung des sozialen Raums 
gegen das herrschende System einen brei- 
ten Teil der Bevölkerung als kollektiven 
Akteur aufzubauen. Populismus ist ge- 
prägt von einer charismatischen Führung 
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auch wenn man sich aus wahltaktischen 
Gründen ständig von Venezuela distan- 
ziert. Der Anpassungsdruck hinsichtlich 
Inhalt und Struktur wird bei Podemos 
besonders deutlich. Podemos Strategie ist, 
sich als Kraft zu präsentieren, die keine Ver- 
bindung zum politischen Establishment 
hat und die nächsten Wahlen gewinnen 
kann. Dafür verortet Podemos sich in der 
Mitte und sucht dort nach Stimmen. Der 
Bewegungsvorschlag eines konstituieren- 
den Prozesses, der auch den Beginn von 
Podemos prägte, ist von der Entscheidung 
verdrängt worden, den Verfassungsrahmen 
nicht zu verlassen. Podemos richtet seine 
politischen Positionen und Vorschläge an 
dem aus, wases im spanischen Kontext für 
kulturell und politisch akzeptiert hält. So 
wurde etwa aus dem „Nicht-Bezahlen der 
Schulden“ im Programm für die EU-Wah- 
len im Mai 2014 das „Nicht-Bezahlen der il- 
legitimen Schulden“ und im Oktober 2014 
schließlich die einvernehmliche „geordnete 
Restrukturierung“ der Schulden (Manetto 
2014). Diese Herangehensweise reduziert 
die Möglichkeiten sozialer Transformation 
drastisch und verkennt die Bedeutung ge- 
sellschaftlicher Dynamiken. Das Beispiel 
der Plattform der Hypothekengeschädig- 
ten (PAH) mit ihrem Widerstand gegen 
Zwangsräumungen und den Besetzungen 
ganzer Wohnblöcke zeigt, dass es möglich 
ist, eigene Vorstellungen von Legitimität 
gesellschaftlich breit zu verankern, selbst 
gegen herrschende Legalität. 

Doch der Bewegungscharakter von Po- 
demos verflog schnell. „Seit Vista Alegre 
leugnet sie in Diskurs und Vorgehen, was 
nach eigener Aussage die Quelle eigener 
unerbittlicher Protestenergie sein sollte: 


und einem radikal anti-oligarchischen 
bzw.Anti-Establishment-Diskurs (Laclau 
2005; 2014). 
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die 2011 begonnene Bewegung des Auf- 
standes der BürgerInnen. Weit weg ist der 
Ruf ‘Sie repräsentieren uns nicht [...). Sie 
istschlagartiggealtert, sie hat sich transfor- 
miertin eine funktionale Partei, integriert 
in die von der Transition geerbte instituti- 
onelle Struktur, die sie in ihren Ursprün- 
gen so drastisch hinterfragt hat. Sie hat die 
originäre Rebellion und Unerbittlichkeit 
durch einen spekulativen Gatopardismo 
[oberflächliche Änderung bei der alles 
gleich bleibt; Anm.: D.A.] ersetzt. Dieser 
ist der Transparenz und Würdegebung der 
Politik, die sich ‘die Leute’ - an die sie [Po- 
demos] so schr appelliert hat - erschnen, 
völlig fremd“ (Azcärate 2015). Zentralis- 
mus, Reformismus und Personalismen prä- 
gen mittlerweile auch Podemos. Politische 
und strategische Positionierungen werden 
von einigen wenigen ParteiführerInnen 
über die Massenmedien lanciert. Zugleich 
wird in den öffentlichen Hahnenkämpfen 
zwischen IU- und Podemos-Spitzen nicht 
mit Disqualifizierungen gespart. 

Bei den Wahlen zum katalanischen 
Parlament Ende September 2015 trat Pode- 
mos gemeinsam mit der katalanischen IU- 
Sektion und anderen Parteien an. Die Liste 
landete mit 8,94 Prozent auf dem vierten 
Platz. Die eigentliche Überraschung war 
die CUP mit 8,2 Prozent. Die CUP, die 
ihre Stimmen im Vergleich zur letzten 
Wahl fast verdreifachen konnte, ist links, 
dezidiert antikapitalistisch und für die Un- 
abhängigkeit Kataloniens. Sie funktioniert 
über Versammlungen und erklärt: „Unser 
institutionelles Engagement soll niemand 
anderes repräsentieren als die organisierten 
Leute“ (Diagonal 2015). So wird sie auch 
von den WählerInnen verstanden. „Die 
CUP repräsentiert uns nicht, weilniemand 
uns repräsentiert. Sie ist nicht die Avant- 
garde, noch der Transmissionsriemen der 
Bewegungen. Sie isteinfach Teil der Bewe- 
gungen“ (Diagonal 2015). 
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Der CUP gelanges, die bürgerlich-nati- 
onalistische Bewegung Kataloniens, die ei- 
nen Unabhängigkeitsprozess im Einklang 
mit dem Spanischen Zentralstaat wollte, zu 
einer Position zu bringen, die sich erklärt 
ungehorsam versteht. Anfang November 
2015 wird im katalanischen Parlament mit 
den Stimmen der CUP der Wegzur Unab- 
hängigkeit beschlossen werden, verknüpft 
mit der Erklärung, die Entscheidungen 
spanischer Verfassungsgerichte nicht an- 
zuerkennen. Dieser offene Bruch mit der 
autoritären Spanischen Verfassung und 
der Unabhängigkeitsprozess könnten eine 
Dynamik auslösen, in der große Chancen 
sozialer Transformation stecken. 

Die Erklärung von IU und Podemos, 
es sei „nationalistisch“ und nicht „sozial“ 
gewählt worden, ist zu einfach: Die soziale 
Programmatik der CUP ist radikaler als 
die von Podemos und IU und ihre Veran- 
kerung in den sozialen Kämpfen stärker. 
Die CUP ist auch als konsequent basispo- 
litisch und antiinstitutionell bekannt und 
betrieb kaum Wahlkampfaufwand. Die 
Reaktion der Führung von Podemos und 
IU zeigt, wie schnell Podemos die Partei- 
attitüde angenommen hat, mit der auch 
IU immer wieder unangenehm auflällt: 
Schuld sind immer die anderen, wenn es 
nicht so läuft, wie es die Parteiführung 
vorgesehen hat. Derartige Vorgehenswei- 
sen verursachen in Podemos immer wieder 
Dissens, Konflikte und Austritte. In Kata- 
lonien trat in Ablehnung der Analyse der 
Parteiführung ein Viertel der regionalen 
Leitung zurück, die Vorsitzende mitein- 
geschlossen. Und während die Nummer 
zwei von Podemos, Inigo Errejön, die 
einseitige Erklärung des katalanischen 
Parlaments, einen Weg in Richtung Un- 
abhängigkeit einzuschlagen, als „inakzep- 
tabel“ bezeichnete, stimmten sechs der elf 
katalanischen Podemos-Abgeordneten für 
die neue Parlamentspräsidentin, die zu 
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den UnabhängigkeitsbefürworterInnen 
gehört. In Galizien wurde eine kritische 
Strömung konstituiert, die eine Rückbe- 
sinnungaufdie ursprünglichen Werte und 
Inhalte sowie die Wiederbelebung der Ba- 
sisversammlungen fordert. 

Eine unterschiedliche institutionelle 
Strategie haben andere Teile der Bewe- 
gungen eingeschlagen. Für die Kommu- 
nalwahlen Ende Mai 2015 setzten sie auf 
breite linke Bündnisse von unten. Die 
Listen erzielten nirgendwo die Mehrheit, 
wurden aber in wichtigen Städten zur ers- 
ten oder zweiten Kraft (hinter der rechten 
Partido Popular), was den Weg für linke 
Koalitionen oder Minderheitsregierun- 
gen öffnete, die von den Listen angeführt 
wurden. Barcelona, Madrid, A Coruna, 
Badalona, Cädiz, Pamplona, Santiago de 
Compostela und Zaragoza haben seitdem 
sogenannte Rathäuser des Wechsels. 

In Barcelona trat Ada Colau, ehema- 
lige Sprecherin der Plattform der Hypo- 
thekengeschädigten (PAH), für die Liste 
Barcelona en Comü (Barcelona Gemein- 
sam) an. BComü besteht aus der Initiative 
Guanyem Barcelona, den katalanischen 
Grünen, der katalanischen IU, Podemos 
und weiteren Parteien und Initiativen. 
BComu wurde mit 25,2 Prozent erste 
Kraft und Colau mit den Stimmen der 
katalanischen PSOE, der katalanischen 
sozialdemokratischen ERC und der CUP 
zur Bürgermeisterin gewählt. Die neue 
Stadtverwaltung traf gleich verschiedene 
aufsehenerregende Entscheidungen. Dazu 
gehörte der Rückzug der Bewerbung für 
die Olympischen Winterspiele 2026 aus 
ökologischen und sozialen Gründen, ein 
einjähriges Moratorium für Lizenzen für 
Hotels und Ferienwohnungen, die Ent- 
fernung der Büste des Königs Juan Carlos 
aus dem Plenarsaal des Rathauses und die 
symbolische Erklärung gegen das TTIP. 


Zudem wurde verkündet, dass Barcelona 
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eine „Stadt der Zuflucht“ sei. Es wurden 
10 Millionen Euro Sondermittel für die 
Betreuungvon Flüchtlingen bereitgestellt, 
Solidaritätsgruppen und die Koordination 
bekommen öffentliche Unterstützung. Das 
waren alles Forderungen der Bewegungen. 

Eine Untersuchung zu der Umsetzung 
des Wahlprogramms nach den ersten 120 
Tagen Amtszeit stellt fest: „BComü hat 11 
der 35 im Sofortplan enthaltenen Maßnah- 
men umgesetzt und 60% des Programms in 
die Wege geleitet, aber wichtige soziale As- 
pektesind noch ausstehend“ (Casellas ct al. 
2015). Darunter finden sich auch einige der 
Kernthemen von BComu, wie partizipative 
Stadtverwaltung, bezahlbarer Wohnraum 
und der Stopp von Wohnimmobilienpfän- 
dungen. Ein Treffen von Colau mit diver- 
sen Finanzinstituten blieb ergebnislos. 
Der Sprecher der PAH, Carlos Macias, 
erinnert die ehemalige PAH-Sprecherin 
und heutige Bürgermeisterin: „An den 
guten Willen der Finanzinstitutionen zu 
appellieren, hat sich als völlig unwirksam 
erwiesen“ (ebd.). 

Indes sieht es sechs Wochen vor den Par- 
lamentswahlen vom 20. Dezember 2015 
aus, als würden zwei linke Wahllisten an- 
treten - eine breitere um Podemos und eine 
kleinere um IU. Damit ist ein linker Wahl- 
sieg noch unwahrscheinlicher geworden. 
Hinzu kommtder Aufschwungder rechten 
Partei Ciudadanos (Bürger). 2006 in Barce- 
lona als wirtschaftsliberale Regionalpartei 
gegen die Unabhängigkeitsbestrebungen 
Kataloniens gegründet, kandidiert Ciu- 
dadanos in ganz Spanien und präsentiert 
sich als frische und unverbrauchte Kraft, 
gegen Korruption und bürgernah. Mit 
einer ähnlichen Strategie wie Podemos 
wurde Ciudadanos zum neuen Projekt der 
spanischen Eliten. In Umfragen stieg die 
Zustimmungab Ende 2014 kontinuierlich, 
und im Herbst 2015 überholte Ciudadanos 
Podemos. Eine Anti-Austeritätsregierung 
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wird aus den Wahlen sicher nicht hervor- 
gehen. Das 2011 eröffnete Möglichkeits- 


fenster ist geschlossen. 


Einige Schlussfolgerungen 
Die erhoffte Verdichtung in der Partei funk- 


tioniert nicht: In Spanien wurden mehr Par- 
teien gegründet, als es Bewegungen gab und 
in Griechenland, im Augenblick der einzige 
EU-Staat mit einer Linkspartei-Regierung, 
haben die meisten Bewegungen mit Syriza 
gebrochen, nachdem das Memorandum 
unterzeichnet wurde. Die erste und bisher 
einzige vermeintliche Anti-Austeritätsre- 
gierung setzt die Austerität um, während 
ansonsten keine weitere Anti-Austeritätsre- 
gierung in Sicht ist. Daher ist auch der Be- 
griff „Mosaiklinke“ (Candeias 2010; Urban 
2010) problematisch. Ein Mosaik ergibt ein 
Gesamtbild. Parteien und Selbstorganisie- 
rung ergeben aber kein Gesamtbild, oder 
bestenfalls eines, das Strukturalismus und 
Expressionismus vereinen will. Ebenso 
problematisch ist eine Aufgabenteilung 
zwischen Parteien und Bewegungen, wie 
sie etwa Kleine (2012) formuliert. Par- 
teien und Selbstorganisierung folgen einer 
gegensätzlichen Logik. Parteien wie Insti- 
tutionen fußen auf der Plan- und Quanti- 
fizierbarkeit sozialer Prozesse. Bewegungen 
und Selbstorganisierung leben wesentlich 
vom Moment der Unvorhersehbarkeit, 
der Nicht-Planbarkeit, und ein großer Teil 
der Transformationen, wie etwa die der 
sozialen Beziehungen, sind nicht quanti- 
fizierbar. Nur so können sie etwas Neues 
erschaffen. Parteien und Institutionen, vor 
allem nationaler Reichweite, tendieren zur 
Homogenisierung und zu arithmetischen 
Kompromissen, während Bewegungen 
und Selbstorganisierung der vergangenen 
20 Jahre die Differenz und gemeinsame 
Prozesse zur Grundlage ihrer Produktivität 
hatten. Und während direkte Demokratie, 
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Partizipation und eine radikale Gleichheit 
der Beteiligten die Matrix der Bewegungen 
sind (Azzellini 2013; 2014; Sitrin/ Azzel- 
lini 2014), tendieren Parteien eher zum 
Gegenteil. 

Es erscheint daher sinnvoller, das 
Verhältnis zwischen institutionalisierten 
Politikformen und Selbstorganisierung 
von vorneherein als eines zu denken, das 
antagonistisch ist und dessen Produkti- 
vität aus einem Spannungsverhältnis von 
Kooperation und Konflikt erzeugt wird. 
Es ist kein Verhältnis, in dem sich Parteien 
und Bewegungen gegenseitigergänzen und 
es kann auch keine Synthese geben, da die 
Differenz immer erhalten bleibt. Zudem 
teilt die Vorstellung der Synthese oder 
Verdichtung der Partei automatisch eine 
übergeordnete Bedeutung zu. Die Dyna- 
mik von Konflikt und Kooperation eignet 
sich auch in Situationen zur Analyse, in 
denen die Partei oder die Institution aus 
den Bewegungen kommt, wie im Fall von 
Barcelona und der PAH deutlich wird. 
Leider überwiegt in den meisten Ländern 
der Konflikt gegenüber der Kooperation. 

Die interessantesten institutionellen 
Ansätze sind bisher die lokalen Wahllisten 
in Spanien und die CUP in Katalonien, die 
gar nicht den Anspruch haben, eine Syn- 
these herzustellen oder sich zu politischen 
Prozessen zu verdichten. Beide Ansätze ste- 
hen vor harten Bewährungsproben, die ihre 
Glaubwürdigkeit und die Unterstützung 
für sie schnell erodieren lassen können. 
Die CUP unterstützt eine nationalistische 
Regierung, um einseitig einen Unabhän- 
gigkeitsprozess in die Wege zu leiten. Die 
CUP und die Linke werden sowohl gegen 
den Spanischen Zentralstaat wie auch ge- 
gen die katalanische Bourgeoisie kämpfen 
müssen, aber es öffnet sich durchaus ein 
Mösglichkeitsfenster. Die CUP hat mit ih- 
rer Strategie, sich an sozialen Kämpfen und 
Ungehorsam zu beteiligen und auf einen 
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Bruch mit der konstitutionellen Ordnung 
zu drängen, sowie ihrer Mitarbeit in den 
Institutionen gezeigt, wie eine solche ins- 
titutionelle Mitarbeit Möglichkeitsfenster 
für Veränderung öffnen kann. 

Mit den linken Wahllisten in den 
Städten ist auf lokaler Ebene gelungen, 
was landesweit kaum erkennbar ist: eine 
produktive Kooperation zwischen fast al- 
len linken Gruppen und Parteien und eine 
breite Beteiligung lokaler Initiativen. Die 
KandidatInnen wurden in Primärwahlen 
ermittelt und das Programm demokratisch 
von unten erarbeitet. Aufder lokalen Ebene 
hat sich die Kooperation als einfacher 
erwiesen als auf nationaler Ebene. Nun 
müssen die linken Stadtverwaltungen (fast 
alles Minderheitsregierungen) noch unter 
Beweis stellen, dass sie eine grundlegende 
Alternative darstellen und eine Antwort 
auf die von ihnen kritisierten strukturellen 
Probleme und auf die mangelnden Parti- 
zipationsmöglichkeiten in der Gestaltung 
der Stadtpolitik haben. Es wird wichtig 
sein, dass sie sich ihrer Ursprünge und der 
Kreativität des 15-M erinnern. Allein im 
institutionellen Rahmen ist keine wirkli- 
che Veränderung möglich. 

Und hier wird in Spanien ein weiteres 
Dilemma deutlich: die Parteigründungen 
und Wahllisten, die Wahlkampfaktivitä- 
ten und die Übernahme institutioneller 
Posten haben zu einer allgemeinen Ab- 
nahme von Bewegungsaktivitäten geführt. 
Alle Hoffnungen konzentrieren sich auf 
Wahlen. Für gesellschaftliche Veränderun- 
gen ist aber gesellschaftliche Mobilisierung 
notwendig. Nicht nur, um auch auf linke 
Parteien und Verwaltungen Druck auszu- 
üben, sondern vor allem um gesellschaftli- 
che Kräfteverhältnisse zu verschieben und 
so Räume für eine andere Politik zu öffnen. 
Es besteht die Gefahr des „Irugschlusses 
des Politischen“: „Das ist die Vorstellung, 
dass eine politische Rekonfiguration durch 
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irgendeine Art politischer Repräsentation 
einen radikalen Wechsel in den sozialen 
Beziehungen und in den Systemen sozialer 
Reproduktion generieren und aufrechter- 
halten kann.“ (De Angelis 2014). 

Die Parteiform, auf die mitunter un- 
geduldig gedrängt wurde, hat nicht das 
Problem gelöst, dass es bisher noch nicht 
gelungen ist, die verschiedenen gesell- 
schaftlichen Kämpfe in einem alternati- 
ven Gesellschaftsprojekt zu vereinen. Die 
neuen Formen können nur von unten, 
aus der Praxis heraus, entwickelt werden. 
Die Partei oder Wahlliste kann sie nicht 
ersetzen. In Griechenland ist es nun die 
einzige Alternative zur Resignation. Dort 
bilden die selbstorganisierten Netzwerke 
und Aktivitäten die Grundlage, indem sie 
antikapitalistische Gemeingüter (Com- 
mons) schaffen: Von den über 50 auto- 
nomen Solidaritätskliniken, über neue 
Genossenschaften, Tauschringe, urbanen 
Gärten, besetzten Betriebe, Basisgewerk- 
schaften und Stadtteilorganisierung bis 
zu den vielen anderen Initiativen, die den 
Menschen das Überleben auf kollektive 
und solidarische Weise ermöglichen. Das 
sind die derzeitigen Alternativen zum ge- 
sellschaftszersetzenden „Alle gegen alle“ 
von Kapitalismus und Austerität. Von dort 
aus muss auch der gesellschaftliche und po- 
litische Konflikt organisiert werden. Das 
klingt bescheiden, doch diese Initiativen 
und Netzwerke haben um ein Vielfaches 
mehr getan, um der griechischen Bevölke- 
rungeine Antwortim Alltagzu geben und 
zugleich eine andere Form gesellschaftli- 
cher Organisation sichtbar zu machen, als 
Syriza an der Regierung. 
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